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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 23. September 1960 

8 — 50103 — 4138/60 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung des 
Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1961 
(Haushaltsgesetz 1961) 

nebst Begründung mit der Bdte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Die Entwürfe des Gesamtplans und der Einzelpläne des Bundes- 
haushaltsplans 1961 liegen diesem Schreiben bei. 9 

Der gemäß Artikel 110 Abs. 3 des Grundgesetzes dem Haus- 
haltsplan beizufügende Nachweis über das Vermögen und die 
Schulden des Bundes konnte infolge der Anpassung des Rech- 
nungsjahres an das Kalenderjahr und der damit verbundenen 
Zeitverkürzung bis zur Vorlage des Haushaltsplans nicht recht- 
zeitig aufgestellt werden. Er v/ird nachgereicht, sobald die 
Ergebnisse der Rechnungslegung über das Vermögen vorliegen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Für den Einzelplan 02 — Deutscher Bundestag — liegt ein 
gemäß § 6 Abs. 3 der Geschäftsordnung des Deutschen Bundes- 
tages festgestellter Haushaltsvoranschlag für das Rechnungs- 
jahr 1961 noch nicht vor. Der Entwurf des Einzelplans 02 ent- 
hält daher lediglich eine Zusammenstellung der Summen der 
Einnahme- und Ausgabegruppen unter Zugrundelegung der 
Schlußzahlen für das Rechnungsjahr 1960. Ein aufgegliederter 
Plan wird nachgereicht, sobald der vom Vorstand des Bundes- 
tages geschäftsordnungsgemäß festgestellte Voranschlag ein- 
gegangen und geprüft ist. 


*) Einzelpläne als Sonderdruck verteilt. 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdrudcerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Im Entwurf für den Einzelplan Ü3 — Bundesrat — sind die Per- 
sonalanforderungen unverändert nach dem vom Präsidium des 
Bundesrates beschlossenen Entwurf aufgenommen worden. Sie 
entsprechen nicht in allen Punkten den Maßstäben, die sonst 
gegenüber den Bundesressorts auf dem Personalgebiet für den 
Haushalt 1961 angewendet werden mußten. Insoweit handelt 
es sich mithin nicht um eine verantwortliche Vorlage der 
Bundesregierung. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 23. September 1960 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zum Gesetzentwurf 
Stellung genommen. Seine Änderungsvorschläge und Bemer- 
kungen sind zusammen mit der Stellungnahme der Bundes- 
regierung dazu in der Anlage 2 enthalten. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen. 


Adenauer 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans 
für das Rechnungsjahr 1961 
(Haushaltsgesetz 1961) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Der diesem Gesetz als Anlage beigefügte Bundes- 
haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1961 wird in 
Einnahme und Ausgabe auf 

44 862 101 600 Deutsche Mark 
festgestellt, und zwar 

im ordentlichen Haushalt in Einnahme und Aus- 
gabe auf 

42 744 731 200 Deutsche Mark 

und 

im außerordentlichen Haushalt in Einnahme und 

Ausgabe auf 

2 1 17 370 400 Deutsche Mark. 

§ 2 

(1) Der Bundesminister der Finanzen kann in 
Einzelfällen bestimmen, daß § 30 Abs. 3 Satz 1 der 
Reichshaushaltsordnung keine Anwendung findet. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird ferner 
ermächtigt, mit Zustimmung des Haushaltsausschus- 
ses des Deutschen Bundestages auch für solche Aus- 
gabenansätze, die im Bundeshaushaltsplan nicht 
ausdrücklich als übertragbar bezeichnet sind, die 
Übertragbarkeit anzuordnen, soweit Leistungen aus 
diesen Ausgabenansätzen für bereits bewilligte 
Maßnahmen noch im folgenden Rechnungsjahr er- 
forderlich sind. 

§ 3 

(1) Bei Anwendung des § 30 a der Reichshaus- 
haltsordnung ist der Betrag von 30 000 Deutsche 
Mark durch den Betrag von 50 000 Deutsche Mark 
zu ersetzen. 

(2) In den Fällen des § 47 Abs. 3 und 6 der Reichs- 
haushaltsordnung gilt im Rechnungsjahr 1961 als 
Wertgrenze des § 3 Abs. 2 und des § 5 der Anlage 3 
zu § 57 der Reichswirtschaftsbestimmungen der Be- 
trag von 1 000 000 Deutsche Mark. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen wird ermäch- 
tigt, in Abweichung von § 47 Abs. 1 der Reichshaus- 
haltsordnung zuzulassen, daß bewegliche Sachen, 
die aus Zuwendungen des Bundes zur Förderung 
der wissenschaftlichen Forschung erworben sind 
und im Eigentum des Bundes stehen, den Trägern 
der Forschungseinrichtungen oder zentralen For- 
schiingsorganisationen unentgeltlich übereignet wer- 
den. 


§ 4 

übersteigt bei einem Einnahmetitel der Betrag 
der tatsächlichen Einnahmen den Haushaltsansatz 
und können auf Grund eines Haushaltsvermerks 
bei einem übertragbaren Ausgabetitel in Höhe 
dieser Mehreinnahmen Ausgaben geleistet werden, 
so dürfen, abweichend von § 73 der Reichshaushalts- 
ordnung, die Beträge solcher Mehreinnahmen, die 
bis zum Schluß des Rechnungsjahres für die Zwecke 
der Ausgabetitol nicht verwendet worden sind, in 
der Haushaltsrechnung als Ausgaberest und zu- 
gleich als Mehrausgabe nachgewiesen werden. 

§ 5 

§ 75 der Reichshaushaltsordnung ist im Rech- 
nungsjahr 1961 in der Weise anzuwenden, daß 
bei Feststellung des Jahresergebnisses nur die tat- 
sächlich eingegangenen Einnahmen (Ist-Einnahme) 
und die tatsächlich geleisteten Ausgaben (Ist-Aus- 
gabe) berücksichtigt werden. 

§ 6 

Der Bundesminister der Finanzen darf seine 
Zustimmung nach § 30 Abs. 2 der Reichshaushalts- 
ordnung zur Verausgabung von Beträgen, die bei 
übertragbaren Ausgabebewilligungen am Schluß des 
Rechnungsjahres 1960 nicht verwejidet sind (Aus- 
gabereste), nur erteilen, wenn innerhalb desselben 
Einzelplans Beträge in gleicher Höhe für diesen 
Zweck in Abgang gestellt werden oder wenn sicher- 
gestellt ist, daß in demselben Einzelplan am Schluß 
des Rechnungsjahres 1961 Ausgabereste in gleicher 
Höhe verbleiben, soweit nicht besondere Ausgabe- 
mittel zur Deckung dieser Ausgaben im Haushalts- 
plan veranschlagt sind. Der Bundesminister der 
Finanzen kann in Ausnahmefällen zulassen, daß der 
Ausgleich in anderen Einzelplänen vorgenommen 
wird. 

§ 7 

(1) Verfügungen über Ausgabemittel, die bei ein- 
zelnen Titeln des Haushaltsplans als gesperrt be- 
zeichnet sind, sowie über Ausgabemittel des außer- 
ordentlichen Haushalts bedürfen der Zustimmung 
des Bundesministers der Finanzen. Auch der Beginn 
von Hochbaumaßnahmen bedarf der Zustimmung 
des Bundesministers der Finanzen, 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann die 
Inanspruchnahme von Mitteln für bestimmte Aus- 
gabetitel oder für Gruppen von solchen von seiner 
Zustimmung abhängig machen, soweit die Entwick- 
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lung auf der Einnahme- und Ausgabeseite oder ^ 
die Sicherung des volkswirtschaftlichen Gleich- 
gewichts es erfordern. i 

§ 8 ; 

(1) Innerhalb der einzelnen Kapitel sind gegen- 
seitig deckungsfähig die Ansätze bei 

1. Titel 104a und 104b 

2. Titel 108 und 217 

3. Titel 201 a, b und c j 

4. Titel 204 und 205 

5; Titel 207 a, b und c. i 

(2) Innerhalb der einzelnen Kapitel können ver- i 

wendet werden (einseitige Deckungsfähigkeit): j 

1. Einsparungen bei Titel 101 zur Verstärkung j 
der bei Titel 103 und 104 veranschlagten 
Mittel; 

2. Einsparungen bei Titel 102 zur Verstärkung I 
der bei Titel 103 veranschlagten Mittel; 

3. Einsparungen bei Titel 103 zur Verstärkung j 
der bei Titel 104 veranschlagten Mittel; 

4. Einsparungen bei den Titeln lOlbis 104 zur I 
Verstärkung von Mitteln bei den Titeln 
109, 110 und 111; 

5. Einsparungen bei Titel 106 zur Verstärkung 
der bei Titel 107 veranschlagten Mittel. 

(3) Innerhalb der Kapitel 33 03, 33 04, 33 06, 33 07 
und 33 08 können Einsparungen bei Titel 160 zur 
Verstärkung der bei Titel 161 veranschlagten Mittel 
verwendet werden (einseitige Deckungsfähigkeit). 

(4) Gegenseitig deckungsfähig sind die übertrag- 
baren Mittel folgender Titel, und zwar nach Maß- 
gabe der jeweiligen Haushaltsvermerke: 

Kapitel 10 02, Titel 570a und 570b | 

Kapitel 12 17, Titel 570a und 570b 

Kapitel 32 05, Titel 680 und 681 

Kapitel ?2 05, Titel 683 a und 683 b | 

Kapitel 36 04, Titel 305, 306, 308 und 572 

Kapitel 60 02, Titel 571a und 571b ! 

Kapitel 60 02, Titel 573 a und 573 b 

Kapitel 60 04, Titel 950 a und 950 b. ] 

(5) Nach Maßgabe der jeweiligen Haushaltsver- i 
merke können von den übertragbaren Mitteln ver- i 
wendet werden (einseitige Deckungsfähigkeit): 

1. Einsparungen bei Kapitel 06 29 Titel 300 I 

zur Verstärkung der bei Kapitel 06 29 
Titel 215 veranschlagten Mittel; I 

2. Einsparungen bei Kapitel 06 29 Titel 300 ^ 
zur Deckung von Ausgaben bei Kapitel 
06 29 Titel 703; 

3. Einsparungen bei Kapitel 06 30 Titel 304 | 
zur Verstärkung der bei Kapitel 06 30 i 
Titel 215 veranschlagten Mittel; 

4. Einsparungen bei Keipitel 09 03 Titel 304 
zur Verstärkung der bei Kapitel 09 03 j 
Titel 310 veranschlagten Mittel; 

5. Einsparungen bei Kapitel 10 02 Titel 571 b 

zur Verstärkung der bei Kapitel 10 02 
Titel 571 a veranschlagten Mittel; ; 


6. Einsparungen bei Kapitel 10 02 Titel 572 b 
zur Deckung von Ausgaben bei Kapitel 
10 02 Titel 572 a: 

7. Einsparungen bei Kapitel 10 02 Titel 573 b 
zur Deckung von Ausgaben bei Kapitel 
10 02 Titel 573 a; 

8. Einsparungen bei Kapitel 10 02 Titel 579b 
zur Deckung von Ausgaben bei Kapitel 
10 02 Titel 579 a; 

9. Einsparungen bei Kapitel 10 02 Titel 606 
zur Verstärkung der bei Kapitel 10 02 
Titel 603b veranschlagten Mittel; 

10. Einsparungen bei Kapitel 10 02 Titel 615 d 
zur Verstärkung der bei Kapitel 10 02 
Titel 615c veranschlagten Mittel; 

11. Einsparungen bei Kapitel 10 10 Titel 306 
zur Verstärkung der bei Kapitel 10 10 
Titel 300 veranschlagten Mittel; 

12. Einsparungen bei Kapitel 12 17 Titel 570 c 
zur Verstärkung der bei Kapitel 12 17 
Titel 570 a und 570 b veranschlagten 
Mittel; 

13. Einsparungen bei Kapitel 14 12 Titel 220 
zur Verstärkung der bei Kapitel 24 03 
Titel 220 veranschlagten Mittel; 

14. Einsparungen bei Kapitel 14 12 Titel 825 
zur Deckung von Ausgaben bei Kapitel 
14 12 Titel 220 und Titel 711 bis 824; 

15. Einsparungen bei Kapitel 14 18 Titel 975 
zur Deckung von Ausgaben bei Kapitel 
14 18 Titel 977; 

16. Einsparungen bei Kapitel 25 02 Titel 570 b 
zur Verstärkung der bei Kapitel 25 02 
Titel 570a veranschlagten Mittel; 

17. Einsparungen bei Kapitel 25 02 Titel 570 c 
zur Verstärkung der bei Kapitel 25 02 
Titel 570a veranschlagten Mittel; 

18. Einsparungen bei Kapitel 25 02 Titel 580 b 
zur Verstärkung der bei Kapitel 25 02 
Titel 580a veranschlagten Mittel; 

19. Einsparungen bei Kapitel 25 02 Titel 581 b 
zur Verstärkung der bei Kapitel 25 02 
Titel 581 a veranschlagten Mittel; 

20. Einsparungen bei Kapitel 25 02 Titel 582 b 
zur Verstärkung der bei Kapitel 25 02 
Titel 582 a veranschlagten Mittel; 

21. Einsparungen bei Kapitel 25 02 Titel 582 c 
zur Verstärkung der bei Kapitel 25 02 
Titel 582a veranschlagten Mittel; 

22. Einsparungen bei Kapitel 25 02 Titel 588 b 
zur Verstärkung der bei Kapitel 25 02 
Titel 588a veranschlagten Mittel; 

23. Einsparungen bei Kapitel 25 02 Titel 580 a 
zur Verstärkung der bei Kapitel 25 02 
Titel 620a veranschlagten Mittel; 

24. Einsparungen bei Kapitel 25 02 Titel 581 a 
zur Verstärkung der bei Kapitel 25 02 
Titel 620b veranschlagten Mittel; 
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25. Einsparungen bei Kapitel 25 02 Titel 830 b j 

zur Verstärkung der bei Kapitel 25 02 i 
Titel 830a veranschlagten Mittel; ' 

26. Einsparungen bei Kapitel 25 02 Titel 830 c 

zur Verstärkung der bei Kapitel 25 02 ' 
Titel 830a veranschlagten Mittel; I 

27. Einsparungen bei Kapitel 25 02 Titel 830 a 
zur Deckung von Ausgaben bei Kapitel 
25 02 Titel 833; 

28. Einsparungen bei Kapitel 36 04 Titel 305 
und 306 zur Deckung von Ausgaben bei 
Kapitel 36 04 Titel 302 und 715; 

29. Einsparungen bei Kapitel 36 04 Titel 960 
zur Deckung von Ausgaben bei Kapitel 
36 04 Titel 712; 

30. Einsparungen bei Kapitel 36 04 Titel 961 
zur Deckung von Ausgaben bei Kapitel 
36 04 Titel 717; 

31. Einsparungen bei Kapitel 36 09 Titel 575 b 

zur Verstärkung der bei Kapitel 36 09 ^ 
Titel 575 a veranschlagten Mittel; I 

32. Einsparungen bei Kapitel 36 09 Titel 575 b | 
zur Verstärkung der bei Kapitel 36 09 ! 
Titel 710 veranschlagten Mittel. 

(6) Die obersten Bundesbehörden können mit 

Zustimmung des Bundesministers der Finanzen die 
Deckungsfähigkeit der Bewilligungen für Sach- 
ausgaben innerhalb eines Kapitels anordnen, soweit 
die Mittel nicht übertragbar sind, der Mehrbedarf 
des Einzeltitels nicht mehr als 25 vom Hundert be- i 
trägt und die Maßnahme wirtschaftlich zweckmäßig j 
erscheint. j 

(7) Die übertragbaren Ausgabemittel der Kapitel | 

35 02 bis 35 04 sind nach den besonderen Haushalts- ^ 
vermerken dieser Kapitel gegenseitig deckungs- j 
fähig. I 

(8) Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, die gegenseitige Deckungsfähigkeit der 
übertragbaren Ausgabemittel der Kapitel 35 11a, 
35 1 1 b, A 35 1 1 a und A 35 1 1 b nach den besonderen 
Haushaltsvermerken dieser Kapitel anzuordnen. 

§ 9 

Die im Haushaltsplan vorgesehenen Stellen der 
Eingangsgruppe einer Laufbahn dürfen abweichend 
von § 36 Abs. 2 Satz 1 der Reichshaushaltsordnung 
auch mit Beamten einer niedrigeren Laufbahn be- 
setzt werden, die zum Aufstieg in die nächsthöhere 
Laufbahn zugelassen sind, wenn sie erfolgreich in 
die Aufgaben dieser Laufbahn eingeführt sind und, 
soweit erforderlich, die Aufstiegsprüfung abgelegt 
haben. i 


§ 10 j 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundes- | 
tages ist ermächtigt, auf Antrag des Bundesministers j 
der Finanzen Planstellen umzuwandeln oder zusätz- 
lich zu schaffen, soweit dies gemäß § 18b des Ge- 
setzes zur Regelung der Rechtsverhältnisse der | 
unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden Per- 
sonen in der Fassung vom 11. September 1957 
(Bundesgesetzbl, I S. 1296) erforderlich ist. I 


§ 11 

Nach Inkrafttreten des Gesetzes über die Rechts- 
stellung der zu Offizieren im Verwaltungsdienst 
der Truppe ernannten Beamten der Bundeswehr er- 
halten diese vom Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
der Ernennung zu Soldaten auf Zeit Dienstbezüge 
aus den bei Kapitel 14 04 und 14 07 für den Verwal- 
tungsdienst der Truppe veranschlagten Planstellen 
entsprechend den Dienstgraden, die ihnen auf Grund 
des obengenannten Gesetzes verliehen worden sind. 

§ 12 

(1) Wird ein planmäßiger Beamter im dienstlichen 
Interesse des Bundes mit Zustimmung seiner ober- 
sten Dienstbehörde im öffentlichen Dienst einer 
zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung 
unter Wegfall der Dienstbezüge länger als ein Jahr 
verwendet und besteht ein unabweisbares Bedürf- 
nis, die Planstelle des Beamten neu zu besetzen, so 
kann der Bundesminister der Finanzen für diesen 
Beamten im Einzelplan der abgebenden Dienst- 
behörde eine Leerstelle der bisherigen Besoldungs- 
gruppe des Beamten mit dem Vermerk „künftig 
wegfallend" ausbringen. 

(2) Wird der Beamte wieder im Dienst des Bun- 
des verwendet, ist er in eine freie oder in die 
nächste frei werdende Planstelle seiner Besoldungs- 
gruppe bei seiner Verwaltung einzuweisen; mit der 
Einweisung fällt die Leerstelle weg. Bis zur Ein- 
weisung in eine freie Planstelle ist er auf der Leer- 
stelle zu führen; solange er auf der Leerstelle ge- 
führt wird, dürfen, soweit notwendig, die hierdurch 
entstehenden Mehrausgaben abweichend von § 33 
Abs. 1 der Reichshaushaltsordnung ohne besondere 
Zustimmung des Bundesministers der Finanzen über 
die Ansätze des Haushaltsplans hinaus geleistet 
werden. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen kann ferner 
mit Zustimmung des Haushaltsausschusses des Deut- 
schen Bundestages im Einzelplan der zuständigen 
Dienstbehörde Planstellen für Beamte ausbringen, 
deren Verwendung demnächst im öffentlichen Dienst 
einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Ein- 
richtung beabsichtigt ist. Für den Fall, daß Ersatz 
für Beamte gewonnen werden soll, die in Zukunft 
bei einer bestehenden oder erwarteten Einrichtung 
dieser Art verwendet werden sollen oder die durch 
Teilnahme an zwischenstaatlichen oder überstaat- 
lichen Konferenzen länger als ein Jahr an der Er- 
füllung ihrer dienstlichen Aufgaben verhindert sind, 
können auf die gleiche Weise Planstellen ausge- 
bracht werden. Von der Einholung der Zustimmung 
des Haushaltsausschusses darf nur abgesehen wer- 
den, wenn die Maßnahme keinen Aufschub duldet; 
in diesem Falle ist der Haushaltsausschuß unver- 
züglich zu unterrichten. 

(4) über den weiteren Verbleib der durch den 
Bundesminister der Finanzen nach Absatz 1 und 3 
ausgebrachten Planstellen ist in dem nächsten 
Haushaltsplan zu entscheiden. 
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§ 13 

(1) Wird ein planmäßiger Bundesrichter an einem 
oberen Bundesgericht gemäß § 4 Abs. 1 des Gesetzes 
über das Bundesverfassungsgericht vom 12. März 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243) in der Fassung des 
Änderungsgesetzes vom 21. Juli 1956 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 662) und des Zweiten Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes über das Bundesverfas- 
sungsgericht vom 26. Juni 1959 (Bundesgesetzbl. I 
S. 297) zum Bundesrichter beim Bundesverfassungs- 
gericht gewählt, kann der Bundesminister der Finan- 
zen für diesen Richter im Einzelplan des abgeben- 
den oberen Bundesgerichts eine Leerstelle der bis- 
herigen Besoldungsgruppe des Bundesrichters mit 
dem Vermerk „künftig wegfallend" ausbringen. 

(2) Scheidet der Richter aus dem Bundesverfas- 
sungsgericht aus und tritt er wieder zu seinem 
oberen Bundesgericht zurück, ist er in eine freie 
oder die nächste frei werdende Planstelle derjenigen 
Besoldungsgruppe bei seinem Gericht einzuweisen, 
die seinem dortigen Amt als Bundesrichter ent- 
spricht; mit der Einweisung fällt die Leerstelle weg. 
Bis zur Einweisung in eine freie Planstelle ist er 
auf der Leerstelle zu führen. Solange er auf der 
Leerstelle geführt wird, dürfen, soweit notwendig, 
die hierdurch entstehenden Mehrausgaben abwei- 
chend von § 33 Abs. 1 der Reichshaushaltsordnung 
ohne besondere Zustimmung des Bundesministers 
der Finanzen über die Ansätze des Haushaltsplans 
hinaus geleistet werden, 

§ 14 

Der Bundesminister der Finanzen kann zulassen, 
daß Schulbeihilfen an Bundesbedienstete nach Maß- 
gabe der vom Bundesminister des Innern im Ein- 
vernehmen mit den Bundesministern der Finanzen 
und für Verteidigung und mit Zustimmung des 
Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages 
erlassenen Richtlinien gewährt werden. 

§ 15 


(2) Die Deutsche Bundesbahn und die Deutsche 
Bundespost werden verpflichtet, ein Drittel von den 
im Rechnungsjahr 1961 fälligen Zinsen für die Aus- 
gleichsforderung zu übernehmen, die der Deutschen 
Bundesbank auf Grund von § 10 der Zweiten 
Durchführungsverordnung (Bankenverordnung) zum 
Dritten Gesetz zur Neuordnung des Geldwesens 
(Umstellungsgesetz) gegenüber dem Bund zusteht. 
Das zu übernehmende Drittel wird im Verhältnis 
3 : 2 auf die Deutsche Bundesbahn und die Deutsche 
Bundespost aufgeteilt. 

(3) Soweit die Deutsche Bundesbahn und die 
Deutsche Bundespost nach den Absätzen 1 und 2 zur 
Übernahme von Zinsen verpflichtet werden, sind 
die Zinsverpflichtungen nur aus dem Sonderver- 
mögen der Deutschen Bundesbahn und der Deut- 
schen Bundespost zu erfüllen. 

§ 17 

(1) Werden Aufgaben von einer Dienststelle auf 
eine andere innerhalb des Geschäftsbereichs eines 
Bundesministers oder vom Geschäftsbereich eines 
Bundesministers zu dem eines anderen übertragen, 
so sind auch die Mittel und Planstellen auf die 
nunmehr zuständige Haushaltsstelle zu übertragen. 
Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
ist von der Übertragung zu unterrichten. 

(2) Zum Ausgleich des Personalbedarfs in den 
Geschäftsbereichen der Bundesminister kann die 
Bundesregierung mit Zustimmung des Hauhalts- 
ausschusses des Deutschen Bundestages Planstellen 
und Mittel von einem Kapitel auf ein anderes 
Kapitel desselben oder eines anderen Einzelplans 
übertragen. Der Beschluß ergeht auf Antrag eines 
Bundesministers. Eines Beschlusses der Bundes- 
regierung bedarf es nicht, wenn die beteiligten 
Bundesminister einig sind oder der Personal- 
ausgleich innerhalb eines Einzelplans erfolgt. Vor 
der Beschlußfassung und vor Übertragungen nach 
Satz 3 ist der Präsident des Bundesrechnungshofs 
von dem zuständigen Bundesminister zu hören. - 


Ersatzbeschaffungen von Kraftfahrzeugen dürfen 
nur vorgenommen werden, wenn ihre Notwendig- 
keit durch das Gutachten eines kraftfahrtechnischen 
Sachverständigen des Bundesministeriums der Finan- 
zen, in den Bereichen des Bundesministers des 
Innern, des Bundesministers für Verteidigung und 
des Bundesministers für Verkehr durch das Gutach- 
ten des jeweils für den Bereich des betreffenden 
Ministeriums zuständigen kraftfahrtechnischen Sach- 
verständigen festgestellt ist. Der Bundesminister der 
Finanzen kann in besonderen Fällen Ausnahmen 
hiervon zulassen. 1 

§ 16 

(1) Die Deutsche Bundespost wird verpflichtet, die | 
im Rechnungsjahr 1961 fälligen Zinsen für die Aus- i 
gleichsforderung zu übernehmen, die der Postspar- 
kasse auf Grund von § 10 der Zweiten Durchfüh- | 
rungsverordung (Bankenverordnung) zum Dritten I 
Gesetz zur Neuordnung des Geldwesens (Umsteh | 
lungsgesetz) gegenüber dem Bund zusteht. ; 


(3) Die Übertragung von Mitteln oder Planstellen 
nach Absatz 1 oder Absatz 2 Satz 3 bedarf der vor- 
herigen Zustimmung des Bundesministers der Finan- 
zen. 

(4) § 36 a der Reichshaushaltsordnung bleibt durch 
die Bestimmungen der Absätze 1 bis 3 unberührt. 

§ 18 

(1) Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mäditigt, zur vorübergehenden Verstärkung der 
Betriebsmittel der Bundeshauptkasse Geldmittel im 
Wege des Kredits zu beschaffen, dessen Höhe den 
Betrag von 4 500 000 000 Deutsche Mark nicht über- 
schreiten darf. 

(2) Die Kreditaufnahmen dürfen wiederholt wer- 
den bei der Begebung von Schatzwechseln bis zum 
Achtfachen ihres Nennbetrages und bei der Bege- 
bung von unverzinslichen Schatzanweisungen bis 
zum Zweifachen ihres Nennbetrages. 
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§ 19 

(1) Die dem Bundesminister der Finanzen durch 
§ 22 Abs. 2 des Haushaltsgesetzes 1960 vom 2. Juni 
1960 (Bundesgesetzbl. II S. 1545) erteilte Ermächti- 
gung zur Beschaffung von Geldmitteln im Wege des 
Kredits zur Deckung von Ausgaben des außerordent- 
lichen Haushalts für das Rechnungsjahr 1960 bleibt 
bis zum 31. Dezember 1961 wirksam. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann zur 
Deckung von Ausgaben des außerordentlichen Haus- 
halts für das Rechnungsjahr 1961 Geldmittel im 
Wege des Kredits beschaffen, dessen Höhe den 
Betrag von 2 117 370 400 Deutsche Mark nicht über- 
schreiten darf. 

§ 20 

(1) Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, Bürgschaften, Garantien oder sonstige Ge- 
währleistungen zu übernehmen 

1. zugunsten deutscher Ausführer 

a) für Ausfuhrgeschäfte. Die Gewährlei- 
stungen werden nach Richtlinien über- 
nommen, die der Bundesminister für 
Wirtschaft im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen und dem 
Bundesminister des Auswärtigen fest- 
legt, 

b) für Ausfuhrgeschäfte, an deren Durch- 
führung ein besonderes staatliches In- 
teresse der Bundesrepublik Deutschland 
besteht; 

2. für Kredite an ausländische Schuldner, 
wenn dies der Finanzierung förderungs- 
würdiger Vorhaben dient oder im beson- 
deren staatlichen Interesse der Bundes- 
republik Deutschland liegt; 

3. zur Absicherung des politischen Risikos bei 
förderungswürdigen Kapitalanlagen im 
Ausland, wenn zwischen der Bundesrepu- 
blik und dem Land, in dem das Kapital an- 
gelegt wird, eine Vereinbarung über die 
Behandlung von Kapitalanlagen besteht, 
oder, solange dies nicht der Fall ist, durch 
die Rechtsordnung des betreffenden Landes 
oder in sonstiger Weise ein ausreichender 
Schutz der Kapitalanlage gewährleistet er- 
scheint. Die Gewährleistungen werden nach 
Richtlinien übernommen, die der Bundes- 
minister für Wirtschaft im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister der Finanzen und 
dem Bundesminister des Auswärtigen fest- 
legt; 

4. zum Zwecke der Umschuldung durch den 
Bund gedeckter Forderungen deutscher 
Gläubiger. Dabei können die Selbstbeteili- 
gungennachträglich ermäßigt sowie in Aus- 
nahmefällen Bürgschaften, Garantien oder 
sonstige Gewährleistungen für bisher un- 
gedeckte Forderungen übernommen wer- 
den, wenn andernfalls die Umschuldungs- 
maßnahmen nicht durchgeführt werden 
können. 


(2) Der Höchstbetrag der Gewährleistungen nach 
Absatz 1 Nr. 1 wird auf 12 000 000 000 Deutsche 
Mark, der Höchstbetrag der Gewährleistungen nach 
Absatz 1 Nr. 2 bis 4 auf insgesamt 5 000 000 000 
Deutsche Mark festgesetzt. 

§ 21 

Der Bundesminister der Finanzen wird ermächtigt, 
Bürgschaften, Garantien oder sonstige Gewähr- 
leistungen für Bevorratungsmaßnahmen auf dem 
Ernährungsgebiet bis zum Höchstbetrage von 
1 800 000 000 Deutsche Mark zu übernehmen. 

§ 22 

Der Bundesminister der Finanzen wird ermächtigt, 
Bürgschaften, Garantien oder sonstige Gewähr- 
leistungen bis zum Höchstbetrage von 3 000 000 000 
Deutsche Mark zu übernehmen 

1. zur Förderung der Berliner Wirtschaft und des 
Warenverkehrs mit Berlin nach Richtlinien, die 
der Bundesminister für Wirtschaft im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister der Finanzen 
und den sonst beteiligten Fachministern fest- 
legt; 

2. für Vorsorgemaßnahmen in Berlin. 

§ 23 

Der Bundesminister der Finanzen wird ermächtigt, 
Bürgschaften, Garantien oder sonstige Gewähr- 
leistungen bis zum Höchstbetrage von 5 500 000 000 
Deutsche Mark zu übernehmen 

1. zur Förderung der gewerblichen Wirtschaft, 
wenn eine anderweitige Finanzierung nicht 
möglich ist und ein allgemeines volkswirt- 
schaftliches Interesse an der Durchführung der 
Maßnahmen besteht; 

2. zur Förderung des Verkehrswesens; 

3. zur Förderung des Wohnungsbaues und der 
damit verbundenen städtebaulichen Maßnah- 
men, insbesondere des öffentlich geförderten 
sozialen Wohnungsbaues, sowie zur Förderung 
des Baues gewerblicher Räume, wenn der Bau 
der gewerblichen Räume im Zusammenhang 
mit dem Bau von Wohnungen steht; 

4. für Maßnahmen gemäß § 5 des Landwirtschafts- 
gesetzes vom 5. September 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 565) — Grüner Plan; 

5. im Zusammenhang mit der Freigabe beschlag- 
nahmter deutscher Auslandsvermögen; 

6. im Falle eines unvorhergesehenen, unabweis- 
baren Bedürfnisses, insbesondere für Not- 
maßnahmen. 

§ 24 

Auf die Höchstbeträge der §§ 20 bis 23 werden 
nach Maßgabe der Nummern 1 bis 5 die dort 
bezeichneten Gewährleistungen angerechnet, soweit 
der Bund noch in Anspruch genommen werden kann 
oder soweit er in Anspruch genommen worden ist 
und für die erbrachten Leistungen keinen Ersatz er- 
langt hat; 
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1 . auf den in § 20 Abs. 2 festgelegten Höchst- j 
betrag von 12 000 000 000 Deutsche Mark Ge- ! 
währleistungen, die nach § 23 Abs. 1 Nr. 1 
des Haushaltsgesetzes 1960 oder auf Grund 
der in § 23 Abs. 3 des Haushaltsgesetzes 1960 
bezeichneten Ermächtigungen übernommen 
worden sind; 

2. auf den in §' 20 Abs. 2 festgelegten Höchstbetrag 
von 5 000 000 000 Deutsche Mark Gewähr- 
leistungen, die nach § 23 Abs. 1 Nr. 2 bis 4 
des Haushaltsgesetzes 1960 oder auf Grund 
der in § 23 Abs. 4 des Haushaltsgesetzes 1960 
bezeichneten Ermächtigungen übernommen 
worden sind; 

3. auf den in § 21 festgelegten Höchstbetrag von 
1 800 000 000 Deutsche Mark Gewährleistun- 
gen, die nach § 24 Abs. 1 des Haushaltsgesetzes 
1960 oder auf Grund der in § 24 Abs. 2 des 
Haushaltsgesetzes 1960 bezeichneten Ermächti- 
gungen übernommen worden sind; 

4. auf den in § 22 festgelegten Höchstbetrag von 
3 000 000 000 Deutsche Mark Gewährleistun- 
gen, die nach § 25 Abs. 1 des Haushaltsgesetzes 
1960 oder auf Grund der in § 25 Abs. 2 des 
Haushaltsgesetzes 1960 bezeichneten Ermächti- 
gungen übernommen worden sind; 

5. auf den in § 23 festgelegten Höchstbetrag von 
5 500 000 000 Deutsche Mark Gewährleistun- 
gen, die nach § 26 Abs. 1 des Haushaltsgesetzes 
1960 oder auf Grund der in § 26 Abs. 2 des 
Haushaltsgesetzes 1960 bezeichneten Ermächti- 
gungen oder nach § 24 des Zweiten Wohnungs- 
baugesetzes vom 27. Juni 1956 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 523) übernommen worden sind. 

§ 25 

(1) Soweit der Bund ohne Inanspruchnahme von 
seiner Haftung frei wird oder Ersatz für erbrachte 
Leistungen erlangt hat, ist eine übernommene Ge- 
währleistung auf den Höchstbetrag nicht mehr anzu- 
rechnen. 

(2) Gewährleistungen nach den §§20 bis 23 kön- 
nen auch in ausländischer Währung übernommen 
werden; sie sind zu dem Mittelkurs, der vor Aus- 
fertigung der Urkunden zuletzt amtlich festgestellt 
worden ist, auf den Höchstbetrag anzurechnen. 

(3) Die Ermächtigungsrahmen der §§ 20 bis 23 
können mit Zustimmung des Haushaltsausschusses 
des Deutschen Bundestages auch für Zwecke der 
jeweils anderen Vorschriften verwendet werden. 

§ 26 

(1) Die §§ 20 bis 25 gelten bis zum Tage der Ver- 
kündung des Haushaltsgesetzes des folgenden Rech- 
nungsjahres weiter. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen hat dem 
Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages vier- 
teljährlich über den Stand der nach §§ 20 bis 25 
übernommenen Verpflichtungen zu berichten. 


§ 27 

Der Bundesminister der Finanzen wird ermächtigt, 
im Einvernehmen mit dem Bundesmihister für Ver- 
kehr bei der Durchführung des Straßenbauplans 1960 
eine Gesellschaft des privaten Rechts vertraglich mit 
der Finanzierung des Baues von Bundesfernstraßen 
zu beauftragen. Hierbei finden die Vorschriften des 
Abschnitts IV des Verkehrsfinanzgesetzes 1955 vom 

6. April 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 166) entsprechende 
Anwendung. 

§ 28 

Der Bundesminister der Finanzen wird ermächtigt, 
den Trägern der Rentenversicherung der Arbeiter 
und der Rentenversicherung der Angestellten zur 
Abgeltung ihrer Ansprüche aus § 90 des Bundes- 
versorgungsgesetzes in Verbindung mit Artikel 2 
§ 47 Abs. 2 des Arbeiterrentenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetzes und Artikel 2 § 45 Abs. 2 des 
Angestelltenversicherungs-Neuregelungsgesetzes in 
Höhe von 1 700 000 000 Deutsche Mark zuzüglich 
eines Pauschalbetrages für Zinsen bis zum 31. De- 
zember 1960 in Höhe von 400 000 000 Deutsche Mark 
Schuldbuchforderungen gegen den Bund im Betrage 
von 2 100 000 000 Deutsche Mark zuzuteilen, die auf 
Ersuchen des Bundesministers der Finanzen in das 
Bundesschuldbuch eingetragen werden. Die Schuld- 
buchforderungen sind vom 1. Januar 1961 ab mit 5 V 2 
vom Hundert jährlich zu verzinsen und vom 1. Ja- 
nuar 1962 ab mit jährlich 2 V 2 vom Hundert zuzüg- 
lich der durch die Tilgung ersparten Zinsen zu til- 
gen. Die erste Zinszahlung ist am 2. Januar 1962, 
die erste Zins- und Tilgungszahlung am 2. Januar 
1963 zu leisten. Die Schuldbuchforderungen dürfen 
vom Ersterwerber nur im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen veräußert werden. 

§ 29 

Der Bundesminister der Finanzen wird ermächtigt, 
erforderlichenfalls bis zu 250 000 000 Deutsche Mark 
im Wege des Kredits zu beschaffen und als Darlehen 
an die Einfuhr- und Vorratsstelle für Getreide und 
Futtermittel zur Finanzierung der Einlagerung von 
Getreide zu gewähren. 

§ 30 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundes- 
tages kann im Namen des Deutschen Bundestages 
den Präsidenten des Bundesrechnungshofs als Bun- 
desbeauftragten für Wirtschaftlichkeit in der Ver- 
waltung um die Erstattung von Gutachten ersuchen. 

§ 31 

Der Bundesminister der Finanzen kann Verwal- 
tungsvorschriften zur Durchführung dieses Gesetzes 
erlassen. 

§ 32 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin. 

§ 33 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1961 in Kraft. 
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Begründung 


Der Entwurf des Bundeshaushaltsgesetzes 1961 ent- , 
spricht im wesentlichen den Bestimmungen des 
Haushaitsgesetzes 1960. Entfallen sind die im j 
Haushaltsgesetz 1960 enthalten gewesenen Vor- ^ 
Schriften zur Anpassung des Rechnungsjahres an i 
das Kalenderjahr. Sie sind entbehrlich, da das Haus- ^ 
haltsgesetz 1961 zusammen mit dem Gesetz zur 
Anpassung des Rechnungsjahres an das Kalenderjahr i 
vom 29. Dezember 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 832) ! 
am 1. Januar 1961 in Kraft treten wird. i 

Zu § 1 

§ 1 enthält die Zahlen des Gesamtabschlusses. 

Zu §§ 2 bis 7 {im Vorjahr §§ 3 bis 8) 

Die Vorschriften sind gegenüber dem Vorjahr sach- 
lich unverändert. 

Zu § 8 (im Vorjahr § 10) 

Die Vorschrift enthält die Fälle der gegenseitigen 
und einseitigen Deckungsfähigkeit von Haushalts- 
mitteln. Sie ist im wesentlichen unverändert ge- 
blieben. Weggefallen sind einige Änderungen, die 
im Vorjahr im Zusammenhang mit der Anpassung 
des Rechnungsjahres an das Kalenderjahr erforder- 
lich geworden waren. 

Zu §§ 9 bis 19 (im Vorjahr §§ 12 bis 22) 

Die Vorschriften sind gegenüber dem Vorjahr sach- 
lich unverändert. ‘ 

Zu §§ 20 bis 26 (im Vorjahr §§ 23 bis 28) 
Allgemeines 

In den §§ 20 bis 26 werden, wie im Vorjahr, die 
nach Umfang und Risiko besonders bedeut- 
samen Sicherheitsleistungsermächtigungen zusam- 
mengefaßt. Neu eingefügt ist eine Ermächtigung 
zugunsten des Wohnungsbaues. Gegenüber der 
Fassung des Vorjahres sind die Anrechnungs- 
vorschriften (vgl. § 23 Abs, 3 und 4, § 24 Abs. 2, § 25 
Abs. 2 und § 26 Abs. 2 Haushaltsgesetz 1960) in 
einer besonderen Vorschrift (§ 24) zusammengefaßt. | 

Zu § 20 I 

Wortlaut und Höhe der Ermächtigung entsprechen j 
den Bestimmungen des Vorjahres. ! 

i 

Zu § 21 ! 

Der Wortlaut entspricht der Vorschrift des Vor- j 
Jahres. Die Erhöhung des Ermächtigungsbetrages ' 
ist durch verstärkte Vorratshaltung notwendig ge- i 
worden. 

Zu § 22 

Der Wortlaut entspricht der Vorschrift des Vorjahres. 
Der Ermächtigungsbetrag wurde auf 3 000 000 000 | 
Deutsche Mark festgesetzt. 

Zu § 23 : 

Der Wortlaut entspricht der Vorschrift des Vor- ! 

Jahres. Unter Nr. 3 ist eine Ermächtigung zugunsten | 
des Wohnungsbaues eingefügt worden. Innerhalb j 


des Ermächtigungsbetrages von 5 500 000 000 Deut- 
sche Mark ist für die gewerbliche Wirtschaft ein 
Rahmen von 2 000 000 000 Deutsche Mark vorge- 
sehen, für das Verkehrswesen ein Rahmen von 
1 600 000 000 Deutsche Mark, für den Wohnungsbau 
ein Rahmen von 500 000 000 Deutsche Mark, für die 
übrigen Maßnahmen, vor allem für Notmaßnahmen, 
ein Rahmen von 1 400 000 000 Deutsche Mark. 

Zu § 24 

In dieser Vorschrift sind die im Vorjahre in den 
einzelnen Bestimmungen enthalten gewesenen 
Anrechnungsvorschriften für das Rechnungsjahr 
1961 zusammengefaßt worden. 

Zu §§ 25 und 26 

Die Vorschriften sind gegenüber dem Vorjahr 
unverändert. 

Zu § 27 (im Vorjahr § 29) 

Die Vorschrift ist gegenüber dem Vorjahr unver- 
ändert. 

Zu § 28 

Nach Artikel 2 § 47 Abs. 2 des Arbeiterrentenver- 
sicherungs-Neuregelungsgesetzes und Artikel 2 § 45 
Abs. 2 des Angestelltenversicherungs-Neuregelungs- 
gesetzes bleiben Verpflichtungen des Bundes für die 
Zeit vor dem Inkrafttreten dieser Gesetze unberührt. 
Zur abschließenden Regelung der nach diesen Vor- 
schriften in Verbindung mit § 90 des Bundesver- 
sorgungsgesetzes bestehenden Verpflichtung des 
Bundes zur Erstattung der Mehraufwendungen der 
Träger der gesetzlichen Rentenversicherungen bis 
zum 31. Dezember 1956 wegen vorzeitiger Ansprüche 
auf Rentenleistungen infolge von Kriegsbeschädi- 
gungen wurde mit den Trägern der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter und der Angestellten eine Ver- 
einbarung getroffen. 

Danach sollen 

1. die Verpflichtungen aus § 90 des Bundesver- 
sorgungsgesetzes auf 1 700 000 000 Deutsche Mark 
beziffert werden; 

2. die Zinsen für die Zeit bis zum 31. Dezember 1960 
mit dem Pauschalbetrag von 400 000 000 Deut- 
sche Mark abgegolten werden; 

3. zur Erfüllung dieser Verbindlichkeiten den Ren- 
tenversicherungsträgern Schuldbuchforderungen 
gegen den Bund im Gesamtbeträge von 
2 100 000 000 Deutsche Mark zugeteilt werden, die 
vom 1. Januar 1961 ab mit jährlich 5 V 2 v. H. zu 
verzinsen und vom 1. Januar 1962 ab mit jährlich 
2V2 V. H. zuzüglich der durch die Tilgung er- 
sparten Zinsen zu tilgen sind. 

Diese Vereinbarung macht eine Rechtsverordnung 
der Bundesregierung zur Festsetzung der Verpflich- 
tungen des Bundes entbehrlich. 

Zu §§ 30 bis 33 (im Vorjahr §§ 32 bis 35) 

Die Vorschriften sind gegenüber dem Vorjahr 
unverändert. 
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des Bundeshaushaltsplans 

1961 
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Gesamtplan 


Ordentlicher Haushalt 


Kap. 

1 

Bezeichnung 

2 

Ordentlich« 

1961 

DM 

3 

; Einnahmen 

gegenüber 1960 
mehr ( + ) 

weniger ( — ) 
DM 

4 

Personalaus 

1961 

DM 

5 

gaben 

1960 

DM 

6 

01 01 

01 

Bundespräsident und Bundespräsidialamt 

Bundespräsident 



206 500 

200 000 

01 03 

Bundespräsidialamt 

35 200 

f 24 400 

1 060 700 

879 300 


Zusammen .... 

35 200 

- 24 400 

1 267 200 

1 079 300 

02 01 

02 

Deutscher Bundestag 

Deutscher Bundestag 

172 400 


7 273 900 

7 273 900 

02 03 

Der Wehrbeauftragte des Bundestages 

- 

— 

337 100 

337 100 


Zusammen .... 

172 400 

- 

7 61 1 000 

7 611 000 

03 01 

03 

Bundesrat 

Bundesrat 

24 200 

-- 1 000 

1 175 300 

1 084 700 

04 01 

04 

Bundeskanzler und Bundeskanzleramt 

Bundeskanzler und Bundeskanzleramt 

15 700 

- 2 300 

2 712 400 

2 510 600 

04 02 

Allgemeine Bewilligungen 





— 



04 03 

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 

202 300 

— 6 000 

6 522 300 

5 482 800 

04 04 

Bundesnachrichtendienst 

•*- 

— 

— 



Zusammen .... 

218 000 

— 3 700 

9 234 700 

7 993 400 

05 01 

05 

Auswärtiges Amt 

Auswärtiges Amt 

467 000 

- 50 400 

19 071 600 

17 994 600 

05 02 

Allgemeine Bewilligungen 

— 

— 

— 


05 03 

Vertretungen des Bundes im Ausland 

3 720 000 

— 208 000 

117 915 200 

126 563 800 

05 04 

Angelegenheiten des Europarates und verwandte Gebiete 

— 

— 

— 

- 


Zusammen .... 

4 187 000 

— 157 600 

136 986 800 

144 558 400 

06 01 

06 

Bundesminisler des Innern 

Bundesministerium des Innern 

i 

40 200 

— 9 100 

13 778 900 

12 997 200 

06 02 

Allgemeine Bewilligungen 

2 151 400 

- 175 400 

— 



06 03 

Bundesverwaltungsgericht 

155 400 

- 16 900 

3 456 100 

3 235 000 

06 04 

Der Oberbundesanvvmlt beim Bundesverwaltungsgericht . 

100 

— 

293 900 

277 400 

06 05 

Bundesdisziplinarhof 

1 000 

— 

1 198 400 

1 075 000 

06 06 

Der Bundesdisziplinaranwalt beim Bundesdisziplinarhof . 

100 

— 

310 300 

257 300 
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Ordentlicher Haushalt 


Gesamtplan 


Sachausgaben 

Allgemeine Ausgaben 

Einmalige Ausgaben 

Ordentliche Ausgaben 









gegenüber 1960 

Kap. 

1961 

1960 

1961 

1960 

1961 

1960 

1961 

mehr (+} 









weniger ( — ) 


DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 


7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

141 000 

150 000 

375 000 

375 000 



722 500 

— 2 500 

01 01 

601 400 

584 800 

288 000 

300 000 

147 200 

261 000 

2 097 300 

+ 72 200 

01 03 

742 400 

734 800 

663 000 

675 000 

147 200 

261 000 

2 819 800 

+ 69 700 


3 913 300 

3 913 300 

22 398 600 

22 398 600 

72 200 

72 200 

33 658 000 


02 01 

97 700 

97 700 

- 

- 

— 

— 

434 800 

— 

1 02 03 

4 011 000 

4 011 000 

22 398 600 

22 398 600 

72 200 

72 200 

34 092 800 



415 800 

431 900 

184 900 

178 000 

— 

27 000 

1 776 000 

+ 54 400 

03 01 

570 700 

599 000 

700 000 

750 000 

13 600 

13 600 

3 996 700 

+ 123 500 

04 01 

— 8 100 000 

— 9 000 000 

— 



— 


— 8 100 000 

+ 900 000 

04 02 

1 400 500 

1 431 900 

60 374 700 

52 350 700 

1 362 000 

40 400 

69 659 500 

+ 10 353 700 

04 03 



44 282 400 

43 356 700 

— 

- 

44 282 400 

+ 925 700 

04 04 

— 6 128 800 

~ 6 969 100 

105 357 100 

96 457 400 

1 375 600 

54 000 

109 838 600 

+ 12 302 900 


13 786 300 

13 319 000 

91 500 

79 200 

1 561 800 

2 602 200 

34 511 200 

+ 516 200 

05 01 




222 156 400 

190 203 000 

— 

500 000 

222 156 400 

+ 31 453 400 

05 02 

24 589 000 

23 807 400 

2 423 600 

7 368 500 

15 181 900 

15 964 700 

160 109 700 

— 13 594 700 

05 03 

— 


2 524 400 

2 553 900 

— 

- 

2 524 400 

— 29 500 

05 04 

38 375 300 

37 126 400 

227 195 900 

200 204 600 

16 743 700 

19 066 900 

419 301 700 

+ 18 345 400 


2 005 300 

1 886 900 

1 800 

382 000 

31 500 

179 200 

15 817 500 

+ 362 200 

06 01 

— 60 000 

— 40 000 

427 642 000 

359 559 100 

21 375 000 

12 832 500 

448 957 000 

+ 76 605 400 

06 02 

446 700 

436 100 

11 800 



31 800 

98 500 

3 946 400 

+ 176 800 

06 03 

30 700 

33 100 





— 

— 

324 600 

+ 14 100 

06 04 

234 200 

261 000 

35 000 



3 900 

— 

1 471 500 

+ 135 500 

06 05 

34 600 

51 100 

15 000 

— 

— 

— 

359 900 

+ 51 500 

06 06 
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Gesamtplan 


Ordentlicher Haushalt 


Kap. 

Bez eichnung 

Ordentlich« 

1961 

DM 

e Einnahmen 

gegenüber 1960 
mehr (+) 

weniger ( — ) 
DM 

Personalaus 

1961 

DM 

gaben 

1960 

DM 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

06 07 

06 

Bundesdisziplinarkammern 

22 000 

+ 9 000 

353 700 

329 500 

06 08 

Statistisches Bundesamt 

313 500 

— 4 000 

21 721 900 

19 334 700 

06 09 

Bundesamt für Verfassungsschutz 

45 100 

+ 3 300 

6 989 200 

5 682 700 

06 10 

Bundeskriminalamt 

88 500 

— 3 400 

8 565 100 

7 036 300 

06 11 

Bundesgesundheitsamt 

411 700 

— 51 300 

5 635 000 

5 411 300 

06 13 

Bundesarchiv 

47 900 

— 29 800 

1 665 200 

1 509 400 

06 14 

Bundesanstalt für Landeskunde und Raumforschung .... 

68 100 

— 101 800 

1 195 800 

1 084 400 

06 15 

Bundesverwaltungsamt 

104 200 

+ 29 700 

2 918 600 

2 788 300 

06 16 

Institut für angewandte Geodäsie, Kartographie und 
Photogrammetrie 

154 200 

— 55 500 

3 429 000 

3 431 500 

06 19 

Bundesamt für zivilen Bevölkerungsschutz 

427 300 

+ 311100 

9 554 400 

7 678 500 

06 24 

Beschaffungen für die Bereitschaftspolizeien der Länder . 

184 200 

+ 73 100 

— 

— 

06 25 

Bundesgrenzschutz 

1 231 100 

+ 497 800 

118 254 300 

103 731 100 

06 26 

Beschaffungsstelle des Bundesministers des Innern 

31 100 

+ 800 

1 798 400 

1 559 200 

06 29 

Deutsches Archäologisches Institut 

21 300 

— 5 500 

3 171 900 

2 768 600 

06 30 

Deutsches Historisches Institut 

800 

100 

374 300 

317 600 

06 31 

Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Schriften 

1 000 

— 

50 500 

50 600 

06 33 

Bundesdienststelle für die Anerkennung ausländischer 
Flüchtlinge 

15 200 

— 2 000 

773 200 

659 800 

06 34 

Institut für Ost-Westforschung 

100 


434 000 

— 

06 35 

Bundeszentrale für Heimatdienst 

1 700 

+ 200 

677 400 

570 600 


Zusammen .... 

5 517 200 

+ 854 800 

206 599 500 

181 786 000 

07 01 

07 

Bundesminister der Justiz 

Bundesminister der Justiz 

1 942 300 

— 26 800 

6 112 500 

5 374 800 

07 04 

Bundesgerichtshof 

2 021 700 

+ 2 900 

8 461 100 

7 719 200 

07 05 

Deutsches Patentamt 

45 417 000 

+ 5 395 000 

21 923 000 

23 150 000 

07 06 

Bundespatentgericht 

1 000 

+ 1 000 

4 295 800 


07 07 

Oberstes Rückerstattungsgericht 

5 800 

— 500 

1 249 800 

1 269 800 


Zusammen .... 

49 387 800 

+ 5 371 600 

42 042 200 

37 513 800 

08 01 

08 

Bundesminister der Finanzen 

Bundesministerium der Finanzen 

195 100 

+ 77 300 

30 763 200 

27 711 500 

08 02 

Allgemeine Bewilligungen 

— 



— 



08 03 

Bundesfinanzhof in München 

4 500 

+ 700 

2 034 400 

2 029 200 

08 04 

Bundesfinanzverwaltung 

29 190 800 

— 741 800 

382 549 600 

359 947 100 

08 07 

Amt für Wertpapierbereinigung in Bad Homburg v. d. H. 

65 100 

— 789 900 

760 900 

811 100 

08 08 

Bundeshauptkasse in Bonn 

— 

— 

789 400 

756 100 

08 09 

Bundesmonopolverwaltung für Branntwein in Offenbach 
(Main) 



_ 


08 10 

Verwaltungsamt für innere Restitutionen in Stadthagen 

100 

— 

255 100 

221 200 


Zusammen .... 

29 455 600 

— 1 453 700 

417 152 600 

391 476 200 
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Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2050 


Ordentlicher Haushalt 


Gesamtplan 


Sachausgaben 

Allgemeine Ausgaben 

Einmalige Ausgaben 

Ordentliche Ausgaben 









gegenüber 1960 

Kap. 

1961 

1960 

1961 

1960 

1961 

1960 

1961 

mehr (+) 









weniger ( — ) 


DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 


DM 


7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 


14 

15 

152 900 

179 800 

33 000 




539 600 

-f 

30 300 

06 07 

1 990 800 

3 634 600 

3 044 200 

1 702 500 

10 842 800 

3 360 300 

37 599 700 

+ 

9 567 600 

06 08 

1 170 200 

937 000 

4 470 300 

4 321 200 

39 900 

216 800 

12 669 600 

+ 

1 511 900 

06 09 

1 243 500 

1 208 600 

2 470 800 

2 474 800 

1 222 400 

160 900 

13 501 800 

+ 

2 621 200 

06 10 

1 208 300 

1 038 800 

1 193 600 

1 156 200 

2 962 300 

2 646 200 

10 999 200 


746 700 

06 11 

663 700 

305 900 

488 500 

497 500 

506 300 

725 200 

3 323 700 

-f 

285 700 

06 13 

386 700 

397 900 

276 600 

284 400 

— 

3 500 

1 859 100 

_L 

88 900 

06 14 

986 800 

520 700 

26 793 000 

28 928 500 

325 200 

11 500 

31 023 600 

— 

1 225 400 

06 15 

852 600 

622 300 

, 322 000 

350 000 

37 900 

40 400 

4 641 500 

+ 

197 300 

06 16 

2 570 500 

2 089 400 

31 051 000 

25 165 900 

94 469 000 

66 243 300 

137 644 900 

-U 

36 467 800 

06 19 

— 



2 266 000 

1 891 300 

5 494 800 

6 015 000 

7 760 800 



145 500 

06 24 

12 974 700 

13 464 800 

28 086 700 

27 634 800 

46 772 200 

46 836 300 

206 987 900 

+ 

15 320 900 

06 25 

319 300 

312 500 

45 500 

43 500 

19 800 

18 100 

2 183 000 

+ 

249 700 

06 26 

976 100 

896 300 

1 421 600 

1 1411600 

1 120 600 

324 200 

6 690 200 

-f 

1 289 500 

06 29 

89 700 

81 300 

42 400 

85 400 

10 000 

7 000 

516 400 

-1- 

25 100 

06 30 

26 900 

27 400 

2 500 

2 500 

— 

- 

79 900 

— 

600 

06 31 

127 500 

67 200 

— 

„ 



61 200 

900 700 

+ 

112 500 

06 33 

117 700 

— 

— 

545 200 

65 600 

— 45 200 

617 300 


117 300 

06 34 

170 400 

178 800 

8 125 000 

7 700 000 

27 000 

7 400 

8 999 800 

+ 

543 000 

06 35 

28 719 800 

28 591 500 

538 738 300 

464 136 400 

185 358 000 

139 742 300 

959 415 600 

+ 145 159 400 


853 500 

766 600 

520 900 

591 000 

285 100 

328 200 

7 772 000 

+ 

711 400 

07 01 

766 400 

672 500 

262 700 

321 500 

190 200 

486 500 

9 680 400 

+ 

480 700 

07 04 

2 919 600 

2 739 900 

4 989 000 

5 355 000 

124 500 

169 500 

29 956 100 

— 

1 458 300 

07 05 

61 800 

— 

10 000 



152 600 


4 520 200 

+ 

4 520 200 

07 06 

363 600 

244 300 

685 500 

780 900 

— 

- 

2 298 900 


3 900 

07 07 

4 964 900 

4 423 300 

6 468 100 

7 048 400 

752 400 

904 200 

! 

54 227 600 

+ 

4 257 900 


2 915 800 

2 705 200 



4 700 

100 600 

33 683 700 

+ 

3 166 400 

08 01 

— 



180 087 400 

179 802 600 

— 



180 087 400 

+ 

284 800 

08 02 

179 400 

197 100 

— 


— 

5 800 

2 213 800 

— 

18 300 

08 03 

110 167 600 

110 328 80C 

225 000 

240 000 

21 346 100 

22 408 500 

514 288 300 

+ 

21 363 900 

08 04 

197 000 

464 500 

178 100 

237 500 

— 1 



1 136 000 


377 100 

08 07 

— 

- 

— 

- 

— 

- 

789 400 

+ 

33 300 

08 08 















08 09 

43 700 

41 600 

— 

- 


- 

298 800 

+ 

36 000 

08 10 

113 503 500 

113 737 200 

180 490 500 

180 280 100 

21 350 800 

22 514 900 

732 497 400 

+ 

24 489 000 
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Drucksache 2050 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Gesamtplan 


Ordentlicher Haushalt 


Kap. 

1 

Bezeichnung 

2 

Ordentlichi 

1961 

DM 

3 

3 Einnahmen 

gegenüber 1960 
mehr ( + ) 

weniger ( — ) 
DM 

4 

Personalaus 

1961 

DM 

5 

gaben 

1960 

DM 

6 


09 







Bundesminister für Wirtschaft 






09 01 

Bundesministerium für Wirtschaft 

838 300 

— 

13 900 

23 447 600 

23 277 800 

09 02 

Allgemeine Bewilligungen 

419 300 

+ 

76 300 

— , 

— 

09 03 

Physikalisch-Technische Bundesanstalt 

2 980 100 

— 

36 300 

10 515 000 

9 145 000 

09 04 

Bundesaufsichtsamt für das Versicherung^- und Bauspar- 







wesen 

4 091 500 

+ 

269 400 

3 530 200 

3 244 900 

09 05 

Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 

53 600 

+ 

11 700 

4 753 100 

4 411 000 

09 06 

Bundesstelle für Außenhandelsinformationen 

5 900 

+ 

2 100 

1 445 300 

1 388 000 

09 07 

Bundesanstalt für Materialprüfung 

1 637 800 


102 600 

5 203 400 

4 210 100 

09 08 

Bundeskartellamt 

523 400 

— 

37 000 

2 644 000 

2 490 200 

09 09 

Bundesanstalt für Bodenforschung 

1 509 000 

+ 

2 700 

1 872 500 

1 194 600 

09 10 

ßundesaufsichtsamt für das Kreditwesen 

1 082 000 

+ 

1 082 000 

633 000 

— 


Zusammen .... 

13 140 900 

+ 

1 459 600 

54 044 100 

49 361 600 


10 







Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 






1001 

Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 







Forsten ; 

230 200 

-f 

16 500 

11 823 600 

11 053 lOO 

10 02 

Allgemeine Bewilligungen 

480 444 800 

d- 

6 404 600 

— 

_ 

10 03 

Außenhandelsstelle für Erzeugnisse der Ernährung und 







Landwirtschaft 

4 950 600 


121 000 

3 392 000 

3 209 200 

10 04 

Bundessortenamt 

645 600 


14 600 

1 086 300 

1 001 800 

10 10 

Biologische Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft . 

622 600 


53 400 

4 315 300 

3 871 100 

10 11 

Bunde.sversuchs- und Forschungsanstalt für Milchwirtschaft 

340 200 

— 

28 100 

1 850 000 

1 707 800 

10 12 

Bundesforschungsanstalt für Fischerei 

140 600 

-r 

55 000 

1 524 900 

1 288 400 

10 13 

Bundesforschungsanstalt für Forst- und Holzwirtschaft . . 

229 500 

— 

22 100 

1 439 100 

1 281 300 

10 14 

Bundesforschungsanstalt für Kleintierzucht 

63 100 


— 

593 200 i 

610 100 

10 15 

Bundesforschungsanstalt für Getreideverarbeitung 

184 700 

— 

600 

1 038 400 

940 000 

10 16 

Bundesanstalt für Flcischforschung 

169 400 


700 

578 200 i 

537 000 

10 17 

Bundesforschungsanstalt für Lebensmittelfrischhaltung . . 

12 400 


— 

758 600 i 

645 300 

10 18 

Bundesanstalt für Qualitätsforschung pflanzlicher Erzeug- , 







nisse 

23 400 

— 

15 000 

286 900 ! 

258 700 

10 19 

Bundesanstalt für Tabakforschung 

66 300 


3 800 

539 000 

485 ICO 

10 20 

Bundesanstalt für Hauswirtschaft 

12 600 

— 

7 400 

368 700 1 

379 100 

10 24 

Bundesforschungsanstalt für Viruskrankheiten der Tiere . 

32 900 

‘b 

300 

1 408 200 1 

1 228 100 





193 600 


♦) 638 900 


Zusammen .... 

488 168 900 

4 - 

6 438 300 

31 002 400 

29 135 000 


*) Vorjähriges Kapitel: 







10 23 Bundesforschungsanstalt für Rebenzüchtung Geilweileihof in 







Siebeldingen (Kap. 10 02 Tit. 605) 







11 







Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 






11 01 

Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 

80 800 

J- 

2 400 

9 092 100 

7 967 500 

11 02 

Allgemeine Bewilligungen 

— 







11 03 

Bundesausführungsbehörde für Unfallversicherung 

39 500 

+ 

11 000 

1 500 600 

1 439 300 

11 04 

Bundesinstitut für Arbeitsschutz 

4 000 

+ 

2 000 

314 300 

298 200 

11 05 

Bundesarbeitsgericht 

60 400 

+ 

4 000 

1 382 300 

l 218 200 

11 06 

Bundesversicherungsamt 

14 400 

-h 

13 900 

1 845 600 

1 613 600 

11 08 

Bundessozialgericht 

85 000 

-f 

4 000 

2 713 700 

2 458 100 

11 07 

Ziviler Ersatzdienst 

1 800 000 

4 - 

1 800 000 

1 085 000 
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Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2050 


Ordentlicher Haushalt 


Gesamtplan 


Sachau? gaben 

Allgemeine Ausgaben 

Einmalige Ausgaben 

Ordentliche Ausgaben 









gegenüber 1960 

Kap. 

1961 

1960 

1961 

1960 

1961 

I960 

1961 

mehr (+) 









weniger ( — ) 


DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 


DM 


7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 


14 

15 

3 871 500 

3 832 900 

883 300 

994 000 

1 791 800 

1 375 600 

29 994 200 

+ 

513 900 

09 01 

, 



53 982 300 

45 513 400 

1 500 000 

. 1 350 000 

55 482 300 

+ 

8 618 900 

09 02 

2 109 800 

1 731 100 

1 753 600 

2 043 500 

4 323 200 

3 460 700 

18 701 600 

+ 

2 321 300 

09 03 

434 600 

454 800 

42 000 

42 000 



.. ■ 

4 006 800 

+ 

265 100 

09 04 

1 219 500 

1 189 700 

— 



18 100 

40 800 

5 990 700 

+ 

349 200 

09 05 

356 200 

322 300 

1 125 000 

1 150 000 

68 600 


2 995 100 


134 800 

09 06 

1 071 100 

855 500 

1 392 300 

1 275 000 

4 492 900 

2 801 300 

12159 700 

+ 

3 017 800 

09 07 

448 600 

560 300 

10 000 

20 000 

10 000 

10 000 

3 112 600 

4- 

32 100 

09 08 

408 600 

223 700 

1 831 000 

1 788 000 

3 529 600 

176 400 

7 641 700 

+ 

4 259 000 

09 09 

193 000 


6 000 

— 

250 000 

- 

1 082 000 

+ 

1 082 000 

09 10 

10 112 900 

9 170 300 

61 025 500 

52 825 900 

15 984 200 

9 214 800 

141 166 700 


20 594 100 


1 603 800 

1 713 300 

2 719 400 

2 837 100 

2 400 800 

187 900 

18 547 600 

+ 

2 756 200 

1001 


- 

1 036 474 400 

1 603 341 400 

1 467 317 200 

827 375 000 

2 503 791 600 

4 - 

73 075 200 

10 02 

1 575 100 

1 617 400 




4 700 

7 500 

4 971 800 

+ 

137 700 

10 03 

185 800 

193 100 

808 600 

801 900 

35 600 

36 900 

2 116 300 

+ 

82 600 

10 04 

632 400 

660 400 

765 200 

727 500 

584 700 

308 400 

6 297 600 

+ 

730 200 

10 10 

390 600 

354 000 

592 100 

608 000 

1 256 800 

55 500 

4 089 500 

+ 

1 364 200 

10 11 

394 400 

263 000 

189 000 

181 000 

1 328 700 

1 159 400 

3 437 000 

4 - 

545 200 

10 12 

244 800 

239 600 

245 800 

274 500 

384 200 

509 900 

2 313 900 

4 - 

8 600 

10 13 

164 900 

134 400 

108 800 

114 200 

216 200 

6 800 

1 083 100 

+ 

217 600 

10 14 

243 300 

199 200 

214 200 

219 200 

116 200 

72 900 

1 612 100 

+ 

180 800 

10 15 

92 500 

97 100 

216 500 

218 000 

30 000 

37 800 

917 200 

4 - 

27 300 

10 16 

120 800 

121 600 

70 200 

76 700 

503 800 

505 500 

1 453 400 

+ 

104 300 

10 17 

70 900 

55 000 

45 400 

63 000 



— 

403 200 

4 - 

26 500 

10 18 

93 600 

88 200 

156 600 

172 000 

7 100 

— 

796 300 

+ 

51 000 

10 19 

113 300 

123 000 

44 600 

53 400 

18 500 

— 

545 100 

— 

10 400 

10 20 

683 300 

428 500 

276 700 

293 300 

150 000 

l 040 000 

2 518 200 

— ■ 

471 700 

10 24 


♦) 128 200 


♦) 239 400 





1 006 500 


6 609 500 

6 416 000 

1 042 927 500 

1 610 220 600 

1 474 354 500 

831 303 500 

i 

2 554 893 900 

+ 

77 818 800 


1 671 100 

1 599 900 

826 000 

1 630 000 

178 800 

73 000 

11 768 000 

4 - 

497 600 

11 01 




11 255 600 

10 603 500 

5 400 000 

3 150 000 

16 655 600 

4 - 

2 902 100 

11 02 

185 800 

188 500 





— 



1 686 400 

+ 

58 600 

11 03 

97 400 

106 500 

17 100 

16 600 

5 000 

3 000 

433 800 

4 - 

9 500 

11 04 

154 800 

141 300 

65 000 

55 000 

— 

13 300 

1 602 100 

4 - 

174 300 

11 05 

423 700 

371 400 

— 



6 800 



2 276 100 

+ 

291 100 

11 06 

247 700 

226 400 

40 000 

44 000 

— 

— 

3 001 400 

4 - 

272 900 

11 07 

125 000 


525 000 


800 000 


2 535 000 

4 - 

2 535 000 

11 08 
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Drucksache 2050 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Gesamtplan 


Ordentlicher Haushalt 


Kap. 

1 

Bezeichnung 

2 

Ordentlich! 

1961 

DM 

3 

e Einnahmen 

gegenüber 1960 
mehr ( + ) 

weniger ( — ) 
DM 

4 

Personalau; 

1961 

DM 

5 

sgaben 

1960 

! DM 

6 

11 09 

11 

Sozialreform 




1 211 200 

1 159 400 

11 10 

Kriegsopferversorgung und gleichartige Leistungen 

980 000 

— 

2 100 000 

— 



11 11 

Arbeitslosenhilfe 

12 006 000 

+ 

700 000 

— 

_ 

11 13 

Sozialversicherung 

870 000 


99 400 

— 

_ 


Zusammen .... 

15 940 100 

H- 

337 900 

19 144 800 

16 154 300 

1201 

12 

Bundesminister für Verkehr 

Bundesministeriiim für Verkehr 

174 200 

+ 

45 000 

15 101 200 

15 101 200 

1202 

Allgemeine Bewilligungen 

27 230 500 



269 434 500 

— 

— 

12 03 

Bundeswasser- und Schiffahrtsverwaltung 

90 348 600 

+ 

4 810 000 

62 868 000 

54 796 300 

12 04 

Staatswerft in Rendsburg-Saatsee 

— 


— 

— 

— 

12 05 

Bundesschleppbetrieb in Münster (Westf.) 

— 




— 


12 06 

Bundesanstalt für Wasserbau in Karlsruhe 

163 600 



600 

947 900 

863 200 

12 07 

Bundesanstalt für Gewässerkunde in Koblenz 

13 800 

+ 

100 

662 900 

672 100 

12 08 

Bundesamt für Schiffsvermessung in Hamburg 

660 500 

— 

60 100 

472 200 

445 900 

12 09 

Deutsches Hydrographisches Institut in Hamburg 

1 556 000 


31 200 

6 430 500 

5 876 400 

12 10 

Bundesfernstraßen 

9 833 500 

-±- 

218 800 

— 

— 

12 11 

Bundesanstalt für Straßenbau in Köln 

1 068 100 

+ 

766 300 

683 460 

627 300 

12 12 

Kraftfahrt-Bundesamt in Flensburg-Mürwik 

14 011 900 


1 624 800 

5 797 060 

4 853 900 

12 13 

Oberprüfungsamt für die höheren technischen Ver- 
waltungsbeainten in Frankfurt (Main) 

23 000 

+ 

3 000 

112 000 

103 700 

12 14 

Deutscher Wetterdienst in Offenbach (Main) 

1 481 500 

+ 

60 800 

22 931 500 

21 501 900 

12 15 

Bundesanstalt für Flugsicherung in Frankfurt (Main) .... 

345 000 

+ 

70 900 

24 873 000 

18 369 000 

12 16 

Luftfahrt-Bundesamt ln Braunschweig 

31 400 

— 

14 900 

696 100 

593 200 

12 17 

Luftfahrt 

700 000 

+ 

275 000 

— 



Zusammen .... 

147 641 600 

— 

261 666 600 

141 575 700 

123 804 100 

13 01 

18 

Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen 

Bundesministerium für das Post- und Fernmeldewesen . . 




77 700 

73 500 

1*3 03 

ßundesdruckerei 

8 775 300 

— 

3 360 900 




Zusammen .... 

8 775 300 

— 

3 360 900 

77 700 

73 500 

1401 

14 

Bundesminister für Verteidigung 

Bundesministerium für Verteidigung 

25 500 


157 700 

54 035 800 

47 430 600 

14 02 

Allgemeine Bewilligungen 

20 251 700 

+ 

19 921 700 



14 03 

Kommandobehörden, Truppen usw 





406 100 

1 293 808 700 

1 080 845 800 

524 551 400 

14 04 

Bundeswehrverwaltung 

1 000 

, 

195 000 

723 091 100 

14 05 

Bildungswesen 




1 000 


14 06 

Seelsorge 

3 000 

+ 

1 500 

5 245 700 

5 417 900 

2 123 800 

14 07 

Rechtspflege 



— 

259 000 

2 282 500 

14 08 

Sanitätswesen 

4 000 

— 

682 000 



14 10 

Verpflegung 



— 

35 000 

— 


14 11 

Dienstbekleidung 

100 000 

— 

100 000 

— 


14 12 

Unterbringung ' 

21 113 800 

+ 

1 531 200 

— 


14 13 

Pionierwesen 





4 000 




14 14 

Fernmeldewesen ' 

3 890 000 

— 

504 000 



__ 

14 15 

Feldzeugwesen 



— 

423 000 



_ 

14 16 

ABC-Schutz 





4 000 




14 17 

Quartiermeisterwesen 

11 000 

— 

209 000 




14 18 

Indienst- und Instandhaltung von Schiffen 



— 

100 000 





14 19 

Indienst- und Instandhaltung von Flugzeugen 

5 470 000 

— 

433 500 

— 



14 21 

Bundesamt für Wehrtechnik und Beschaffung i 

— 

— 

1 1 237 400 

64 999 900 

57 305 500 

14 22 

Wehrersatzwesen 

— 

— 

1 000 

35 355 600 

27 450 700 

14 23 

Fürsorge 

— 

— 

20 000 

143 945 600 

130 757 000 


Zusammen .... 

50 870 000 

+ 

6 682 700 

2 322 764 900 

1 875 882 700 
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Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2050 


Ordentlicher Haushalt 


Gesamtplan 


Sachausgaben 

Allgemeine Ausgaben 

Einmalige Ausgaben 

Ordentliche Ausgaben 









gegenüber 1960 

Kap. 

1961 

1960 

1961 

1960 

1961 

1960 

1961 

mehr ( + ) 









weniger ( — ) 


DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 


DM 


7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 


14 

15 

122 000 

15? 000 

72 000 

80 000 



1 405 200 

+ 

8 800 

11 09 

— 



4 256 911 000 

4 171 401 000 

— 

330 000 

4 256 911 000 

-L 

85 180 000 

11 10 

— 

_ 

240 450 000 

255 182 000 

— 



240 450 000 

— 

14 732 000 

11 11 

— 

— 

6 436 155 000 

6 188 410 300 

2 500 000 

4 339 500 

6 438 655 000 

+ 

245 905 200 

11 13 

3 027 500 

2 791 000 

10 946 316 700 

10 627 422 400 

8 890 600 

7 908 800 

10 977 379 600 

+ 

323 103 100 


3 408 500 

3 187 400 



11 400 

225 000 

18 521 100 

+ 

7 500 

1201 

— 15 517 600 

— 15 293 000 

882 650 300 

890 184 300 

8 072 000 

9 880 000 

875 204 700 

— 

9 566 600 

12 02 

8 723 700 

8 648 700 

145 860 200 

141 472 200 

29 585 500 

35 273 500 

247 037 400 

-T 

6 846 700 

12 03 

— 



— 


— 



— 


— 

12 04 

— 



— 



— 



— 



12 05 

179 500 

164 300 

53 500 

53 900 

116 200 

292 900 

1 297 100 

— 

77 200 

12 06 

88 700 

99 300 

60 000 

78 700 

30 000 

118 400 

841 600 

— 

126 900 

12 07 

55 200 

59 500 

— 

_ 

— 

3 500 

527 400 

+ 

18 500 

12 08 

628 200 

688 900 

1 371 700 

1 467 000 

1 875 400 

1 570 900 

10 305 800 

+ 

702 600 

12 09 

— 



2 132 000 000 

1 922 000 OOü 

— 


2 132 000 000 

+ 

210 000 000 

12 10 

131 000 

120 600 

39 000 

36 000 

214 700 

120 000 

1 068 100 

+ 

164 200 

12 11 

1 904 100 

1 783 000 

4 307 800 

4 233 000 

2 000 000 

129 000 

14 008 900 

+ 

3 010 000 

12 12 

30 500 

30 300 

79 000 

83 400 




221 500 

+ 

4 100 

12 13 

1 997 300 

1 742 000 

6 129 600 

5 887 300 

1 286 300 

1 304 700 

32 344 700 

+ 

1 908 800 

12 14 

2 141 500 

1 876 900 

7 672 600 

8 875 000 

8 878 900 

9 900 800 

43 566 000 

+ 

4 544 300 

12 15 

159 000 

166 800 

79 500 

150 000 

— 


934 600 

+ 

24 600 

12 16 

— 

- 

92 560 700 

89 326 100 

— 

- 

92 560 700 

+ 

3 234 600 

12 17 

3 929 600 

3 274 700 

3 272 863 900 

3 063 846 900 

52 070 400 

58 818 700 

3 470 439 600 

+ 

220 695 200 








77 700 

+ 

4 200 

13 01 

— 

- 

— 

— 

1 025 500 

5 557 600. 

1 025 500 

— 

4 532 100 

13 03 

- 


— 

- 

1 025 500 

5 557 600 

1 103 200 

— 

4 527 900 


8 727 500 

8 304 500 

5 068 000 

5 414 4}0 

638 300 

655 200 

68 469 600 


6 664 900 

1401 

66 204 300 

58 591 700 

1 429 277 900 

2 516 161 200 

49 900 000 

32 000 000 

1 545 382 200 

— 

1 061 370 700 

14 02 

67 814 600 

66 828 200 

92 268 500 

82 264 600 

5 968 900 

8 327 300 

1 459 860 700 


221 594 800 

14 03 

26 726 400 

24 160 000 

122 700 

56 503 

688 100 

1 232 100 

750 628 300 


200 628 300 

14 04 





13 970 700 

12 814 800 

962 000 

1 500 000 

14 932 700 

+ 

617 900 

14 05 

1 068 400 

1 022 400 

815 800 

623 800 

292 800 

776 300 

7 422 700 

— 

417 700 

14 06 

154 100 

160 000 

30 000 

30 000 

5 000 

13 800 

2 471 600 


144 000 

14 07 





34 124 000 

33 275 400 

20 000 000 

967 200 

54 124 000 

+ 

19 881 400 

14 08 





122 586 900 

115 646 000 

19 174 800 

30 848 000 

141 761 700 

— 

4 732 300 

14 10 



_ 

265 687 200 

257 528 400 

335 367 200 

147 981 000 

601 054 400 

— 

195 545 000 

14 11 

198 193 000 

181 310 800 

42 700 700 

33 142 500 

224 559 800 

134 179 200 

465 453 500 

+ 

116 821 000 

14 12 





6 799 000 

13 538 700 

40 000 000 

50 208 000 

46 799 000 

— 

16 947 700 

14 13 

— 


91 500 000 

83 855 300 

262 000 000 

197 563 200 

353 500 000 


67 081 500 

14 14 





428 195 000 

398 278 OCü 

1 801 000 000 

1 853 750 800 

2 229 195 000 

— 

22 833 800 

14 15 





4 290 000 

3 468 000 

10 000 000 

10 000 000 

14 290 000 

-h 

822 000 

14 16 





288 618 000 

249 218 900 

59 000 000 

50 000 000 

347 618 000 

+ 

48 399 100 

14 17 




72 600 000 

72 401 500 

441 853 200 

362 646 400 

514 453 200 

A 

79 405 300 

14 18 




284 560 000 

125 488 000 

1 078 836 700 

454 236 500 

1 363 396 700 

4- 

783 672 200 

14 19 

7 414 700 

5 982 000 

10 948 700 

12 671 200 

21 521 100 

26 986 300 

104 884 400 

A 

1 939 400 

1421 

3 898 600 

4 174 000 

11 031 700 

22 803 200 

— 

70 000 

50 285 900 

— 

4 212 000 

14 22 

— 

— 

5 070 800 

3 962 000 

— 

- 

149 016 400 

-p 

14 297 400 

14 23 

380 201 600 

350 533 600 

3 210 265 600 

4 047 642 400 

4 371 767 900 

3 363 941 300 

10 285 000 000 

A 

647 000 000 



19 



Drucksache 2050 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Gesamtplan Ordentlicher Haushalt 


— 

Kap. 

1 

Bezeichnung 

Ordentlich( 

! 

i 

1961 

DM 

3 

e Einnahmen 

gegenüber 1960 
mehr { + ) 

weniger ( — ) 
DM 

4 

Personalaus 

1961 

DM 

5 

gaben 

1960 

DM 

6 

19 01 

19 

Bundesverfassungsgericht 

Bundesverfassungsgericht 

9 000 

+ 600 

2 132 300 

1 972 500 

20 01 

20 

Bundesrechnungshof 

BundesrechnungshOi 

14 300 

- 2 200 

8 835 100 

7 892 000 

24 01 

24 

Bundesminister für wirtschaftlichen Besitz des Bundes 

Bundesministerium für wirtschaftlichen Besitz des Bundes 

122 300 

+ 26 900 

6 415 100 

5 116 700 

24 02 

Allgemeine Bewilligungen 

100 636 500 

— 19 594 700 

— 

— 

24 03 

Bundesvermögens- und Bauverwaltunq . . 

183 438 700 

A 3 305 900 

— 

“ 

24 04 

Bundesbaudirektion Berlin 

208 600 

+ 46 900 

5 807 500 

4 916 100 


Zusammen .... 

284 406 100 

— 16 215 000 

12 222 600 

10 032 800 

25 01 

25 

Bundesminister für Wohnungsbau 

Bundesministerium für Wohnungsbau 

17 900 

d- 2 800 

4 945 800 

4 505 400 

25 02 

Allgemeine Bewilligungen 

144 195 500 

-f- 16 657 900 

— 

— 


Zusammen .... 

144 213 400 

+ 16 660 700 

4 945 800 

4 505 400 

26 01 

Einsdiließlich der Ansätze bei Kap. 25 03. Die Kap. 25 02 und 25 03 
des Rechnungsjahres 1960 sind im Rechnungsjahr 1961 zu einem 
Kapitel vereinigt worden. 

20 

Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und 
Kriegsgeschädigte 

Bundesministerium für Vertriebene, Flüditlinge und 

Krieq.sqeschädiqte 

1 500 

— 3 500 

3 747 700 

3 455 100 

26 02 

Allgemeine Bewilligungen 

5 830 000 

-r- 2 580 000 

■ ■ - 


26 03 

Dienststellen des Bundesnotaufnahmeverfahrens in Ber- 
lin, Gießen und Uelzen 

1 000 

— 1 000 

4 751 900 

4 634 900 

26 05 

Bundesausgleichsamt in Bad Homburg v. d. H 

4 400 

900 

2 621 700 

2 443 300 


Zusammen .... 

5 836 900 

2 576 400 

11 121 300 

10 533 300 

27 01 

27 

Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen 

Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen 

165 800 

^ 97 100 

4 136 600 

3 816 50^ 

28 01 

28 

Bundesminister für Angelegenheiten des Bundesrates 
und der Länder 

Bundesministerium für Angelegenheiten des Bundesrates 
und der Länder 

6 200 

-r 2 900 

640 700 

590 500 

29 01 

29 

Bundesminister für Familien- und Jugendfragen 

Bundesministerium für Familien- und Jugendfragen .... 

4 038 200 

- 1 500 400 

1 412 500 

1 448 200 

31 01 

31 

Bundesminister für Atomkernenergie und Wasserwirtschaft 

Bundesministerium für Atomkernenergie und Wasserwirt- 
schaft 

5 800 

— 2 300 

3 511 500 

2 889 900 

31 02 1 

! 

Allgemeine Bewilligungen für die Atomkernenergiefor- 
schung und -nutzung 

165 000 

+ 2 000 



31 03 

Allgemeine Bewilligungen für die Wasserwirtschaft .... 



— 

— 

— 


Zusammen .... 

170 800 

— 300 

3 511 500 

2 889 900 
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Drucksache 2050 


Ordentlicher Haushalt Gesamtplan 


Sachausgaben 

Allgemeine Ausgaben 

Einmalige Ausgaben 

Ordentliche Ausgaben 









gegenüber 1960 

Kap. 

1961 

1960 

1961 

1960 

1961 

1960 

1961 

mehr (+) 

weniger ( — ) 


DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 


DM 


7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

344 000 

344 700 

4 000 

4 000 

— 

224 400 

2 480 300 

— 

65 300 

19 01 

1 199 000 

1 079 800 

100 000 

100 000 

29 700 

8 900 

10 163 800 

+ 

1 083 100 

20 01 

923 000 

894 400 



71 900 

13 000 

7 410 000 

+ 

1 385 900 

24 01 





7 700 000 

150 000 

— 



7 700 000 

+ 

7 550 000 

24 02 

56 700 000 

54 700 000 

76 367 100 

79 575 400 

29 435 200 

40 705 800 

162 502 300 

— 

12 478 900 

24 03 

2 719 500 

1 157 500 

70 000 

- 

5 300 

10 900 

8 602 300 

+ 

2 517 800 

24 04 

60 342 500 

56 751 900 

84 137 100 

79 725 400 

29 512 400 

40 729 700 

186 214 600 

~ 

1 025 200 


685 500 

738 200 

90 000 

100 000 

17 800 

16 400 

5 739 100 

+ 

379 100 

25 01 

— 

— 

1 408 613 800 

*) 1 608 274 900 

57 353 300 

•} 17 728 000 

1 465 967 100 

__ 

160 035 800 

25 02 

685 500 

' 

738 200 

1 408 703 800 

1 608 374 900 

57 371 100 

17 744 400 

1 471 706 200 


159 656 700 


487 500 

505 700 




130 500 

4 235 200 

+ 

143 900 

26 01 

— 

— 

86 584 500 

66 764 700 

1 500 000 

1 750 000 

88 084 500 

+ 

19 569 800 

26 02 

605 200 

634 500 

9 000 

1 10 000 

— 



5 366 100 


86 700 

26 03 

350 200 

329 700 

— 

15 000 

9 500 

— 

2 981 400 

+ 

193 400 

26 05 

1 442 900 

1 469 900 

86 593 500 

66 789 700 

1 509 500 

1 880 500 

100 667 200 

+ 

19 993 800 


1 038 400 

1 099 300 

139 751 400 

135 402 000 

525 600 

27 400 

145 452 000 

-h 

5 106 800 

27 01 

101 600 

115 100 

i 

- 

23 100 

- 

765 400 


59 800 

28 01 

423 100 

413 900 

82 261 600 

83 245 000 


3 500 

84 097 200 

— 

1 013 400 

29 01 

810 500 

1 007 600 


1 000 000 

4 500 

60 000 

4 326 500 


631 000 

31 01 

278 000 


65 314 200 

58 978 300 

99 203 500 

120 077 500 

164 795 700 


14 260 100 

31 02 

110 000 

-- 

1 265 000 

- 

100 000 

- 

1 475 000 

+ 

1 475 000 

31 03 

1 198 500 

1 007 600 

66 579 200 

59 978 300 

99 308 000 

120 137 500 

170 597 200 

— 

13 416 100 






Drucksache 2050 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Gesamtplan 


Ordentlicher Haushalt 


Kap. 

1 

Bezeichnung 

2 

Ordentlich« 

1961 

DM 

3 

B Einnahmen 

gegenüber 1960 
mehr (+) 

weniger ( — ) 
DM 

4 

Personalau' 

1961 

DM 

5 

5gaben 

1960 

' DM 

i 6 

32 03 

32 

Bundesschuld 

Bundesschuldenverwaltung 

1 322 900 

— 104 100 

8 341 800 

7 640 800 

32 05 

Verzinsung und Tilgung 

— 

— 

— 



32 07 

Zum Ankauf von Schuldenurkunden des Bundes 


— 





32 08 

Inanspruchnahme aus Sicherheitsleistungen und Gewähr- 
leistungen 








32 09 

Schulden des Bundes, die nicht der Bundesschuldenver- 
waltung unterliegen 

1 200 000 

— 4 350 000 

— 




Zusammen .... 

2 522 900 

— 4 454 100 

8 341 800 

7 640 800 

33 02 

33 

Versorgung 

Allgemeine Bewilligungen 





33 03 

Versorgung der Bundesbeamten 

— 


75 900 000 

66 270 000 

33 04 

Versorgung der Soldaten der Bundeswehr 

— 

— 

38 763 000 

30 506 000 

33 06 

Versorgungsausgaben, die durch das Zweite Überlei- 
tungsgesetz vom 21. August 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 774) vom Bund übernommen worden sind 



76 260 000 

76 703 000 

33 07 

Versorgung der verdrängten Angehörigen des öffentli- 
chen Dienstes und von Angehörigen aufgelöster Dienst- 
stellen sowie ihrer Hinterbliebenen 

4 000 000 

— 6 000 000 

1 041 400 000 

1 019 705 000 

33 08 

Versorgung der Berufssoldaten der früheren Wehrmacht 
der berufsmäßigen Angehörigen des früheren Reichs- 
arbeitsclienst'es sowie ihrer Hinterbliebenen 

500 000 


532 280 000 

491 218 000 


Zusammen .... 

4 500 000 

— 6 000 000 

1 764 605 000 

1 684 408 600 

35 02 

35 

Verteidigungslasten im Zusammenhang mit dem Aufent- 
halt ausländischer Streilkräfte 

Besatzungskosten in Berlin 

2 000 000 




35 03 

Auftragsausgaben Klasse I in Berlin 

10 000 

— 

— 


35 04 

Auftragsausgaben Klasse 11 in Berlin 

100 000 

— 



35 11 a 

Verteidigungsaufwand, der im unmittelbaren Zusammen- 
hang mit dem Aufenthalt ausländischer Streitkräfte im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes entsteht 

64 600 000 

+ 4 900 000 



35 11b 

Besatzungsfolgekosten in Berlin 

116 000 





Zusammen .... 

66 826 000 

+ 4 900 000 

_ 


36 04 

*) Vorjährige Ansätze bei Kap. 35 05 u. 35 06. 

36 

Zivile Notstandsplanung 

Notstandsmaßnahmen im Aufgabenbereich des Bundes- 
ministers des Innern 

147 000 

+ 36 000 


1 

! 

i 

36 05 

Notstandsmaßnahmen auf dem Gebiet der Wirtschaft . . . 

— 

— 

— 



36 06 

Notstandsmaßnahmen auf dem Gebiet der Ernährung . . . 

1 — 

— 

— 

— 

36 07 

Notstandsmaßnahmen auf dem Gebiet des Verkehrs .... 

8 000 

+ 8 000 

— 



36 08 

Maßnahmen zur Sicherung der Nachrichtenverbindungen 


— 

— 

— 

36 09 

Maßnahmen des baulichen Luftschutzes zum Schutze der 
Zivilbevölkerung 

1 30 700 

+ 21 700 

— 



Zusammen .... 

185 700 

+ 65 700 
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Ordentlicher Haushalt 


Gesamtplan 


Sachausgaben 

Allgemeine Ausgaben 

Einmalige Ausgaben 

Ordentliche Ausgaben 









gegenüber 1960 

Kap. 

1961 

1960 

1961 

1960 

1961 

1960 

1961 

mehr (-r) 









weniger ( — ) 


DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 


7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

1 785 300 

I 711 500 

77 676 600 

78 982 600 



87 803 700 

— 531 000 

32 03 

— 



1 276 334 400 

1 456 472 000 

— 


1 276 334 400 

— 180 137 600 

32 05 

— 

- 

50 050 000 

60 200 000 

— 

- 

50 050 000 

— 10 150 000 

32 07 

— 

- 

175 000 000 

250 000 000 

— 

— 399 267 200 

175 000 000 

+ 324 267 200 

32 08 

— 

— 

397 132 000 

437 115 700 

— 

— 

397 132 000 

— 39 983 700 

32 09 

1 785 300 

1 711 500 

1 976 193 000 

2 282 770 300 

— 

— 399 267 200 

1 986 320 100 

+ 93 464 700 


— 38 765 000 

— 30 506 000 





— 38 765 000 

— 8 259 000 

33 02 

— 

— 

— 



— 



75 900 000 

+ 9 630 000 

33 03 

— 

— 



— 

— 

38 765 000 

+ 8 259 000 

33 04 

— 


■ — 

- 

- 


76 260 000 

— 449 000 

33 06 

— 

- 

— 

- 


- 

1 041 400 000 

+ 21 695 000 

33 07 

— 

— 






532 280 000 

+ 41 062 000 

33 08 

— 38 765 000 

— 30 506 000 

— 

— 

— 


1 725 840 000 

+ 71 938 000 




175 774 000 

168 024 000 



175 774 000 

+ 7 750 000 

35 02 

— 

— 

1 286 800 

3 808 100 

— 



1 286 800 

— 2 521 300 

35 03 


— 

28 854 900 

43 119 700 

— 

— 

28 854 900 

— 14 264 800 

35 04 

— 


144 950 000 

153 360 000 

81 400 000 

69 700 000 

226 350 000 

+ 3 290 000 

35 11 a 


— 

11 711 000 

11 502 000 

150 000 

300 000 

11 861 000 

+ 59 000 

35 11b 




*) 141 120 000 




— 141 120 000 





•) 30 900 000 




— 30 900 000 



— 

362 576 700 

551 833 800 

81 550 000 

i 

^ 70 000 000 

444 126 700 

— 177 707 100 




30 349 000 

28 165 000 

’ 156 870 000 

134 095 000 

187 219 000 

+ 24 959 000 

36 04 

— 

— 

1 730 000 

17 100 000 

8 290 000 

7 500 000 

10 020 000 

— 14 580 000 

36 05 

— 

— 

89 642 500 

67 580 800 

— 

' 

89 642 500 

+ 22 061 700 

36 06 

— 

— 

16 040 000 

14 680 000 

80 560 000 

91 380 000 

96 600 000 

— 9 460 000 

36 07 


„ 

— 

— 

85 450 000 

1 82 950 000 

85 450 000 

+ 2 500 000 

36 08 

— 


6 700 000 

2 350 000 

500 000 

500 000 

7 200 000 

+ 4 350 000 

36 09 



144 461 500 

129 875 800 

331 670 000 

i 

316 425 000 

476 131 500 

+ 29 830 700 
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Gesamtplan Ordentlicher Haushalt 




Ordentliche Einnahmen 

Personalausgaben 

Kap. 

Bezeichnung 


gegenüber 1960 




1961 

mehr (+) 

weniger ( — ) 

1961 

1960 




DM 

DM 

DM 

DM 

l 

2 

3 

4 

5 

6 


40 






Soziale Kriegsfolgeleistungen 





40 03 

Kriegsfolgenhilfe 

33 925 000 

— 13 910 000 

— 



40 04 

Umsiedlung und Auswanderung 

3 000 

— 

— 

— 

40 05 

Abführung der Ausgleichsabgaben an den Lastenaus- 






gleichsfonds 

— 


— 

— 

40 06 

Leistungen des Bundes an den Lastenausgleichsfonds 

- 

- 

- 

- 


Zusammen .... 

33 928 000 

— 13 910 000 

- 

- 


60 






Allgemeine Finanzverwaltung 





60 01 

Steuern und Abgaben 

Besitz- und Verkehrsteuer 

18 000 000 000 

+ 1 015 000 000 




Einkommen- und Körperschaftsteuer 

8 722 000 000 

+ 822 000 000 




Zölle und Verbrauchsteuer 

11 983 000 000 

+ 833 000 000 




Abgaben 

13 000 000 

— 39 000 000 




Lastenausgleich 

2 000 000 000 

— 45 000 000 




Zusammen .... 

40 718 000 000 

+ 2 636 000 000 

~ 1 

- 

60 02 3 

Allgemeine Bewilligungen 

656 123 700 

— 75 420 200 

— 

353 500 000 

60 04 3 

Sonderleistungen des Bundes 

10 250 000 

— 20 140 000 

2 900 000 

5 300 000 

60 05 3 

Bundeshilfe für Berlin 

— i 

— 

— 

- 

60 06 3 

Angelegenheiten der europäischen wirtschaftlichen Zu- 






sammenschlüsse 

— 


— 

— 


Zusammen .... 

41 384 373 700 

+ 2 540 439 800 

2 900 000 

358 800 000 


Die mit *) gekennzeichneten Kapitel haben einen außerordentlichen 
Haushalt (Sp. 26 — 28). 
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Ordentlicher Haushalt Gesamtplan 


Sachausgaben 

Allgemeine Ausgaben 

Einmalige Ausgaben 

Ordentliche Ausgaben 









gegenüber I960 

Kap. 

1961 

I960 

1961 

1960 

1961 

1960 

1961 

mehr (^) 

weniger (--) 


DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 


7 

8 

! ^ 

10 

11 

12 i 

13 

14 

15 



667 609 100 

661 527 200 

3 406 800 

6 882 400 

671 015 900 

+ 2 606 300 

40 03 

- 


18 209 900 

18 962 300 

_ 

- 

18 209 900 

— 752 400 

40 04 



2 000 000 000 

2 045 000 000 



2 000 000 000 

— 45 000 000 

40 05 

— 

- 

339 633 400 

379 833 400 

- 

1 - 

339 633 400 

— 40 200 000 

40 06 



3 025 452 400 

3 105 322 900 

3 406 800 

6 882 400 

! 

1 

3 028 859 200 

83 346 100 







1 

i 



60 01 

2 127 000 

2 175 000 

202 540 000 

— 887 936 500 

336 750 300 

i 

541 417 300 

+ 1 076 678 800 

60 02*) 

— 

- 

1 869 500 000 

1 608 500 OOO 

7 000 000 

16 989 100 

1 879 400 000 

-f 248 610 900 

60 04*) 

— 

- 

680 000 000 

820 OOO 000 

— 

1 

680 000 000 

140 000 000 

60 05*) 

— 

- 

66 540 000 

243 244 500 

— 

— 

66 540 000 

-- 176 704 500 

60 06*) 


2 127 000 2 175 000 2 818 580 000 i 783 808 ooo 343 750 300 i 6 989 loo 3 167 357 300 1 005 585 200 
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Gesamtplan Außerordentlicher Haushalt 


Kap. 

1 

Bezeichnung 

2 

Außerordentl 

1961 

DM 

3 

iche Einnahmen 

gegenüber 1960 
mehr ( + ) 

weniger ( — ) 
DM 

4 

Außerordent 

1961 

DM 

5 

liehe Ausgaben 

gegenüber 1960 
mehr ( + ) 

weniger ( — ) 
DM 

6 

A06 02 

06 

Bundesminister des Innern 

Allgemeine Bewilligungen 



34 000 000 

— 1 000 000 

A06 25 

Bundesgrenzschutz 

— 


50 000 000 

+ 7 000 000 


Summe der übrigen Kapitel ohne außerordent- 
lichen Haushalt 


— 

— 

— 


Zusammen .... 

— 

— 

84 000 000 

+ 6 000 000 

A 10 02 

10 

Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten 

Allgemeine Bewilligungen 



312 200 000 

+ 32 200 000 


Summe der übrigen Kapitel ohne außerordent- 
lichen Haushalt 

_ 

— 

— 

— 


Zusammen .... 

— 

— 

312 200 000 

+ 32 200 000 

A 12 03 

12 

Bundesminister für Verkehr 

Bundeswasser- und Schiffahrtsverwaltung 



140 538 200 

— 56 900 

A 12 17 

Luftfahrt 

— 

— 

20 779 000 

— 9 668 000 


Summe der übrigen Kapitel ohne außerordent- 
lichen Haushalt 

— 

— 

— 

— 


Zusammen .... 

— 

— 

161 317 200 

— 9 724 900 

A 14 02 

14 

Bundesminister für Verteidigung 

Allgemeine Bewilligungen 



638 000 000 

+ 638 000 000 

A 14 12 

Unterbringung 

— 

— 

262 000 000 

— 100 000 000 


Summe der übrigen Kapitel ohne außerordent- 
lichen Haushalt 


— 

— 

— 


Zusammen .... 

— 

— 

900 000 000 

+ 538 000 000 

A24 02 

24 

Bundesminister für wirtschaftlichen Besitz 
des Bundes 

Allgemeine Bewilligungen 



25 900 000 

— 11 100 000 


Summe der übrigen Kapitel ohne außerordent- 
lichen Haushalt 

— 

— 

— 



Zusammen .... 

— 


25 900 000 

— 11 100 000 

A25 02 

25 

Bundesminister für Wohnungsbau 

Allgemeine Bewilligungen 



5 000 000 

- - 82 257 000') 


Summe der übrigen Kapitel ohne außerordent- 
lichen Haushalt 

— 

— 

— 



*) Ansätze bei Kap. A 25 03. Zusammen 



5 000 000 

82 257 000 

A26 02 

*•) Ansätze bei Kap. 25 02, 25 03 und A 25 03. 

26 

Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und 
Kriegsgeschädigte 

Allgemeine Bewilligungen 



28 000 000 

— 6 000 000 


Summe der übrigen Kapitel ohne außerordent- 
lichen Haushalt 

_ 

— 

— 

— 


Zusammen .... 

! ~ 

— 

28 000 000 

— 6 000 000 
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Drucksache 2050 


Gesamtabschluß Gesamtplan 


Gesamteinnahmen 



Gesamtausgaben 







gegenüber 1960 



gegenüber 1960 


Kap. 

1961 

1960 

mehr ( b) 

1961 

1960 

mehr ( + ) 




weniger ( — ) 



weniger ( — ) 



DM 

DM 


DM 

DM 

DM 


DM 



7 

8 


9 

10 

11 


12 


13 

2 151 400 

1 976 000 

+ 

175 400 

482 957 000 

407 351 600 

4- 

75 605 400 

06 02 

u. A 06 02 

1 231 100 

733 300 

+ 

497 800 

256 987 900 

234 667 000 

+ 

22 320 900 

06 25 

u. A06 25 

2 134 700 

1 953 100 

+ 

181 600 

303 470 700 

250 237 600 

+ 

53 233 100 



5 517 200 

4 662 400 

+ 

854 800 

1 043 415 600 

892 256 200 

+ 

151 159 400 



480 444 800 

474 040 200 

+ 

6 404 600 

2 815 991 600 

2 710 716 400 

4- 

105 275 200 

10 02 

u. A 10 02 

7 724 100 

7 690 400 

+ 

33 700 

51 102 300 

46 358 700 

4- 

4 743 600 



488168 900 

481 730 600 


6 438 300 

2 867 093 900 

2 757 075 100 

4- 

110018 800 



90 348 600 

85 538 600 

+ 

4 810 000 

387 575 600 

380 785 800 

+ 

6 789 800 

12 03 

u, A 12 03 

700 000 

425 000 

+ 

275 000 

113 339 700 

119 773 100 

— 

6 433 400 

12 17 

u. A 12 17 

56 593 000 

323 344 600 

— 

266 751 600 

3 130 841 500 

2 920 227 600 

4- 

210 613 900 



147 641 600 

409 308 200 

— 

261 666 600 

3 631 756 800 

3 420 786 500 

4- 

210 970 300 



20 251 700 

330 000 

'f 

19 921 700 

2 183 382 200 

2 606 752 900 


423 370 700 

14 02 

u. A 14 02 

21 113 800 

19 582 600 

+ 

1 531 200 

727 453 500 

710 632 500 

+ 

16 821 000 

14 12 

u. A 14 12 

9 504 500 

24 274 700 

— 

14 770 200 

8 274 164 300 

6 682 614 600 

4- 1 591 549 700 



50 870 000 

44 137 300 

+ 

6 682 700 

11 185 000 000 

10 000 000 000 

4- 

1 185 000 000 



100 636 500 

120 231 200 


19 594 700 

33 600 000 

37 150 000 


3 550 000 

i 

24 02 

u. A 24 02 

183 769 600 

i 

i 180 389 900 

+ 

3 379 700 

178 514 600 

187 089 800 

— 

8 575 200 



284 406 100 

300 621 100 

— 

16 215 000 

212 114 600 

224 239 800 

— 

12 125 200 



144 195 500 

127 537 600 

+ 

16 657 900 

1 470 967 100 

*•) 1 713 259 900 


242 292 800 

25 02 

u. A 25 02 

17 900 

15 100 

+ 

2 800 

5 739 100 

5 360 000 

4- 

379 100 



144 213 400 

127 552 700 

+ 

16 660 700 

1 476 706 200 

1 718 619 900 

— 

241 913 700 



5 830 000 

3 250 000 

' + 

2 580 000 

116 084 500 

102 514 700 

4- 

13 569 800 

26 02 

u. A 26 02 

6 900 

10 500 

— 

3 600 

12 582 700 

12 158 700 

4- 

424 000 



5 836 900 

3 260 500 

+ 

2 576 400 

128 667 200 

114 673 400 

4- 

13 993 800 







Drucksache 2050 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Gesamtplan Außerordentlicher Haushalt 




Außerordentliche Einnahmen 

Außerordentliche Ausgaben 

Kap. 

B ez eichnung 


gegenüber 1960 


gegenüber 1960 

1961 

mehr ( + ) 

1961 

mehr (+) 




weniger { — ) 


weniger ( — ) 



DM 

DM 

DM 

DM 

1 

2 

3 

4 

5 

6 


31 






Bundesminister für Atomkernenergie 
und Wasserwirtschaft 





A31 02 

Allgemeine Bewilligungen für Atomkernenergie- 
forschung und -nutzung 

Summe der übrigen Kapitel ohne außerordent- 

— 

— 

21 150 000 

+ 21 150 000 


liehen Haushalt 

— 

— 

— 



Zusammen .... 

— 

— 

21 150 000 

+ 21 150 000 


32 






Bundesschuld 





A 32 01 

Einnahmen aus Anleihen 

2 117 370 400 

+ 644 311 300 

— 

— 


Summe außerordentlicher Haushalt 

Summe der übrigen Kapitel ohne außerordent- 

2 117 370 400 

+ 644 311 300 

-- 

— 


liehen Haushalt 

— 

— 

— 

— 


Zusammen .... 

— 

— 

- 

— 


35 






Verteidigungslasten im Zusammenhang mit dem 
Aufenthalt ausländischer Streitkräfte 





A35 11a 

Verteidigungsaufwand, der im unmittelbaren Zu- 






sammenhang mit dem Aufenthalt ausländischer 
Streitkräfte im Geltungsbereich des Grundgeset- 
zes entsteht 



105 000 000 

+ 10 000 000 

A35 11b 

Besatzungskosten in Berlin 

Summe der übrigen Kapitel ohne außerordent- 

— 

— 

3 500 000 

+ 500 000 


lichen Haushalt 

— 

— 

— 

— 


Zusammen 

- 

- 

108 500 000 

-h 10 500 000 


36 





A36 04 

Zivile Notstandsplanung 

Notstandsmaßnahmen im Aufgabenbereich des 

Bundesministers des Innern 

Notstandsmaßnahmen auf dem Gebiet der Wirt- 





44 500 000 

+ 44 500 000 

A36 05 

schaft 

Notstandsmaßnahmen auf dem Gebiet des Ver- 

— 

— 

33 430 000 

+ 33 430 000 

A 36 07 

kehrs 





23 145 000 

+ 23 145 000 

A 36 08 

Maßnahmen zur Sicherung der Nachrichtenverbin- 
dungen 

Summe der übrigen Kapitel ohne außerordent- 

— 

— 

3 500 000 

+ 3 500 000 


lichen Haushalt 

— 

— 


— 


Zusammen 

— 

— 

104 575 000 

+ 104 575 000 


60 






Allgemeine Finanzverwaltung 





A 60 02 

Allgemeine Bewilligungen 

— 

_ 

4 000 000 

+ 4 000 000 

A 60 04 

Sonderleistungen des Bundes 

— 

— 

85 578 200 

+ 32 818 200 

A60 05 

Bundeshilfe für Berlin 

— 

— 

150 000 000 

— 60 000 000 

A 60 06 

Angelegenheiten der europäischen wirtschaftlichen 

Zusammenschlüsse 

Summe der übrigen Kapitel ohne außerordent- 

— 

- 

127 150 000 

+ 64150 000 


lichen Haushalt 

— 

— 

— 

— 


Zusammen .... 

— 

— 

366 728 200 

+ 40 968 200 
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Gesamtabschluß Gesamtplan 


Gesamteinnahmen 



Gesamtausgaben 






gegenüber 1960 



i gegenüber 1960 


Kap. 

1961 

1960 

mehr (+) 

1961 

I960 


mehr (-f-j 




weniger ( — ) 




weniger ( — ) 



DM 

DM 


DM 

DM 

DM 


DM 



7 

8 


9 

10 

11 


12 


13 

165 000 

103 000 

-L 

2 000 

185 945 700 

179 055 800 

+ 

6 889 900 

31 02 

u. A 31 02 

5 800 

8 100 

— 

2 300 

5 801 500 

4 957 500 

+ 

844 000 



170 800 

171 100 

— 

300 

191 747 200 

184 013 300 

+ 

7 733 900 



2 117 370 400 

1 473 059 100 


644 311 300 





A 32 01 

2 117 370 400 

1 473 059 100 


644 311 300 

— 



— 



2 522 900 

6 977 000 

~ 

4 454 100 

1 986 320 100 

1 892 855 400 


93 464 700 



2 119 893 300 

1 480 036 100 

+ 

639 857 200 

1 986 320 100 

1 892 855 400 

- 1 - 

93 464 700 



64 600 000 

59 700 000 


4 900 000 

331 350 000 

318 060 000 

+ 

13 290 000 

35 11a u. A35 11 

116 000 

116 000 


— 

15 361 000 

14 802 000 

-]- 

559 000 

35 llb u. A35 11 

2 110 000 

2 110 000 


— 

205 915 700 

386 971 800 

— 

181 056 100 



66 826 000 

61 926 000 

+ 

4 900 000 

552 626 700 

719 833 800 

— 

167 207 100 



147 000 

111 000 


36 000 

231 719 000 

102 260 000 

-L 

69 459 000 

36 04 

u. A36 04 

— 

- 


— 

43 450 000 

24 600 000 


18 850 000 

36 05 

u. A 36 05 

8 000 

- 

+ 

8 000 

119 745 000 

106 C60 000 

-1- 

13 685 000 

36 07 

u. A 36 07 

— 



— 

88 950 000 

82 950 000 

_L 

6 000 000 

36 08 

u. A 36 08 

30 700 

9 000 

+ 

21 700 

96 842 500 

70 430 800 

-1- 

26 411 700 



185 700 

120 000 

+ 

65 700 

580 706 500 

446 300 800 


134 405 700 



656 123 700 

731 543 900 


75 420 200 

545 417 300 

— 532 261 500 

+ 1 077 678 800 

60 02 

u. A 60 02 

10 250 000 

30 390 000 

— 

20 140 000 

1 964 978 200 

1 683 549 100 

-h 

281 429 100 

60 04 

u. A 60 04 

— 

— 


— 

830 000 000 

1 030 000 000 

— 

200 000 000 

60 05 

u. A 60 05 

— 

- 


— 

193 690 000 

306 244 500 

— 

112 554 500 

60 06 

u, A 60 06 

40 718 000 000 

38 082 000 000 

+ 2 G36 000 000 

— 

— 


— 



41 384 373 700 

38 843 933 900 

+ 2 540 439 800 

3 534 085 500 

2 487 532 100 

+ 1 046 553 400 
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Gesamtplan 


Ordentlicher Haushalt 


Zusammen 




Ordentliche Einnahmen 

Personalausgaben 

E.Pl. 

Bezeichnung 


gegenüber 1960 





1961 

mehr ( + ) 

1961 

1960 




weniger ( — ) 





DM 


DM 

DM 

DM 

1 

2 

3 


4 

5 

6 

01 

Bundespräsident und Bundespräsidialamt 

35 200 

+ 

24 400 

1 267 200 

1 079 300 

02 

Deutscher Bundestag 

172 400 


— 

7 611 000 

7 611 000 

03 

Bundesrat 

24 200 

+ 

1 000 

1 175 300 

1 084 700 

04 

Bundeskanzler und Bundeskanzleramt 

218 000 

— 

3 700 

9 234 700 

7 993 400 

05 

Auswärtiges Amt 

4 187 000 

— 

157 600 

136 986 800 

144 558 400 

06 

Bundesminister des Innern 

5 517 200 

+ 

854 800 

206 599 500 

1 181 786 000 

07 

Bundesminister der Justiz 

49 387 800 

+ 

5 371 600 

42 042 200 

37 513 800 

08 

Bundesminister der Finanzen 

29 455 600 

— ■ 

1 453 700 

417 152 600 

391 476 200 

09 

Bundesminister für Wirtschaft 

13 140 900 

+ 

1 459 600 

54 044 100 

49 361 600 

10 

Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und For- 







sten 

488 168 900 

+ 

6 438 300 

31 002 400 

29 135 000 

11 

Bundesminister für Arbeit und So-zialordnung 

15 940 100 

+ 

337 900 

19 144 800 

16 154 300 

12 

Bundesminister für Verkehr 

147 641 600 

— 

261 666 600 

141 575 700 

123 804 100 

13 

Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen 

8 775 300 

— 

3 360 900 

77 700 

73 500 

14 

Bundesminister für Verteidigung ■ 

50 870 000 

+ 

6 682 700 

2 322 764 900 

1 875 882 700 

19 

Bundesverfassungsgericht 

9 000 

+ 

600 

2 132 300 

1 972 500 

20 

Bundesrechnungshof 

14 300 

+ 

2 200 

8 835 100 

7 892 000 

24 

Bundesminister für wirtschaftlichen Besitz des Bundes . . 

284 406 100 

— 

16 215 000 

12 222 600 

10 032 800 

25 

Bundesminister für Wohnungsbau 

144 213 400 

+ 

16 660 700 

4 945 800 

4 505 400 

26 

Bundesminister für Vertriebene 

5 836 900 

+ 

2 576 400 

11 121 300 

10 533 300 

27 

Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen 

165 800 

+ 

97 100 

4 136 600 

3 816 500 

28 

Bundesminister für Angelegenheiten des Bundesrates und 







der Länder 

6 200 

+ 

2 900 

640 700 

590 500 

29 

Bundesminister für Familien- und Jugendfragen 

4 038 200 

+ 

1 500 400 

1 412 500 

1 448 200 

31 

Bundesminister für Atomkernenergie und Wasserwirt- 







schaft 

170 800 

— 

300 

3 511 500 

2 889 900 

32 

Bundesschuld 

2 522 900 

— 

4 454 100 

8 341 800 

7 640 800 

33 

Versorgung 

4 500 000 

__ 

6 000 000 

1 764 605 000 

1 684 408 000 

35 

Verteidigungslasten im Zusammenhang mit dem Aufent- 







halt ausländischer Streitkräfte 

66 826 000 

+ 

4 900 000 

— 

— 

36 

Zivile Notstandsplanunq 

185 700 

+ 

65 700 

— 

— 

40 

Soziale Krieqsfolgeleistungen 

33 928 000 

— 

13 910 000 

— 

— 

60 

Allqemeine Finanzverwaltung 

41 384 373 700 

+ 

2 540 439 800 

2 900 000 

358 800 000 


Insgesamt .... 

42 744 731 200 

-r 

2 280 194 200 

5 215 484 100 

4 962 043 900 


Außerordentlicher Haushalt 




Außerordentliche Einnahmen 

Außerordentliche Ausgaben 

E.Pl. 

Bezeichnung 


gegenüber 1960 


gegenüber 1960 



1961 

mehr (+) 

1961 

mehr (+) 




weniger ( — ) 


weniger ( — ) 



DM 

DM 

DM 

DM 

16 

17 

18 

19 

20 

21 

06 

Bundesminister des Innern 



84 000 000 

+ 6 000 000 

10 

Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und For- 






sten 

— 

— 

312 200 000 

+ 32 200 000 

12 

Bundesminister für Verkehr 

— ■ 

— 

161 317 200 

— 9 724 900 

14 

Bundesminister für Verteidigung 

— 

— 

900 000 000 

+ 538 000 000 

24 

Bundesminister für wirtschaftlichen Besitz des Bundes 

— 

■ — 

25 900 000 

— 11 100 000 

25 

Bundesminister für Wohnungsbau 

— 

— 

5 000 000 

— 82 257 000 

26 

Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegs- 






geschädigte 


— 

28 000 000 

— 6 000 000 

31 

Bundesminister für Atomkernenergie und Wasserwirt- 






Schaft 

— 

— 

21 150 000 

+ 21 150 000 

32 

Bundesschuld 

2 117 370 400 

+ 644 311 300 

— 

— 

35 

Verteidigungslasten im Zusammenhang mit dem Auf- 






enthalt ausländischer Streitkräfte 

— 

— 

108 500 000 

+ 10 500 000 

36 

Zivile Notstandsplanunq 


— 

104 575 000 

+ 104 575 000 

60 

Allgemeine Finanzverwaltunq 

— 

— 

366 728 200 

+ 40 968 200 


übrige Einzelpläne ohne außerordentlichen Haushalt . . 

— 

— 

— 

— 


Insgesamt .... 

2 1 17 370 400 

- 644 311 300 

2 117 370 400 

+ 644 311 300 
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Stellung Ordentlicher Haushalt Gesamtplan 


Sadiausgaben 

Allgemeine Ausgaben 

Einmalige Ausgaben 

Ordentliche Ausgaben 









gegenüber 1960 

E.Pl. 

1961 

1960 

1961 

1960 

1961 

1960 

1961 

mehr (+) 









weniger ( — ) 


DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 


DM 


7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 


14 

15 

742 400 

734 800 

663 000 

675 000 

147 200 

261 000 

2 819 800 

+ 

69 700 

01 

4 011 000 

4 011 000 

22 398 600 

22 398 600 

72 200 

72 200 

34 092 800 




02 

415 800 

431 900 

184 900 

178 000 

— 

27 000 

1 776 000 

+ 

54 400 

03 

— 6 128 800 

— 6 969 100 

105 357 100 

96 457 400 

1 375 600 

54 000 

109 838 600 

4- 

12 302 900 

04 

38 375 300 

37 126 400 

227 195 900 

200 204 600 

16 743 700 

19 066 900 

419 301 700 

_L 

18 345 400 

05 

28 719 800 

28 591 500 

538 738 300 

464 136 400 

185 358 000 

139 742 300 

959 415 600 

-f 

145 159 400 

06 

4 964 900 

4 423 300 

6 468 100 

7 048 400 

752 400 

984 200 

54 227 600 


4 257 900 

07 

113 503 500 

113 737 200 

180 490 500 

180 280 100 

21 350 800 

22 514 900 

732 497 400 

-L 

24 489 000 

08 

10 112900 

9 170 300 

61 025 500 

52 825 900 

15 984 200 

9 214 800 

141 166 700 

4- 

20 594 100 

09 

6 609 500 

6 416 000 

1 042 927 500 

1 610 220 600 

1 474 354 500 

831 303 500 

2 554 893 900 

-L 

77 818 800 

10 

3 027 500 

2 791 000 

10 946 316 700 

10 627 422 400 

8 890 600 

7 908 800 

10 977 379 600 


323 103 100 

11 

3 929 600 

3 274 700 

3 272 863 900 

3 063 846 900 

52 070 400 

58 818 700 

3 470 439 600 


220 695 200 

12 

— 

— 

— 


1 025 500 

5 557 600 

1 103 200 



4 527 900 

13 

380 201 600 

350 533 600 

3 210 265 600 

4 047 642 400 

4 371 767 900 

3 363 94 1 300 

10 285 000 000 

J- 

647 000 000 

14 

344 000 

344 700 

4 000 

4 000 

— . 

224 400 

2 480 300 

— 

65 300 

19 

1 199 000 

1 079 800 

100 000 

100 000 

29 700 

8 900 

10 163 800 


1 083 100 

20 

60 342 500 

56 751 900 

84 137 100 

79 725 400 

29 512 400 

40 729 700 

186 214 600 



1 025 200 

24 

685 500 

738 200 

1 408 703 800 

1 608 374 900 

57 371 100 

17 744 400 

1 471 706 200 

— 

159 656 700 

25 

1 442 900 

1 4G9 900 

86 593 500 

66 789 700 

1 509 500 

1 880 500 

100 667 200 

4- 

19 993 800 

26 

1 038 400 

1 099 300 

139 751 400 

135 402 000 

525 600 

27 400 

145 452 000 

+ 

5 106 800 

27 

101 600 

115 100 




23 100 


765 400 


59 800 

28 

423 100 

413 900 

82 261 600 

83 245 000 

— 

3 500 

84 097 200 

__ 

1 013 400 

29 

1 198 500 

1 007 600 

66 579 200 

59 978 300 

99 308 000 

120 137 500 

170 597 200 



13 416 100 

31 

1 785 300 

1 711 500 

1 976 193 000 

2 282 770 300 

— 

-- 399 267 200 

1 986 320 100 


93 464 700 

32 

— 38 765 000 

— 30 506 000 

— 

- 

— 


1 725 840 000 

-f 

71 938 000 

33 

— . 


362 576 700 

551 833 800 

81 550 000 

70 000 000 

444 126 700 


177 707 100 

35 

— 

— 

144 461 500 

129 875 300 

331 670 000 

316 425 000 

476 131 500 

-i- 

29 830 700 

36 

— 

__ 

3 025 452 400 

3 1 05 322 900 

3 406 800 

6 882 400 

3 028 859 200 

— . 

83 346 100 

40 

2 127 000 

2 175 000 

2 818 580 000 

1 783 808 000 

343 750 300 

16 989 100 

3 167 357 300 

+ 

1 005 585 200 

60 

620 407 800 

500 673 500 

29 810 289 800 

30 260 566 800 

7 098 549 500 

4 651 252 800 

42 744 731 200 

• 2 280 194 200 



Gesamtabschluß 



Gesamteinnahmen 


Gesamtausgaben 




gegenüber 1960 



gegenüber 1960 

E.Pl. 

1961 

1960 

mehr (+) 

1961 

1960 

mehr (4) 




weniger ( — ) 



weniger ( — ) 


DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 


22 

23 

24 

25 

26 

27 

28 

5 517 200 

4 662 400 

H- 854 800 

1 043 415 600 

892 25(5 200 

4 151 159 400 

06 

488 168 900 

481 730 600 

- 6 438 300 

2 867 093 900 

2 757 075 100 

110 018 800 

10 

147 641 600 

409 308 200 

— 261 666 600 

3 631 756 800 

3 420 786 500 

-4 210 970 300 

12 

50 870 000 

44 187 300 

- 6 682 700 

11 185 000 000 

10 000 000 000 

• 1 185 000 000 

14 

284 406 100 

300 621 100 

— 16 215 000 

1 212 114 600 

224 239 800 

— 12 1 25 200 

24 

144 213 400 

127 552 700 

i- 16 660 700 

1 476 706 200 

1 718 619 900 

— 241 913 700 

25 

5 836 900 

3 260 500 

2 576 400 

j 128 667 200 

j 

114 673 400 

- 13 993 800 

26 

170 800 

171 100 

300 

i 191 747 200 

181 013 300 

-4 7 733 900 

31 

2 119 893 300 

1 480 036 100 

1- 639 857 200 

1 986 320 100 

1 892 855 400 ' 

r 93 464 700 

32 

66 826 000 

61 926 090 

4 900 000 

! 

552 626 700 

i 

719 833 800 ! 

— 167 207 100 

35 

185 700 

^ 120 oon 

4- 65 700 

580 706 500 

i 446 300 800 

4 134 405 700 

36 

41 384 373 700 

38 843 933 900 

2 540 439 800 

3 534 085 500 

2 487 532 100 

+ 1 046 553 400 

60 

163 998 000 

180 086 200 

16 088 200 

17 471 861 300 

17 079 409 800 

4- 392 451 500 


44 862 101 600 

41 937 598 100 

4 2 924 505 500 

44 862 101 600 

41 937 596 100 

4- 2 924 505 500 






Bundesdruckerei Bonn 13 056 9.60 



Drucksache 2050 


Funktionenplan 

für das Rechnungsjahr 1961 

(Gliederung des Bundeshaushaltsplans nach Aufgabenbereichen) 

mit 

Haushaltsquerschnitt 


Der Funktionenplan wird von der Bundesregierung nicht förmlich beschlossen, vom Haushalts- 
gesetz nicht ergriffen und ira Bundesgesetzblatt nicht abgedruckt. Der Plan hat demgemäß nur 
nachrichtliche Bedeutung. 
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Vorwort 


Der Funktionenplan des Bundeshaushalts (Regierungsentwurf für das Rechnungsjahr 1961) 
zeigt als Ergänzung zu dem nach Verantwortlichkeiten geordneten Haushaltsplan, der als Ge- 
setzesgrundlage beibehalten werden muß, eine funktionelle Gliederung der Kapitel und Titel nach 
organisch zusammengehörenden Aufgabenbereichen. Gegenüber den Vorjahren sind die bisher 
unter der Kennziffer R 4 bzw. R 5 nachgewiesenen Aufgabenbereiche »Straßenwesen« und »Bundes- 
wasserstraßen, Häfen« den Kennziffern Q 2 (Straßenverkehr) bzw. Q 4 (Schiffahrt) zugeordnet 
worden, um die Aufwendungen für das Verkehrswesen geschlossen nachzuweisen. Außerdem sind 
auf Grund neuerer Erkenntnisse bestimmte Teile der Kennziffer J 34 (Kernforschung) nunmehr bei 
Kennziffer P 5 (Atomkraft) eingruppiert worden. 

Der Haushaltsquerschnitt gliedert die Angaben für die einzelnen Aufgabenbereiche des 
Funktionenplanes nach der Systematik des »Vörläufigen Eingliederungsplanes«. Er wahrt damit 
den Zusammenhang mit den im Haushalt nachgewiesenen Endsummen. 

Die Titelübersicht bezweckt, durch die Aufspaltung der Titelgruppen nach einzelnen wich- 
tigen Einnahme- und Ausgabearten eine volkswirtschaftliche Betrachtung der Haushaltsvorgänge 
zu erleichtern. 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode Drucksache 2050 

Funktionenplan 


(Zusammenfassung) 


Kenn- 

ziffer 

Aufgabenbereiche 

Haushaltsplan 

1961 

Regierungs- 

entwurf 

1960 

— 1 000 DM — 

A 

Bundespräsident, 




Gesetzgebung, Bundesregierung 



1 

Bundespräsident und Bundespräsidialamt 

3 226 

3 155 

2 

Gesetzgebung 

35 596 

35 513 

3 

Bundesregierung und Ministerien 

266 715 

248 712 


Summe A . . . . 

305 537 

287 380 

B 

Auswärtige Angelegenheiten 



1 

Vertretung des Bundes im Ausland 

160 178 ; 

168 752 

2 

Einzelne auswärtige Angelegenheiten 

92 600 

63 629 


Summe B . . . . 

252 778 

232 381 

c 

Verteidigung 



1 

Deutsche Verteidigungsstreitkräfte 

11 117 337 

9 938 703 

2 

Verteidigungslasten im Zusammenhang mit dem Aufenthalt fremder Streit- 




kräfte 

552 627 

719 834 

3 

Zivile Verteidigung 

713 150 

544 743 


Summe C 

12383 114 

1 1 203 280 

D 

öffentliche Sicherheit 



1 

V erf assungsschutz 

12 670 

11 157 

2 

Grenzschutz 

259 171 

236 600 

3 

Polizei 

21 310 

18 834 


Summe D 

293 151 

266 591 

E 

Rechtsschutz 



1 

Verfassungsgerichtsbarkeit 

2 480 

2 546 

2 

Ordentliche Gerichtsbarkeit 

9 680 

9 200 

3 

Arbeitsgerichtsbarkeit 

1 602 

1 428 

4 

Sozialgerichtsbarkeit 

3 001 

2 729 

5 

Verwaltungsgerichtsbarkeit ... 

11 090 

6 375 

6 

Finanzgerichtsbarkeit 

2214 

2 232 

7 

Strafvollzug 

47 

52 

9 

Allgemeine Rechtsschutzaufgaben 

1 363 

1 455 


Summe E . . . . 

31 477 

26 017 


3* 
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Kenn- 

ziffer 

Aufgabenbereiche 

Haushc 

1961 

Regierungs- 

entwurf 

iltsplan 

1960 

— 1 000 DM — 

F 

Innere Verwaltung 




und allgemeine Staatsaufgaben 



1 

Allgemeine innere Verwaltung 

4 292 

3 437 

2 

Wahlen, Referenden 

6 342 

10 

3 

Personalwesen 

4 368 

4 107 

4 

Information 

107 772 

100 771 

5 

Förderung des Staatsgedankens 

15 569 

15 641 

6 

Statistik 

37 982 

28 434 

7 

Ziviler Ersatzdienst 

2 535 

1 000 

8 

Verhütung und Beseitigung von Notfällen 

967 

1 133 


Summe F 

! 

179 827 

154 533 

G 

Finanzverwaltung 



1 

Steuer-, Zoll-, Vermögens- und Bauverwaltung 

513 462 

491 944 

2 

Kassen- und Schuldenverwaltung 

88 453 

88 911 

3 

Finanzschulen 


— 

4 

Rechnungsprüfung 

10 164 

9 081 

9 

Einzelne Leistungen - 

98 518 

94 309 


Summe G . . . . 

710 597 

684 245 

H 

Sdiulen 



9 

Sonstiges Schulwesen 

71 280 

69 708 


Summe H 

71 280 

69 708 

J 

Wissenschaft und Forschung 



1 

Wissenschaftliche Hochschulen 

85 595 

65 330 

3 

Wissenschaftliche Forschung 

*) 304 624 

255 665 

4 

Allgemeine Förderungsmaßnahmen und Forschungsaufträge 

204 552 

160 967 

5 

Bibliotheks- und Archivwesen 

4 276 

3 769 

6 

Förderung wissenschaftlicher Sammlungen 

8 519 

5 481 


Summe J 

*) 607 566 

491 212 

K 

Kunst, Volksbildung, Heimatpflege 




und kircblidie Angelegenheiten 



1 

Theater, Film und Musik 

5 656 

1 840 

3 

Heimatpflege 

1 650 

2 145 

4 

Einzelne kulturelle Aufgaben 

28 328 

28 433 

5 

Kirchliche Angelegenheiten 

7 420 

9 225 


Summe K 

43 054 

41 643 


Der »Grüne Plan« ist global veranschlagt und wird erst später aufgeteilt. Ein Vergleich der Abschnitts- 
summen ist somit zunächst nicht möglich. 


36 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode Drucksache 2050 


Kenn- 

ziffer 

Aufgabenbereiche 

Haushaltsplan 

1961 

Regierungs- 1960 

entwurf 

— 1 000 DM — 

L 

Soziale Sicherung 


1 

1 

Arbeitsschutz und Arbeitsbeschaffung 

128 760 

67 188 

2 

Versicherungswesen 

6 492 524 

6 241 004 

3 

Fürsorge 

962 854 

969 455 

4 

Lastenausgleidi 

520 983 

561 990 

5 

Kriegsopferversorgung 

4 246 876 

4 162 756 

6 

Sonstige soziale Kriegsfolgeleistungen 

1 738 607 

1 653 177 


Summe L . . . . 

14 090 604 

13 655 570 

M 

Gesundheit, Sport und Jugendpflege 



1 

Gesundheit 

43 279 




41 873 

2 

Sport und Leibesübungen 

22 043 

12 253 

3 

Jugendpflege 

83 500 

84 021 


Summe M . . . . 

148 822 

138 147 

N 

Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 



1 

Ernährung und Landwirtschaft 

*) 2 380 824 

^ 1 641 487 

2 

Tierzucht 

*) 8 426 

28 388 

3 

Forsten 

8 196 

8 852 

4 

Jagd und Fischerei 

12 296 

12 834 

5 

Ländliches Siedlungswesen 

*) 292 700 

301 400 

6 

Agrarstrukturelle Maßnahmen, Flurbereinigung 

*) 22 500 

473 500 


Summe N . . . . 

*) 2 724 942 

2 466 461 

o 

Wasser- und Kulturbau, 




W asserversorgung 


i 

1 

Allgemeine wasserwirtschaftliche Maßnahmen 

*) 69 500 

128 650 

2 

Erschließung des Emslandes 

32 500 

36 000 

6 

Talsperren 


1 

7 

Wasserversorgung 

*) 

30 000 

8 

Küstenschutz, Dünenwesen 

999 

600 

9 

Sonstige Aufgaben 

1 369 

704 


Summe O , . . . 

*) 104 368 

[ 

195 954 


*) Der »Grüne Plan« ist global veranschlagt und wird erst später aufgeteilt. Ein Vergleich der Abschnitts- 
summen ist somit zunächst nicht möglich. 
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Kenn- 

ziffer 

Aufgabenbereiche 

Haushaltsplan 

1961 1 

Regierungs- 1960 

entwarf | 

— 1 000 DM — 

p 

Wirtschaft 



1 

Allgemeine Förderung 

332 170 

431 930 

2 

Bergbau 

133 154 

41 815 

3 

Elektrizitätsversorgung 

*) • 

5 000 

4 

Gasversorgung 

— 

— 

5 

Atomkraft 

93 450 

81 700 

6 

Gewerbe und Handel 

129 846 

122 459 

7 

Bank- und Kreditwesen 

39 359 

97 677 

8 

Münzwesen 

15 000 

12 500 


Summe P . . . . 

742 979 

793 082 

Q 

Verkehr 



1 

Allgemeine Verkehrsmaßnahmen 

40 706 

35 765 

2 

Straßenverkehr 

*) 2 154 799 

2 006 598 

3 

Schienenverkehr 

835 006 

844 351 

4 

Schiffahrt 

440 665 

433 941 

5 

Luftfahrt 

131 326 

131 917 

6 

Post- und Fernmeldewesen 

14 000 

14 000 

7 

Fremdenverkehr 

5 270 

5 300 

8 

Wetterdienst 

31 889 

30 228 

9 

Sonstige Aufgaben 

17 

20 


Summe Q . . . . 

*) 3 653 678 

3 502 120 

R 

Bau- und Wohnungswesen 



1 

Allgemeine Maßnahmen des Bauwesens 

8 308 

13 946 

2 

Bauverwaltung 

8 602 

6 085 

3 

Vermessung und Landesplanung 


— 

6 

Wohnungsbau 

1 453 262 

1 686 915 

8 

Wiederaufbau, Kriegsschädenbeseitigung 

4 263 

4 511 

9 

Sonstige Baumaßnahmen 

2 673 

9 646 


Summe R , . . . 

1 477 108 

1 721 103 


*) Der »Grüne Plan« ist global veranschlagt und wird erst später aufgeteilt. Ein Vergleich der Abschnitts- 
summen ist somit zunächst nicht möglich. 
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Drucksache 2050 


Kenn- 

ziffer 


Aufgabenbereiche 


Haushaltsplan 


1961 


Regierungs- 

entwurf 

1960 


— ’l 000 DM — 


s 


Allgemeines Finanzwesen 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 
9 


Steuern, Zölle, Monopole, Finanzzuweisungen 

Versorgung : 

Schuldendienst 

Vermögen 

Besondere Kriegsfolgelasten 

Allgemeine Rücklagen 

Nichtaufteilbare Posten 

Abwicklung der Vorjahre 

Beitrag an den außerordentlichen Haushalt 

Summe S . . . . 

Gesamtausgaben des ordentlidien 
und außerordentlichen Haushalts: 


2 844 200 
152 160 

1 634 517 

97 113 

2 158 982 


154 250 


3 207 100 
142 979 
1 895 788 
106 052 
1 925 707 

^ 1 269 448 


7 041 222 


6 008 178 


44 862 102 


41 937 596 


Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen 
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Funktionenplan 


(Einzelgliederung) 




Haushaltsplan 


Kenn- 


1961 


Fundstelle 

Ziffer 

Aufgabenbereiche 

Regierungs- 

1960 

im 


entwurf 


Haushaltsplan 1961 



— 1 000 DM — 


A 

Bundespräsident, 





Gesetzgebung, Bundesregierung 




A 1 

Bundespräsident und Bundespräsidialamt 




11 

Bundespräsident 

348 

350 

0101.100—299 

12 

Bundespräsidialamt 

2 003 

1 930 

0103.100—219, 298, 

19 

Patenschaften u. a. 



299, 301, 302, 850, 870 


Patenschaften, Ehrengeschenke und besondere Zu- 
weisungen 

Ehrensolde, Unterstützungen, Beihilfen (Verfügungs- 

375 

375 

0101.300, 301 


mittel des Bundespräsidenten) 

500 

500 

6002.662 


Summe Al 

3 226 

3 155 


A2 

Gesetzgebung 




21 

Bundestag 





Personal und Ausstattung 

11 259 

11 259 

0201.100 — 299, 850—880 


Aufwandsentschädigungen, Reisekosten und Tagegelder 

17 820 

17 820 

0201.300, 302, 303 


Zuschüsse an die Fraktionen 

1 826 

1 826 

0201 301 


Verfügungsfonds des Präsidenten 

Besondere Veranstaltungen des Deutschen Bundestages 

60 

60 

0201.305 


(u. a. Sitzungen in Berlin) 

225 

225 

0201 306 


Versicherung für die Abgeordneten 

615 

615 

0201 307 


Wehrbeauftragter des Deutschen Bundestages 

435 

435 

0203 


Bundesversammlung 


(0204) 


Summe A 21 .... 

32 240 

32 240 


22 

Bundesrat 





Personal und Ausstattung 

Tagegelder und Fahrkosten, Aufwendungen für Plenar- 

1 591 

1 517 

0301.100—299 


und Ausschuß Sitzungen 

162 

153 

0301.300, 301 

29 

Kongresse, Gesellschaften u. a. 


1 



Parlamentarische Kongresse, Förderung der inter- 
nationalen politischen Zusammenarbeit 

1 379 

1 

* 1 379 

0201.309 


Zuschüsse an parlamentarische Gesellschaften 

224 

224 

0201.600—676 


Summe A 2 . . . . 

35 596 

35 513 



Hinweis: 





Bundesministerium für Angelegenheiten des Bundes- 
rats (siehe A3) 

(765) 

(706) 

2801 

A3 

Bundesregierung und Ministerien 




31 

Bundesregierung 

265 300 

247 256 

siehe auch nachricht- 
liche Angaben auf 


Verstärkung der Verfügungsfonds der Leiter oberster 



Seite 81 


Bundesbehörden 

40 

115 

6002.240 

35 

Sozialreform 

1 351 

1 337 

1109.100—299, 300 

39 

Sonstiges 





Vergütung für die Inanspruchnahme des Kurhauses 
»La Redoute« ' 

24 

4 

0501.331 


Summe A3 

266 715 

248 712 



Summe A 

305 537 

287 380 



Hinweis: 





Bundeskanzler und Bundeskanzlei (siehe A3) 

(3 747) 

(3 623) 

0401.100—299, 301, 850 
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Haushaltsplan 


Kenn- 

ziffer 

Aufgabenbereiche 

1961 

Regierungs- 

entwurf 

1960 

Fundstelle 

im 

Haushaltsplan 1961 



— 1 000 DM — 


B 

Auswärtige Angelegenheiten 




Bl 

Vertretung des Bundes im Ausland 




11 

19 

Auslandsvertretungen 

Paßstellenr Wahlkonsulate u. a. 

157 686 

166 336 

0503.100—299, 700, 
710—780, 830, 850, 
870—873, 880 


Besondere Aufgaben bei bestimmten Auslandsvertre- 
tungen auf Grund von Schutzmaditv ertragen 

1 354 

1 421 

0503.325 


Wahlkonsulate 

950 

800 

0503.322 


Bewilligungen für dienstunfähig gewordene Angestellte 

und sonstiges Hilfspersonal 

Sonderaufträge 

120 

68 

120 

75 

0503.326 

0501.326 


Summe Bl 

160 178 

168 752 


B2 

Einzelne auswärtige Angelegenheiten 




21 

Förderung der europäischen Einigung 





Teilnahme an Tagungen und Aussdiußsitzungen des 
Europarates 

5 

10 

0504.300 


Beitrag des Bundes an den Europarat ' 

2 140 

2 140 

0504.675 


Zuschüsse an den Deutschen Rat der Europäischen Be- 
wegung, Europa Kolleg Brügge, niditstaatL Organi- 
sationen 

260 

284 

0504.609, 610, 611 


Ausbildung der Beamten und Angestellten zur Ver- 
wendung bei internationalen Organisationen 

108 

120 

0502.312 


Westeuropäische Union, Beitrag des Bundes 

1 500 

1 500 

0502.678 


Summe B 21 .... 

4013 

4 054 


29 

Sonstiges 





Geheime Ausgaben 

5 000 

4 000 

0502.301 


Pflege kultureller, humanitärer und wissenschaftlicher 
Beziehungen zum Ausland 

74 156 

45 342 

0502.302 


Beitrag des Bundes zum zivilen Teil des Haushalts 

der Nordatlantikpakt-Organisation (NATO) 

5 600 

5 800 

0502.673 


Außenpolitische Ausarbeitungen 

270 

300 

0501.970 


Förderung der Herausgabe außenpolitischer Dokumente 
und völkerrechtlicher Arbeiten 

162 

180 

0502.309 


Zuschüsse an internationale und deutsche Gesell- 
schäften 

990 

1 048 

0502.600, 601, 603, 604, 
605, 606, 607, 610, 612, 


übrige Angelegenheiten des auswärtigen Dienstes 
(Kommissionen, internationale Kongresse und Ver- 
handlungen, sonstige Dienstleistungen) 

2 409 

2 905 

613, 667 

0502.306, 307, 308, 399, 
6002.241 


Summe B 29 . . . 

88 587 

59 575 



Summe B 2 . . . . 

92 600 

63 629 



Summe B 

252 778 

232 381 



Hinweis: 





Auswärtiges Amt (siehe A3) 

(33 218) 

(31 987) 

0501.100—299, 850, 951 
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Haushaltsplan 


Kenn- 

ziffer 

Aufgabenbereiche 

1961 

Regierungs- 

entwiirf 

1960 

Fundstelle 

im 

Haushaltsplan 1961 



— 1 000 DM --- 


c 

Verteidigung 




CI 

Deutsche Verteidigungsstreitkräfte 




11 

Truppenführung, Truppenverwaltung 





Kommandobehörden, Truppen usw 

1 459 861 

1 238 266 

1403 


Bundeswehrverwaltung 

750 628 

550 000 

1404 


Rüstungsamt 

104 884 

102 945 

1421 


Wehrersatzwesen 

50 286 

54 498 

1422 


Summe C 1 1 .... 

2 365 659 

1 945 709 


12 

Bekleidung 

601 054 

405 509 

1411 

13 

Verpflegung 

141 762 

146 494 

1410 

14 

Truppenbetreuung 





Bildungswesen 

14 933 

14 315 

1405 


Seelsorge 

7 423 

7 840 

1406 


Rechtspflege 

2 472 

2 328 

1407 


Sanitätswesen 

54 124 

34 243 

1408 


Fürsorge 

149 016 

134 719 

1423 


Summe C 14 . . . . 

227 968 

193 445 


15 

Ausrüstung 





(Betrieb, Unterhaltung, Anschaffungen) 





Pionierwesen 

46 799 

63 747 

1413 


Fernmeldewesen 

353 500 

286 419 

1414 


Feldzeugwesen 

2 229 195 

2 252 029 

1415 


ABC-Schutz 

14 290 

13 468 

1416 


Quartiermeisterwesen 

347 618 

i 297 219 

1417 


Indienst- und Instandhaltung von 





Schiffen 

514 453 

435 048 

1418 


Flugzeugen 

1 363 397 

579 725 

1419 


Summe C 15 .... 

4 869 252 

3 927 655 


16 

Unterbringung 

727 454 

710 633 

1412/A 1412 

17 

Versorgung der Soldaten der Bundeswehr 

(38 765) 

(30 506) 

3304 


erstattet aus dem Verteidigungshaushalt (1402.222), 
siehe unter C19 





Leistungen nach dem Bundesversorgungsgesetz 

800 

500 

1110.301 

19 

Allgemeine Verteidigungsaufgaben 





Zur Neudedcung von Ausgaberesten aus Vorjahren . . 

1 500 000 

: 2 000 081 

H02. 300/A 1402.300 


Nachwuchswerbung 

9 000 

9 000 

1402.302 


Ausbildungshilfe, Kosten der Außenhilfe, Abnahme- 
und Transportkosten 

107 600 

100 000 

1402.303 


Militärgeschichtliche und -politische Arbeiten 

180 

130 

1402.307 


Wehrtechnische und militärische Forschung (Teilbetrag) 

24 725 

40 750 

1402.308 


Wehrtechnische und militärische Entwicklung (Teil- 
betrag) 

267 802 

257 925 

1402.309 


Wehrtechnische und militärische Erprobung (Teilbetrag) 

57 473 

51 325 

1402.310 


Leistungen im Rahmen der Mitgliedschaft zur NATO 
u. WEU 

763 

2 302 

1402.311, 314, 315 


43 



Drucksache 2050 Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 




Haushaltsplan 




1961 


Fundstelle 

Kenn- 




Ziffer 

Aufgabenbereiche 

Regierungs- 

1960 

im 


entwurf 


Haushaltsplan 1961 



— 1 000 DM — 


nodi: 





C 19 

Betrieb und Wartung der NATO-Olleitungen 

862 i 

2 000 

1402.613 


Beitrag zu den Gestehungskosten ausländischer Übungs- 
plätze 


3 000 

(1402.614) 


Teilnahmekosten an NATO-Produktionsgemeinschaften 

1 000 

1 000 

1402.612 


Wohnungs- und Heizungskostenzuschüsse 

3 000 ' 

3 000 

1402.605 


Beteiligung an den Kosten von Forsdiungs- und Ent- 
wicklungsarbeiten und Vergütung für Erfindungen .... 

5 700 

3 800 

1402.312, 313 


NATO-Beitrag 

30 250 i 

26 500 

1402.600 


NATO-Infrastruktur (Kostenanteil des Bundes) 

56 080 

14 820 

1402.601 


NATO-Ersatzteil- Versorgungssystem (Kostenanteil des 
Bundes) 

460 

460 

1402.610 


Beitrag zum Betriebsfonds der zentraleuropäischen Be- 
triebsstoffernleitungen (Pipelines) 

350 

300 

1402.611 


Betreuung ausländischer Besucher 

260 

244 

1402,399 


Zuschuß an das Sprachwissenschaftliche Institut der 
Universität Bonn, Beiträge an Vereine und internatio- 
nale Organisationen und andere Zuschüsse 

1 773 

1 524 

1402.603, 675 


Transport- und Nebenkosten, Einfuhrabgaben für Ma- 
teriallieferungen aus dem Ausland 

49 900 

32 000 

1402.995 


Kosten des Personalgutachterausschusses 

5 

5 

0103.950 


Zuwendungen, Abgeltung von Schadenersatzansprüchen, 
Verfügungsmittel, Sprachausbildung 

3 762 

3 753 

1402.223, 230, 240, 260, 
261 


Erstattungen an andere Bundesbehörden 

62 443 

54 839 

1402.222 


Ausgaben für Öffentlichkeitsarbeit in Verteidigungs- 
fragen (04 03), Wetterdienst (12 14), Flugwissenschaft- 
liche Institute (12 17), Versorgung der Soldaten (33 04), 
Herstellung und Versand von Ermittlungslisten (06 15). 





Summe C 19 . . . . 

2 183 388 

2 608 758 



Summe CI 

11 117 337 

9 938 703 



Hinweis: 





Bundesministerium für Verteidigung (siehe A3) 

(68 470) 

(61 805) 

1401 

C2 

Verteidigungslasten im Zusammenhang mit dem 
Aufenthalt fremder Streitkräfte 




21 

Stationierung ausländischer Streitkräfte 





Verteidigungshilfe 


141 120 

(3505) 


Besatzungskosten in Berlin 

175 774 

168 024 

3502 


Auftragsausgaben in Berlin I. und II. Klasse 

30 142 

1 46 928 

3503/3504 


Restfinanzierung von Verpflichtungen aus der Zeit vor 
dem 5. Mai 1955 


30 900 

(3506) 

25 

Besatzungs- und Stationierungsfolgekosten 

346 711 

' 332 862 

3511 a/b, A3511 a/b 


Summe C 2 .... 

552 627 

719 834 


C3 

Zivile Verteidigung 




31 

Ziviler Bevölkerungsschutz (Bundesamt) 

25 613 

18 598 

0619.100—310, 312—324, 
719, 850—952 

32 

Luftschutzwamdienst 




Bau von Luftschutzwarnämtern 

50 000 

5 500 

0619.712 


Bau von Betriebsräumen für Rundspruchsender 

8 000 

1 500 

0619.717 


Fernmeldetechnische Einrichtungen für den Luftschutz- 
warndienst 

33 930 

58 335 

0619.953—960, 3604.952 


Erprobung verbesserter Drahtfunkeinrichtungen 

2 000 

1 200 

0619.600 


Kosten des örtlichen Alarmdienstes, Beschaffung bzw. 
Instandsetzung von Luftschutzsirenen und -anlagen . . 

32 300 

31 200 

3604.307, 951 


Summe C 32 .... 

126 230 

97 735 
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34 

Sicherung der öffentlichen Versorgung 





Schutzanlagen für das Personal von Versorgungs- 
betrieben und die wichtigsten Einrichtungen der öffent- 

1 




liehen Versorgung und der Abwasserbehandlung 

5 000 1 

7 000 

A 3605.570 


Vorbereitung von Notstandsmaßnahmen 

1 710 

50 

3605.601 


Bewirtschaftung von Versorgungslagern 

20 

50 

3605.571, 572, 600 


Schaffung, Instandsetzung und Unterhaltung von Ver- 
sorgungsanlagen für Notzeiten 

28 430 

10 000 

A 3605.573 


Vorratsbeschaffung und Vorratshaltung 

8 290 : 

7 500 

3605.954 


Summe C 34 .... 

43 450 

24 600 


35 

Sicherung der Ernährung 





Anlegung und Haltung von Notstandsvorräten in 

Lebens- und Futtermitteln 

88 043 

65 381 

3606.620, 621 


Planung und Vorbereitung einer Notstandsbevorratung 

1 600 

2 200 

3606.300, 622 


Summe C 35 .... 

89 643 

67 581 


36 

Sicherung des Verkehrs (einschließlich Nachrichten- 
wesens) 





Fernmeldetechnische Einrichtungen in Sonderbauten. . . 

500 1 

360 

3604.880 


Zuwendungen zum Ausbau von Häfen 

10 000 : 

8 400 

3607.570 


Baumaßnahmen zum Schutz des Personals der Ver- 
kehrsverwaltung 

Zuwendungen an Länder und Gemeinden zum Ausbau 

200 

600 

3607.571 


von Straßenanschlüssen 

4 000 

4 000 

3607,572 


Baumaßnahmen zum Schutz des Betriebspersonals und 
der Anlagen der Bundesverkehrsverwaltung einschließ- 
lich der Deutschen Bundesbahn 

17 100 

15 600 

A 3607.710 


Ausbau von bundeseigenen Straßenanschlüssen 

1 200 

300 

3607.712 


Elektrifizierung von Ausweichstrecken 

Wiederherstellung von außerhalb großer Knoten 

10 800 

8 500 

3607.713 


liegenden Bahnbetriebswerken 

1 200 , 

1 000 1 

A 3607.714 


Entwicklung, Erprobung und Beschaffung von Brücken- 
baugerät 

150 

100 

3604.877 


Neuschaffung und Vergrößerung von Lagerräumen für 
Betriebs- und Vorratsstoffe der Bundesverkehrsverwal- 





tung 

5 000 

4 500 

3607.716 


Hafen- und Schiffahrtsstraßenausrüstung 

Anschluß des Flugsicherungsdienstes an den Flug- 

5 000 

1 2 900 

3607,950 


meldedienst 

100 

200 

3607.951 


Erhöhung der Betriebssicherheit der Fernsprechnetze 
der Bundesverkehrsverwaltung und Überwachung der 





Radioaktivität 

13 300 

12 500 

3607.952, 959 


Bevorratung von Ersatzteilen für Signal- und Fern- 
meldeeinrichtungen der Bundesverkehrsverwaltung . . 

7 900 

7 050 

3607,953 


Bevorratung von Ergänzungsmaterial für Behelfs- 
brücken der Bundesverkehrsverwaltung 

6 000 

7 000 

3607.954 


Erprobung der Fernmeldenetze der Bundesverkehrs- 
Verwaltung 

100 

1 400 

3607.955 


Bevorratung von Betriebsstoffen für die Bundes- 
Verkehrsverwaltung 

3 540 

3 830 

3607.956 


Verstärkung der Ausrüstung des Feuerlöschdienstes 
der Bundesverkehrsverwaltung 

1 400 


3607.957 


Bevorratung von Geräten für die elektrische Zug- 
förderung 

2 500 

i 

1 800 

3607.961 


Beschaffung von Fernmeldegerät für die Polizei- und 
ZB-Führung des Bundes und der Länder 

1 440 

1 

1 260 

3604.301, 958 


Übungen und Ausbildungslehrgänge 

320 

220 

3607,300 


ünterhaltung von Lagern zur ünterbringung von Ein- 
richtungen und Geräten 

20 

— 

3607.306 


Tankanlagen und Kraftstofivorräte für Netzersatz- 
anlagen 

750 

— 

3608.715, 954 
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C36 

Erhöhung der Betriebssicherheit der Verkchrseinrich- 
tungen 

1 000 

1 000 

3607.965 


Beschaffung von Gerät und Ausrüstung für den Wieder- 
aufbau von Vcrkehrsanlagen 

4 000 

3 840 

3607.966 


Ausbau von Brücken 

4 845 

3 000 

A 3607.967 


Ausbau von Ausweichplätzen für die Binnenschiffahrt 

500 

300 

3607.968 


Einbau von Spezialgerätcn in Verkehrsmittel für Ein- 
satz im Notstandsfall 

750 

650 

3607.969 


Beschaffung zusätzlicher Zugförderungsmittel für den 





Notstandsfall 

4 300 

4 000 

3607.970 


Druck von Vorschriften und Anweisungen für den Not- 
standsfall 

70 

10 

3607,971 


Neu- und Ausbau vorhandener Schutzräume bei der 
Bundespost 

3 500 

4 000 

A 3608.713, 714 


Ausbau der Fernmeldeeinrichtungen 

Sicherung der Arbeitsunterlagen für den Notstands- 

4 000 

1 200 

3608.953 


verkehr 

600 

500 

3607.964 


Wartung der Luftschutzgeräte 

500 

260 

3607.573 


Einrichtung und Führung einer Kfz-Kartei 

Bevorratung von Engpaß- und Ausweichbaustoffen für 

200 

350 

3607.574 


die Bundesverkehrsverwaltung 

Instandsetzung vorhandener Räumgeräte für Binnen- 

10 500 

10 500 

3607.963 


schiffahrtsstraßen 

250 

250 

3607.305 


Verbesserung der Leistungsfähigkeit bei Binnen- 
schiffahrtsstraßen 

200 

300 

3607.400 


Beschaffung von Ersatzfähren 

2 000 

2 000 

3607.958 


Errichtung und Erwerb von Ausweichlagerstätten 

2 000 

— 

3608.710 


Bewegliche und bewegbare Fernmeldeeinrichtungen. . . 

22 000 

18 000 

3608.950 


Umgehungs- und Vermaschungsanlagen 

Ausbau der Fernmeldeeinrichtungen im Nahverkehrs- 

49 500 

44 000 

3608.951 


raum für leitende Dienststellen des Bundes 

6 000 , 

15 000 

3608.952 


Erwerb von Grundstücken und Errichtung von Unter- 
stellräumen für Fernmeldeeinrichtungen 

1 200 

750 

3608.700, 712 


Summe C 36 . . . . 

210 435 

190 430 


39 

Sonstige Maßnahmen 





Zuschüsse zur Beschaffung von Liiftschutzgerät, Arznei- 
mittelreserve, Luftschutzhilfsdienst, Instandsetzung und 
Bau von Luftschutzanlagen, Entschädigungsleistungen . . 

108 550 

64 165 

3604.304, 308, 950 


Kosten für den Schutz von Kulturgut im Rahmen der 



A 3604.713, 714 


Maßnahmen des zivilen Luftschutzes 

500 

— - 

3604.953 


Darlehen und Zuschüsse zur Vorbereitung und Errich- 
tung von Erprobungsbauten 

5 950 

2 600 

3609.575, 642, 710 


Zuschüsse an zentrale Hilfsorganisationen 

7 200 

6 180 

3604.602 


Aufwendungen des Bundesluftschutzverbandes 

16 000 

14 859 

0619.602 


Ausrüstung für polizeiliche Hilfskräfte 

100 


3604.954 


Zuwendungen an Rundfunkanstalten zum Bau von 
Bunkern für Rundfunkanlagen 

4 500 

2 000 

A 3604,600 


Bauliche Herrichtung von Gebäuden zur Aufnahme von 
Ausweichkrankenhäusern 

1 000 1 



3604.960 


Unterhaltung von Hilfskrankenhäusern 

100 1 

60 

3604.606 


Sicherstellung der ärztlichen Versorgung 

50 000 

36 000 

3604.879 


Kosten für Planspiele und Übungen 

60 ; 

60 

3604.300 


Lagerräume für Luftschutzgerät 

6 660 

7 300 

3604.306, 572 


Aufklärung der Bevölkerung 

90 i 

105 

3604.607 


Aufbereitungsanlage für Trockenplasma 

140 i 

435 

3604.608 


Personelle Kosten des Luftschutzhilfsdienstes 

12 000 ' 

9 500 

3604.305 


Ausstattung ortsfester Anlagen des Luftschiitzhilfs- 
dienstes 

400 



3604.871 


Einrichtung von Hiifskrankenhäusern 

1 000 ! 

— 

3604.878 


Ausrüstungen für Selbstschutzeinheiten 

1 000 


3604.889 
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C39 

Unterhaltung bundeseigener Luftschutzbauten 

9 

- 

3604.303 


Beschaffung von Kraftstoffbehältern für LS-Hilfsdienst 

750 

500 

3604.961 


Ausstattung der Notunterkünfte 

Herausgabe eines Merkblattes über luftschutzmäßiges 

120 

350 

3604.870 


Verhalten 

1 500 

1 500 

3604.956 


Beschaffung von Kraftstoffvorräten für den LS-Hilfs- 
dienst 

150 

185 

3604.957 


Summe C 39 

217 779 

145 799 



Summe C 3 

713 150 

544 743 



Summe C 

12 383 114 

1 1 203 280 


D 

Öffentliche Sicherheit 




Dl 

Verfassungssdiutz 





(Bundesamt) 

12 670 

11 157 

0609 

D2 

Grenzsdiutz 




21 

Bundesgrenzschutz (Betrieb und Beschaffungsstelle) 

259 171 

236 600 

0625/0626/A 0625 

D3 

Polizei 




32 

Kriminalpolizei 





Bundeskriminalamt 

Beitrag zur Internationalen Kriminalpolizeilidien Kom- 

13 502 

10 881 

0610 


mission 

47 

47 

0602.675 f 


Ausstattung für die Bereitsdaaftspolizei der Länder . . . 

7 761 

7 906 

0624 


Summe D 3 .... 

21 310 

18 834 



Summe D 

293 151 

266 591 


E 

Reditsschutz 




E 1 

Verfassungsgeriditsbarkeit 




11 

Reditsprediung in Veriassungsf ragen 





(Bundesverfassungsgericht) 

2 480 

2 546 

1901 

E2 

Ordentliche Geriditsbarkeit 




21 

Rechtsprechung in bürgerlichen Reditsverfahren 





(Bundesgerichtshof) 

9 680 

9 200 

0704 

E3 

Arbeitsgeriditsbarkeit 




31 

Reditsprediung in arbeitsreditlidien Verfahren 





(Bundesarbeitsgericht) 

1 602 

1 428 

1105 

E4 

Sozialgeriditsbarkeit 




41 

Rechtsprechung für das Gebiet der Sozial- 
gerichtsbarkeit 





(Bundessozialgericht) 

3 001 

2 729 

1107 

E5 

V erwaltungsgeriditsbarkeit 




51 

Rechtsprechung ln allgemeinen Verwaltungsverfahren 





(Bundesverwaltungsgericht, Oberbundesanwalt) 

4 271 

4 080 

0603/0604 

52 

Rechtsprechung in Rückerstattungsverfahren 





(Oberstes Rückerstattungsgericht) 

2 299 

2 295 

0707 

53 

Rechtsprechung in Patentrechtverfahren 





(Bundespatentgericht) 

4 520 


0706 


Summe E 5 .... 

11 090 

6 375 
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E6 

Finanzgeriditsbarkeit 




61 

Rechtsprechung für das Gebiet der Finanz- 
gerichtsbarkeit 





(Bundesfinanzhof) 

2214 

2 232 

0803 

E7 

Strafvollzug 





Zuschüsse für überregionale Förderungsmaßnahmen 
auf dem Gebiet des Strafvollzugs einschließlich Be- 
währungshilfe 

47 

52 

0701.601 

E9 

Allgemeine Reditssdiutzaufgaben 





(Schiedsgerichte, Ausschüsse, Rechtsreform u. a.) 





Prozeß- und Anwaltskosten für nach Artikel III des 
deutsch-amerikanischen Staatsvertrages vom 1. April 
1953 (Bundesgesetzbl. II S. 301) zu führenden Rechts- 
streitigkeiten 

40 

60 

0807.304 


Beteiligung am Schiedsgerichtshof (Londoner Ab- 
kommen) 

150 

164 

0501.967 


Ständiger Schiedshof in Den Haag (Beitrag des Bundes) 

5 

5 

0502.677 


Regelung aus Krieg und Besatzung entstandener Fra- 
gen (Ausschüsse, Prüfungen) 

316 

462 

0701.951, 952 

0501.965, 967 


Richterwahlausschuß 

5 

5 

0701.303 


Vorbereitung von Reformen auf den Rechtsgebieten . . 

287 

312 

0701.308—313 


Beiträge an internationale Organisationen 

72 

105 

0701.675 


Sammlung und Sichtung des Bundesrechts 

244 

200 

0701.950 


Kosten der Arbeitstagung der Deutschen Landesgruppe 
der Association Internationale de Droit Penal 


5 

(0701.958) 


Zeitschrift »Rechtsprechung zum Wiedergutmachungs- 
recht« (Zuschuß) 

12 

12 

0802.601 


Anteil an den Kosten des Kongresses der International 
Law Association 


50 

(0701.957) 


Kosten des Schiedsgerichts in Saarbrücken (zur Rege- 
lung der Saarfrage) 

162 

-- 

0501.973 


Anteil an den Kosten der Paritätischen Kommission 
und der Schiedsstelle zur Liquidation des deutsch- 
schweizerischen Verrechnungsverkehrs 

5 

5 

0501.975 


Beteiligung an den Kosten am Schlichtungsausschuß 
und Schiedsgericht zur Regelung der deutsch-öster- 
reichischen vermögensrechtlidien Beziehungen 

65 

70 

0501.974 


Summe E 9 .... 

1 363 

1 455 



Summe E 

31 477 

26 017 



Hinweis: 

Bundesministerium der Justiz (siehe A3) 

(6 971) 

(6 172) 

0701.100—299, 850 
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F 

Innere Verwaltung 





und allgemeine Staatsaufgaben 




F 1 

Allgemeine innere Verwaltung 




11 

V erwaltungsangelegenheiten 





Staatsangehörigkeit, Ausländerzentralregister, Ent- 

schädigungsfragen, Auswanderung (Bundesverwaltungs- 
amt) 

4315 

3 379 

0615.100—299, 300, 301, 


darunter Minderausgaben, erstattet aus dem Verteidi- 
gungshaushalt (1402.222) 

60 

40 

303, 870—880 


Förderung des Vorschlagswesens in der Bundesver- 
waltung 

27 

30 

6002.270 

19 

Sonstiges 





Generalversammlung der Internationalen Kommission 
für das Zivilstandswesen 


8 

(0602.981) 


Beitrag zur internationalen Kommission für das Zivil- 
standswesen in Den Haag 

10 

iO : 

0602.675 g 


Neuvermarkung an der Bundesaußengrenze 


50 1 

(0602.976) 


Summe Fl .... 

4 292 

3 437 


F2 

Wahlen, Referenden 





Bundestagswahlen 

6 337 


0602.300 


Durchführung von Volksbegehren (gern. Art. 29 GG) . . 
Beteiligung an den Kosten zur Durchführung der Wahlen 



(0602.302) 


zu den Organen der Sozialversicherung 

5 ' 

10 

1101.223 


Summe F 2 . . . . 

6 342 ; 

10 


F3 

Personalwesen 


1 


31 

Disziplinarangelegenheiten 





Bundesdisziplinarhof, Bundesdisziplinaranwalt, Bundes- 
disziplinarkammern 

2 371 

2 153 

0605/0606/0607 

32 

Prüfungswesen 





Oberprüfungsamt für den höheren technischen Verwal- 
tungsdienst 

218 

213 

1213 (ohne 308) 

39 

Verwaltungsakademien, einzelne Aufgaben 





Hochschule für Verwaltungswissenschaften in Speyer, 
Bundesverband deutscher Verwaltungs- und Wirt- 
schaftsakademien, Mittelrheinische Verwaltungs- und 
Wirtschaftsakademie in Bonn (Zuschüsse) 

193 

194 

0602.610, 612 


Ausgleich überhöhter Fahrkosten im Verkehr mit 
Berlin 

380 

380 

0615.304 


Verschickung von Kindern Bundesbediensteter 

Verwaltungskostenanteile für Versicherte der Bundes- 

2 

2 

0601.307 


dienststellen (Versorgungsanstalt des Bundes und der 
Länder) 

1 100 

1 060 

6002.220 


Fremdsprachlicher Unterricht 

100 

100 

6002.260 


Stipendien für Studienreisen 

4 

5 

1213.308 


Summe F 39 .... 

1 779 1 

1 741 



Summe F 3 . . . . 

4 368 

! 

4 107 



4 
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F4 

Information 




41 

Presse- und Informationsdienst 

11094 

9 560 

0403.100-^-299, 303, 306 
710, 873 


darunter Minderausgaben, erstattet aus dem Verteidi- 
gungshaushalt (1402.222) 

679 

679 


42 

Nachrichtendienst 

44 282 

43 357 

0404 

49 

Sonstiges Informationswesen 





Verfügungsfonds des Bundeskanzlers 

13 250 

13 250 

0401.300/0403.300 


Veröffentlichungen der Bundesregierung 

1 145 

1 180 

0403.301, 302, 313, 601 


Politische Öffentlichkeitsarbeit im Ausland 

36 000 

31 253 

0403.315 


Erforschung der öffentlichen Meinung 

Aufklärung der Bevölkerung über Sinn und Zweck 

200 

200 

200 

0403.304 


steuerlicher Maßnahmen 

180 

0802.301 


Öffentlichkeitsarbeit in Verteidigungsfragen 
erstattet aus dem Verteidigungshaushalt, siehe unter 
C19 

(7 421) 

(8 321) 

0403.309 


Gesamterhebung zur Klärung des Schicksals der ehe- 
maligen deutschen Bevölkerung in den Vertreibungs- 


1 750 



gebieten 

1 500 

2602.950 


Informationsreisen fremder Staatsangehöriger 

800 

700 

0502.304 


Summe F 49 . . . . 

53 075 

48 533 



Summe F 4 . . . . 

107 772 

100 771 


F5 

Förderung des Staatsgedankens 




. 51 

Förderung des demokratischen Gedankens 





Bundeszentrale für Heimatdienst 

9 000 

8 457 

0635 

59 

Einzelne Förderungsmaßnahmen 





Orden und Ehrenzeichen 

Einführung in die Arbeit der Volksvertretung und des 

90 

90 

0103.250 

0201.308/0301.303 


Bundesrates 

273 

302 


Förderung der Bildungsarbeit der politischen Parteien 

4 500 

5 000 

0602.620 


Veranstaltungen der Bundesregierung 

14 

45 

0602.303, 304 


Stiftung »Hilfswerk 20. Juli« (Zuschuß) 

Schaffung und Unterhaltung von Grab- und Gedächtnis- 

310 

320 

0602.613 

0602.616 (7) 


stätten verdienter deutscher Staatsmänner 

1 

1 


Hilfsarbeit von Flüchtlingsorganisationen 

401 

446 

2701.601 


Bekämpfung des Rassenhasses (Zuschuß) 

180 

180 

0602.642 


Zuschuß an INTER NATIONES e. V 

800 

800 

0403.600 


Summe F 5 .... 

15 569 

• 15 641 


F6 

Statistik 




61 

Statistischer Dienst (Statistisches Bundesamt) 

37 600 

28 032 

0608 

69 

Sonstige Aufgaben, Beiträge 





Kosten der Krankheitsarten- und Todesursachen- 





Statistik (Zuschuß an die Rentenversicherung) 

Bereitstellung statistischer Unterlagen für Bilanzen und 
Berichte der Bundesregierung nach den Rentenversiche- 

180 

200 

1102.603 


rungsneuregelungsgesetzen (Beteiligung an den Kosten) 

200 

200 

1101.305 


Beitrag an das Internationale Statistische Institut .... 

2 

2 

0602.675 a 


Summe F 6 . , . . 

37 982 

28 434 
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1 

Haushaltsplan 




1961 


Fundstelle 

Kenn- 


1960 

im 

Ziffer 

Aufgabenbereiche 

Regierungs- 

entwurf 


Haushaltsplan 1961 



— 1 000 DM — 


F7 

Ziviler Ersatzdienst 

2 535 

1 000 

1108 

F8 

Verhütung und Beseitigung von Notfällen 




83 

Vorsorgemaßnahmen für die Berliner Bevölkerung i 





Vergütung an die Berliner Bank für ihre Tätigkeit bei 
der Finanzierung von Vorsorgemaßnahmen 

1 

516 

632 

6002.305 

89 

Hilfsmaßnahmen 





Hilfsmaßnahmen bei Katastrophen im Ausland 

450 

500 

6002.679 


Beitrag an die Vereinigung zur Förderung des deut- 
schen Brandschutzes e. V 

1 

1 

2502.675 (1) 


Summe F 8 . . . . 

967 

1 133 



Summe F 

179 827 

154 533 



Hinweis: 





Bundesministerium des Innern (siehe A3) 

(15815) 

(15 063) 

0601.100—299, 850, 870, 


Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen 

(5 420) 

(4 943) 

880 


(siehe A3) 

2701.100—299, 850—870 


Bundesministerium für Familien- und Jugendfragen 
(siehe A3) 

(1 845) 

(1 876) 

2901.100—299, 300 

G 

Finanzverwaltung 




G 1 

Steuer-, Zoll-, Vermögens- und Bauverwaltung 

Bundesfinanzverwaltung 

513 462 

491 944 

0804.100—302 
(ohne 220), 700—880, 





(ohne 714 [10]) 

G2 

Kassen- und Schuldenverwaltung 




21 

Kassenverwaltung (Bundeshauptkasse) 

789 

756 

0808 

22 

Schuldenverwaltung 

87 664 

88 155 

3203 (ohne 302) 


Summe G 2 

j 

88 453 

88 911 


G3 

Finanzschulen 

- 



G4 

Rechnungsprüfung 





Bundesrechnungshof 

10 164 

9 081 

2001 

G9 

Einzelne Maßnahmen 





Umsatzsteuerpauschale 

1 500 

1 500 

6002.395 


Verwaltungskostenerstattungen und Entschädigungen 

50 000 

48 100 

0804.220/2403.220 


an die Länder: 49,2 Mill. DM 

an Dritte: 0,8 Mill. DM 





Erstattungen von Verwaltungsaufwand in Einzelfällen 

45 000 

44 000 

6002.302 


Drucklegung des(r) Bundeshaushaltsplanes, (-rechnung) 

500 

500 

6002,200 


4* 
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Haushaltsplan 




1961 i 


Fundstelle 

Kenn- 



im 

Ziffer 

Aufgabenbereiche 

Regierungs- ' 

1960 


entwurf 


Haushaltsplan 1961 



— 1 000 DM — 


noch: 





G9 

Rat für die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Zoll- 
wesens in Brüssel (Anteil des Bundes) 

218 : 

209 

0802.675 


Kosten für maschinelle Versuche bei der Veranlagung 
und Erhebung von Steuern 

1 300 


0802.305 


Summe G 9 .... 

98 518 

94 309 



Summe G 

710 597 

684 245 



Hinweis: 





Bundesministerium der Finanzen (siehe A3) 

Bundesministerium für wirtschaftl. Besitz des Bundes 

(33 684) 

(30 518) 

0801 


(siehe A3) 

(7 410) 

(6 024) 

2401 

H 

' 

Schulen 




H9 

Sonstiges Sdiulwesen 





Neubau einer Volksschule im gemeindefreien Bezirk 
Faßberg 

2 199 

— 

2403.750 


Errichtung einer Europäischen Universität (Beitrag) . . . 

3 000 


6006.626 


Förderung des deutschen Schulwesens im Ausland . . . 

47 476 

50 506 

0502.303 


Zuschuß für den deutschen Ausschuß für das Er- 
ziehungs- und Bildungswesen 

55 ! 

i 55 

! 

0602.615 b 


Förderung kommunaler Maßnahmen im Raum Bonn 

(Schulbauten) 

Zuschüsse zur Förderung von Schulbauten in gefähr- 
deten Grenzgebieten und im Zonenrandgebiet 

2 160 

12 750 

i 2 400 

6002.625 

12 500 

2701.602 a 


Zuschuß zur Unterhaltung einer Bauernhochschule . . . 
Zuschüsse an die UNESCO-Institute der Jugend und 

32 

35 

1002.601 [l, 5) 


für Pädagogik 

Beitrag des Bundes zum Bureau International d’Edu- 

140 

130 

0502.676 b 


cation 

18 

32 

0502.608 


Ausbildungsstätten für Ingenieure und Techniker auf 
dem Gebiet der Atomenergie 

3 450 

i 4 050 ' 

3102.601, 951 


Summe H 9 .... 

71 280 

69 708 



Summe H 

71 280 

69 708 


J 

Wissenschaft und Forschung 




J 1 

Wissenschaftliche Hochschulen 





Förderung von gesamtdeutschen und internationalen 
Aufgaben der wissenschaftlichen Hochschulen 

6 530 

6 530 

0602.614 c 


Studienbeihilfen 

78 750 

58 450 

0602.615 a (1) 


Förderung der ideellen Bestrebungen der deutschen 
Studentenschaft (Studentenaustausch) 

315 

350 

0602.615 a (2) 


Summe J 1 

85 595 

' 65 330 


J3 

Wissensdiaftliche Forsdiung 




31 

Ernähningr Landwirtschaft und Forsten 





Eigene Forschung (Forschungsanstalten) 





Fleisdiwirtschaft 

917 

890 

1016 


Milchwirtschaft 

4 089 

2 725 

1011 


Lebensmittelfrischhaltung 

1 453 

1 1 349 

1017 


Pflanzenschutz und Schädlingsbekämpfung 

6 298 

! 5 567 

1010 


Forstpflanzenbau und -Züchtung 

2 314 

2 305 

1013 


Getreideverarbeitung 

1 612 

i 1 431 

1015 


Qualitätsforschung 

403 

1 377 

1018 


Tabakforschung 

796 

745 

1019 


Rebenzüchtung 

878 

i 

, 1 007 

1002,605 
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Haushaltsplan 




] 


Fundstelle 

Kenn- 


1961 



Ziffer 

Aufgabenbereiche 

Regierungs- 

1960 

im 


entwurf | 


Haushaltsplan 1961 



— 1 000 DM 



noch: 





J31 

Forschungsaufträge 





Agrarsoziologische und -soziale Maßnahmen (Unter- 
suchungen im kleinbäuerlichen Bereich; Forsdiungs- 
gesellschaft für Agrarpolitik und Agrarsoziologie) 

251 

285 

1002.601 (AIV, B 11) 


Einzelne Förderungsmaßnahmen 





Land- und forstwissenschaftlicher Forschungsrat . . . 
Förderung der landwirtschaftlichen Forschung 

94 

100 

1002.601 (AI 5) 


(Grüner Plan) 

Durchführung milchwirtschaftlicher Forschungs- 


3 000 

1002.606 


aufgaben 

270 

300 

1002.601 (B7) 


Zuschüsse an: 





ernährungswirtschaftliche Forschungseinrichtungen 
und Institute 

1 400 

1 369 

1002.601 (All, B8 u. 12) 


Forschungsanstalt für Landwirtschaft 

8 598 

6 308 

1002.602 


Hochschulinstitut für ausländische Landwirtschaft . . 

100 

100 

1002.601 (B2) 


Summe J 31 .... 

*) 29 473 

27 858 


32 

Tierzucht und Fischerei 





Eigene Forschung (Forsdiungsanstalten) 





Kleintierzucht 

1 083 

866 

1014 


Erforschung und Bekämpfung von Viruskrankheiten 

2 518 

2 990 

1024 


Fischereiwesen und Fischverarbeitung, Meeres- 
forschung 

3 437 

2 892 

1012 


Forschungsaufträge 





Kommission für Meeresforschung 

150 

200 

1002.585 b 1 


Internationaler Rat für Meeresforschung 

30 

30 

1002.675 (6) 


Durchführung von Forschungsaufträgen 

Einzelne Förderungsmaßnahmen 

120 

120 

1002.615 b 3 


Betrieb des Fischereiforschungsschiffes 

747 1 

759 

1001.401 


Anschaffuiic] eines Fischereiforschunqsschiffes 

2 250 ' 

— 

1001.951 


Summe J 32 .... 

10 335 ' 

7 857 


33 

Wirtschaft und Verkehr 





Forschungsaufträge 





Straßenwesen 

820 

735 

1210.310 (1400) 


Luftfahrt 

500 

500 

1217.303 


Bau- und betriebstechnische Fachgebiete der Wasser- 
und Schiffahrtsverwaltung 

400 

120 

1203.308 • 


Abgeltung von Aufträgen an wirtschaftswissenschaft- 
liche Forschungsinstitute 

1 500 1 

1 500 

0902.305 


Einzelne Förderungsmaßnahmen 





Zuschüsse an: 





Forschungsgesellschaft für das Straßenwesen, 





Institut für Luftrecht, wissenschaftliche Gesell- 





schaft für Luftfahrt, Lilienthalgcsellschaft, Aka- 
demie für Luftfahrtforschung, Finanzwissenschaft- 
liches Institut Köln, Deutsche Gesellschaft für 
Flugwissenschaften 

17 777 

18 152 

0802.600 1202.676 (4, 10) 


darunter Minderausgaben, erstattet aus dem Ver- 




teidigungshaushalt (1402.222) 

14 936 

14 936 

1217.607 (b, d), 617a 


Förderung 





der Industrieforschung 

10 200 

8 000 

0902.605 


wissenschaftlicher Zwecke auf den Fachgebieten 
der Verkehrsverwaltung 

55 

140 

1202.600 D (2 u. 7) 


Summe J 33 ... 

16316 

14211 



) Der > Grüne PJdn< isL globäl veicinschlügt und wird erst später aufgeteilt. Ein Vergleich der Abschnitts- 
summen ist somit zunädist nicht möglich. 
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Haushaltsplan 


Kenn- 

ziffer 

Aufgabenbereiche 

1961 

Regierungs- 

entwurf 

1960 

Fundstelle 

im 

Haushaltsplan 1961 



--- 1 000 DM — 


34 

Kernforschung 





Beitrag zum Forschungs- und Investilionshaushalt der 
Europäischen Atomgemeinschaft 

I 

60 000 

23 575 

A 6002.624 


Anteil an den Betriebskosten des Elektronen-Synchro- 
trons in Hamburg 

886 , 

— 

3102.642 


Deutsche Atomkommission 

100 

100 

3102.225(1) 


Wissensdiaftlidie Forschung und Nachwuchsausbildung 

9 500 

7 700 

3102.600 


Dokumentationsstellen für Atomenergie 

450 

500 

3102.953 


Zuschüsse für das wissenschaftliche Berichtswesen auf 
dem Gebiete der Atomenergie 

' 

600 

590 

3102.605 


Förderung der Entwicklung der Atomtechnik und der 
Strahlennutzung 

3 500 

4 250 

3102.620 


Entwicklung von Strahlenschutzmaßnahmen 

4 000 

j 4 800 

3102.630 


Beitrag zur Europäischen Organisation für Kern- 
forschung 

12 308 

12371 

3102.676 


Zuschüsse an wissenschaftliche Institute und Einrich- 
tungen 

55 000 

50 000 

3102.950 


Bau eines Hochenergie-Elektronen-Synchrotrons in 
Hamburg 

15 394 

20 978 

3102.955 


Summe J 34 . . . . 

161 738 

124 864 



Hinweis: 





Einrichtung von Versuchsreaktoren (siehe P 5) 

(36 900) 

(28 700) 

3102.640, 891 


Förderung des Abbaues und der Aufbereitung von 
Uran (siehe P 2) 

(1 800) 

(3 000) 

3102.611 

35 

Wasserwirtschaftr Energie und Bauwesen 





Forschungsaufträge 





Forschung auf dem Gebiet des Wohnungs-, Bau- 
und Siedlungswesens 

405 

' 405 

2502.601 a-e 


Forschung auf dem Gebiet des baulichen Luft- 
schutzes 

1 250 

! 

i 250 

3609.640 


Untersuchung der deutschen Energiewirtschaft .... 


1 250 

i 

(0902.959) 

36 

Raum- und Bodenforschung 





Eigene Forschung (Forschungsanstalten) 

Landeskunde und Raumforschung 

1 859 

1 770 

0614 


Geodäsie 

4 641 

! 4 444 

0616 


Bodenforschungsanstalt Hannover 

7 642 

3 383 

0909 


Förderungsmaßnahmen 





Beitrag an die Europäische Organisation für photo- 
grammetrische experimentelle Untersuchungen .... 

5 

6 

0602.675 c 
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Haushaltsplan 


Kenn- 

ziffer 

Aufgabenbereiche 

1961 

Regierungs- 

entwurf 

I960 

Fundstelle 

im 

Haushaltsplan 1961 



1 000 DM — 


39 

Sonstige wissenschaftliche Forschung 





Eigene Forschung (Forschungsanstalten) 

i 




Hauswirtschaft 

545 i 

555 

1020 


Geschichte 

516 

491 

0630 


Archäologie 

6 690 

5 401 

0629 


Institut für Ost-West-Forschunq 

617 ' 

500 

0634 


Forschungsaufträge 





Forschung auf dem Gebiet der Sozialreform 

45 

50 

1109.600 


Sozialwissenschaftliche Forschung 

330 1 

300 

1102.602 


Forschung, Entwicklung und Erprobung auf dem 
Gebiete des Luftschutzes 

3 600 

2 185 

0619.311 


Forschungs- und Entwicklungsarbeiten für die Not- 
standsplanungen auf dem Gebiet des Verkehrs .... 

350 

300 

3607.303 


Einzelne Förderungsmaßnahmen 

Förderung der Osteuropa-Institute 

596 

626 

0602.614 b (4) 


Zuschüsse an/zur: 





Förderung überregionaler rechtswissenschaftlicher 
Vereinigungen, Forschungsinstitute und Veröffent- 
lichungen im allgemeinen deutschen Interesse 

90 

94 

0701.600 


Kunsthistorisches Institut in Florenz 

241 ' 

241 

0602.614 b (5) 


Institut für Zeitgeschichte 

240 : 

243 

0602.614 b (3) 


Zuschuß an das Seminar für orientalische Sprachen 
in Bonn 

124 

124 

0602.614 b (7) 


Kommission für Geschichte des Parlamentarismus 
und der politischen Parteien 

168 ! 

168 

0602.614 b (6) 


Forschungsinstitute für kulturelle und volkspolitische 
Zwecke 

44 lOÜ 

44 556 

2701.600 (teilw.) 


Max-Planck-Gesellschaft, Göttingen 

12 487 

13315 

0602.614 b. (2) 


Jahresleistung an das Institut für Mittelstandsforschung 

200 

200 

0902.614 


Beitrag an das Internationale Institut für Verwaltungs- 
wissenschaft in Brüssel 

21 

18 

0602.675 b 


Summe J 39 . . . . 

70 960 

69 367 



Summe J 3 .... 

*) 304 624 

255 665 


J4 

Allgemeine Förderungsmaßnahmen und 
Forschungsaufträge 





Allgemeine Förderung der Wissenschaft 

197 044 

160 958 

0602.614 a, 614 b (1 u. 8) 


Abführung der Dividende der Voikswagenwerk AG an 
die »Stiftung Volkswagenwerk« 

7 500 


2402.600 


Aufenthalt eingeladener ausländischer Rechtswissen- 
schaftler 

8 

9 

0701.301 


Summe J 4 . . . . 

204 552 

' 160 967 



' ) Der ^X^riine PUin« ist global veraiischlcigt und wird erst später aulgeteilt. Ein Vergleich der Abschnitts- 
summen ist somit zunächst nicht möglich. 
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Haushaltsplan 






Fundstelle 

Kenn- 

Aufgabenbereiche 

1961 



Ziffer 

Regierungs- ; 

1960 

im 


entwurf 


Haushaltsplan 1961 



— 1 000 DM — 


J5 

Bibliotheks- und Archivwesen 




51 

Bibliothekswesen 





Zuschuß zum Ausbau der Deutschen Bibliothek 

150 


0602.984 


Deutsche Bibliothek 

710 

619 

0602.616 (5) 


Internationaler amtlidier Schriftentausch für die BRD 

32 

32 

0602.306 


Kostenzuschuß an die Staatsbibliothek Bremen zur 
Mikroverfilmung deutscher Zeitungen 


20 

(0403.950) 

52 

Archivwesen 





Bundesarchiv in Koblenz 

3 324 

3 038 

0613 


Deutsches Literaturarchiv (Zuschuß) 

60 

60 

0602.616 (4 b) 


Summe J 5 . . . . 

4 276 ' 

3 769 


J6 

Förderung wissenschaftlicher Sammlungen 





(Zuschüsse und Beiträge) 





Neubau des Deutschen Clesundheitsjnuseums, Köln 

500 


0602.961 


Deutsches Gesundheitsmuseum, Köln 

164 

164 

0602.646 (11) 


Freies Deutsches Hochstift 

70 

70 

0602.616 (3) 


Stiftung »Preußischer Kulturbesitz« 

7 000 ^ 

4 500 

0602.311 


Rhein-Museum, Koblenz 

i 

2 

(1202.600 C 2) 


Deutsches Museum in München 

Zuschuß für den 2. Bauabschnitt des Wiederaufbaus 

175 ^ 

175 

0602.950 c 


der kriegszerstörten Teile des Germanischen Na- 
tional-Museums in Nürnberg und des Römisch-Ger- 
manischen Zentralmuseums in Mainz 

350 1 

350 

0602.950 a, b 


Für die Inbetriebnahme, Einrichtung und Zwischen- 
verwaltung der deutschen Kunstinstitutc in Rom und 
Olevano 

i 

i 

200 i 

160 

0602.970 


Deutsche Schiller-Gesellschaft (Zuschuß) 

60 ! 

60 

0602.616 (4 a) 


Summe J 6 . . . , 

8 519 ' 

5 481 



Summe J 

*) 607 566 

491 212 



Hinweis: 





Bundesministerium für Atomfragen (siehe A3) 

(4 955) 

(4 618) 

3101, 3102.218, 225 (2), 
301, 3103.218, 225 

K 

Kunst, Volksbildung, Heimatpflege 





und kirchliche Angelegenheiten 




K 1 

Theater, Film und Musik 




19 

Einzelne Aufgaben 





Auszeichnungen bester Jahresleistungen und sonstige 
fördernde Maßnahmen auf dem Gebiete des Film- 





wesens 

5 656 

1 840 

0602.635 


Summe Kl .... 

5 656 

1 840 


K3 

Heimatpflege 




31 

Naturschutz und Landschaftspflege 





Ausgaben der Bundesanstalt für Naturschutz und Land- 
schaftspflege 

133 

128 

1001.950 


Beitrag zur Internationalen Naturschutzvereinigung . . . 

17 

17 

1002.675(17) 

39 

Einzelne Aufgaben 





Verein Naturschutzpark e. V. (Zuschuß) 

1 500 . 

2 000 

1002.604 


Summe K 3 .... 

1 650 

2 145 


K4 

Einzelne kulturelle Aufgaben 





Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, 
Wissenschaft und Kultur (Beitrag) 

3 025 

2 800 

0502.675 a 


Internationales Studienzentrum für Erhaltung und 
Wiederherstellung von Kulturgütern (Beitrag) 

31 

28 

0502.675 b 
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Haushaltsplan 


Kenn- 


1961 


Fundstelle 

Ziffer 

Aufgabenbereiche 

Reqierünqs- 

I960 

im 

entwurf 


Haushaltsplan 1961. 



~ 1 000 DM — 


noch: 





K4 

Förderung zentraler Arbeiten im Interesse der Frau 

70 

70 

0602.604 


Beitrag des Bundes zum Europäischen Kulturfonds .... 
Förderung zentraler Maßnahmen und Einrichtungen 

120 

120 

0504.676 


der Erwachsenenbildung 

Förderung des europäischen Gedankens auf kulturel- 

390 

390 

0602.615 c 


lern Gebiet 

472 

472 

0602.616 (2) 


Erhaltung und Wiederaufbau von Kulturbauten mit 
besonderer nationaler Bedeutung (Zuschüsse) 

700 

700 

0602.616 (6) 


Zuschüsse an deutsche Familienorganisationen 

143 

150 

2901.660 


Zuschüsse zur Ehe- und Elternberatung 

Union internationale des Organismes Familiaux 

75 

50 

2901.662 


(Beitrag) 

Förderung der Arbeit der deutschen UNESCO-Kom- 

5 

5 

2901,675 


mission in Köln 

390 

250 

0502.676 a 


Förderung kultureller Bestrebungen in der Bundes- 
republik 

2 307 

2 398 

0602.616.(1) 


Kulturpolitische Maßnahmen gesamtdeutschen Charak- 
ters in Berlin 

16 000 

16 000 

2701.607 


Erhaltung und Auswertung des kulturellen Heimat- 
erbes der Heimatvertriebenen und zur Förderung der 
kulturellen Bestrebungen der Flüchtlinge (Zuschüsse) . . 

1 000 

1 000 

2602.601 


Förderung kultureller Maßnahmen gesamtdeutschen 
Charakters im Zonenrandgebiet 

3 600 

4 000 

2701,602 b 


Summe K 4 . . . . 

28 328 

28 433 


K5 

Kirdüidie Angelegenheiten 





Versorgung der heimatvertriebenen Seelsorger, Kir- . 
chenbeamten, Kirchenangestellten sowie ihrer Hinter- 
bliebenen, Zuschuß an die evangelische und katholische 
Kirche sowie an Freikirchen 

6 900 

6 965 

0602.608 


Dotationen des Bundes für die derzeitigen bischöflichen 
Verwaltungen der ostdeutschen Diözesen jenseits der 
Oder und Neiße 

520 

260 ; 

0602.634 


Zuschuß zu den Kosten des Eucharistischen Welt- 
kongresses 1960 in München 



2 000 

(0602.984) 


Summe K 5 

7 420 

9 225 



Summe K 

43 054 

41 643 


L 

Soziale Sidiening 




L 1 

Arbeitssfbutz und ArbeitsbeschaSung 




11 

Arbeitssdiutz, Gewerbeaufsiciit 





Unfallverhütung und Gewerbehygiene (Bundesinstitut) 
Einzelne Förderungsmaßnahmen 

434 

424 

1104 


Durchführung von Studien und Studienreisen 

Förderung von Maßnahmen zur Verbesserung der 
Arbeits- und Gesundheitsverhältnisse von Arbeit- 

36 

40 

1101.600 


nehmern sowie zur Verhütung von Unfällen und 
Berufskrankheiten 

180 

200 

1102.601 


Zuschüsse: 

a) an den Deutschen Arbeitsring für Lärmbekämpfung 
(25 Tsd. DM), 

b) an die »Kommission Reinhaltung der Luft« beim Vdl 





(120 Tsd. DM). 

145 

70 

1102.604 


Beiträge an deutsche und internationale Arbeitsorgani- 
sationen 

1 955 

1 709 

1102.675 


Gründungsbeitrag für das »Internationale Institut für 
Arbeits- und Sozialfragen« 



3 150 

(1102.950) 


Summe L 1 1 .... 

2 750 

5 593 
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12 

Arbeitsbesdiaffung 





Arbeitsbesdiaffungsmaßnahmen (Grund- und verstärkte 
Förderung) 





Darlehen: 





a) ah Gebietskörperschaften 

b) an Unternehmen des öffentlichen und privaten 

7 500 

10 000 

1111.580 a, 581a (teilw.) 


Rechts 

1 510 

2 020 

1111.580 a, 581a (teüw.) 


Zuschüsse: 





a) an Gebietskörperschaften 

b) an Unternehmen des öffentlichen und privaten 

15 000 

18 000 

1111.580b (teilw.) 


Rechts 

2 490 

3 580 

1111.580 b (teilw.) 


Darlehen für Maßnahmen zur Förderung der Arbeits- 
aufnahme für Empfänger von Unterstützung aus der 
Arbeitslosenhilfe (1,0 Mill. DM) und für Heimkehrer 
(lOTsd.DM) 

1 010 

1 010 

1111.535, 536 


Summe L 12 , . . . 

27 510 

34 610 


15 

Europäisdier Sozialfonds 





Beitrag zum Europäischen Sozialfonds 

20 000 

26 985 

6006.621 

19 

Einzelne Leistungen 





Soziale Hilfsmaßnahmen für Arbeitnehmer der Kohle- 
und Stahlindustrie 

78 500 



6002.955 


Summe LI .... 

128 760 

67 188 


L2 

V ersichenmgswesen 




21 

Versicherungsaufsicht 





Versicherungsiuntemehmen und Bausparkassen ‘ 
(Bundesaufsichtsamt) 

4 007 

3 741 

0904 


Sozialversicherung (Bundesversicherungsamt) 

2 276 

1 985 

1106 

22 

Sozialversidierung 





Rentenversicherung 





Zuschüsse des Bundes auf Grund der Rentenver- 
sicherungsneuregelungsgesetze 

4 300 000 

4 101 820 

1113.600 


Rentenversicherung der Arbeiter 3 442,2 Mill. DM 
Rentenversicherung der 





Angestellten 857,8 Mill. DM 





Erstattung der Mindestzuschläge an die Träger der 
Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten 

238 793 

255 040 

1113,612 


Zusammen .... 

4 538 793 

4 356'860 



Knappschaftsversicherung 





Zuschuß des Bundes an die knappschaftliche Renten- 
versicherung auf Grund des Knapp schaftsrenten- 


1 590 000 



versicherungs-Neuregelungsgesetzes 

1 630 000 

1113.602 


Zuschüsse an die hüttenknappschaftliche Pensions- 
versicherung im Saarland 

5 000 

3 440 

1113.613 


Zuschüsse an die Knappschafts-Krankenversicherung 

33 400 

37 000 

1113.603 


Zusammen 

1 668 400 

1 630 440 



Unfallversicherung (Bund als Versicherungsträger) 





Bundesausführungsbehörde für Unfallversicherung . . 

1 686 

1 628 

1103 


Kosten der gesetzlichen Unfallversicherung für 
Bundesbetriebe, der BAfAVuAV, die Arbeitslosen 





sowie für sonstige Betriebe, für die der Bund Träger 
der UV ist 

22 000 

18 000 

1113.609 


Fremdrenten 

20 500 

22 800 

1113.605 


Erstattung des Mehraufwandes der Träger der ge- 
setzlichen Unfallversicherung an Verfolgte des 



1113.604 


Nationalsozialismus 

12 

10 


Zusammen 

44 198 

42 438 



Krankenversicherung 





Erstattung der Leistungen auf Grund des Mutter- 
Schutzgesetzes 

127 000 

100 000 

1113.610 
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noch: 


i 



L22 

Sonstige Leistungen 





Errichtung von Rehabililationszentren für die Spe- 
zialbehandlung bestimmter Verletzten- und Krank- 
heitsgruppen (Darlehen und Zuschüsse) 

Erstattungen der Aufwendungen der Heimkehrer- 

5 000 


1102.952 


Krankenhilfe 

1 700 

1 800 

1113.606 


Leistungen nach dem Kindergeldergänzungsgesetz 

7 750 ; 

6 500 

1113.621 


Tuberkulosebekämpfung (Zuschuß) 

70 000 

70 000 

1 113.608/0602.570 a (1) 


Leistungen des Bundes auf Ansprüche der Renten- 
versicherungsträger für die Zeit vor dem Inkrafttre- 
ten der Rentenversicherungs-Neuregelungsgesetze 
Erstattung der Fürsorgeleistungen saarländischer 

5 000 

10 000 

1113.622 


Versicherungsträger an Versicherte im Zusammen- 
! hang mit einer versicherungspflichtigen Beschäfti- 

! gung außerhalb des Saarlandes 

; 15 000 

12 000 

1113.615 


Bundesanteil an der Zahlung an Luxemburg zur 
Abgeltung sozialversicherungsrechtlicher Ansprüche 


2 340 

(1113.952) 


Zahlung an Österreich auf Grund des Zweiten 
deutsch-österreichischen Sozialversicherungsabkom- 





mens 

2 500 

2 000 

1113.953 


Summe L 22 . . . . 

6 485 341 ' 

1 

6 234 378 


29 

Einzelne Leistungen 





Zusätzliche Versicherung der Angestellten und Arbeiter 
des Landes Berlin bei der Versorgungsanstalt des 
Bundes und der Länder 

900 

900 

6002.322 


Summe L 2 . . . . 

6 492 524 

6 241 004 


L3 

Fürsorge 




31 

Arbeitslosenhilfe 





Unterstützung aus der Arbeitslosenhilfe 

Förderung der Arbeitsaufnahme, Berufsbildungsmaß- 

194 000 

200 000 

1111.300 


nahmen (Zuschüsse) 

5 500 

6 000 

1111.301 


Unterstützung und Berufsfürsorge für Heimkehrer .... 
Durchführung der Arbeitslosenhilfe 

1 670 

3 055 

1111.302 


(Verwaltungskostenpauschale an BAfAVuAV) 

Zuschüsse zur Arbeits- und Berufsförderung für geistig 

1 1 370 

10 857 

1111.303 


und körperlich behinderte Empfänger von Unterstüt- 
zung aus der Arbeitslosenhilfe 

400 

660 

1111.305 


Summe L 31 .... 

212 940 

220 572 


32 

Kriegsfolgenhilfe / Allgemeine Fürsorge 





Individuelle Fürsorge (Pauschale) 

Individuelle Fürsorge für Zugewanderte aus der sowj. 

284 151 : 

298 450 

4003.300 


Besatzungszone und der Stadt Berlin 

60 000 

68 000 

4003.305 


Fürsorge der Flüchtlinge aus Ungarn 

Soziale Fürsorge für Kriegsbeschädigte und Kriegs- 

500 

800 

4003.308 


hinterbliebene (i75Mil],DM) und Darlehen im Rahmen 
der Berufsfürsorge (4 Mill. DM) 

179 000 

143 200 ' 

4003.306, 531 


Kosten der Rückführung von Deutschen 

Kosten der Kriegsfolgenhilfe aus der Zeit vor dem 

7 525 

10 800 

4003.307 


1. April 1955 

1 400 ^ 

1 400 

4003.960 


Unterstützungen und Beihilfen für Deutsche im Ausland 

450 : 

500 

0502.305 


Summe L 32 .... 

533 026 

523 150 
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33 

Allgemeine Fürsorge / Einrichtungen 

i 




Notaufnahmeverfahren (Dienststellen) 

5 366 

5 279 

2603 


Grenzdurdigangs- und Notaufnahmelager (Pauschale) 

30 969 

31 852 

4003.301 


Sonstige Durchgangs- und Wohnlager (Pauschale) .... 

104 528 i 

1 

107 203 

4003.302 


Unterbringung von Flüchtlingen aus Ungarn in Lagern 
Marburger Blindenstudienanstalt und andere Einrich- 

1 

! 


(4003.309) 


tungen der Blinden-, Schwerbeschädigten- und Körper- 
behindertenfürsorge 

430 

464 

0602.570 c (5) 


Summe L 33 .... 

141 293 ' 

144 798 


34 

Jugendhilfe 





Förderung der überregionalen Tätigkeit der Vereini- 
gung für Jugendgerichte und Jugendgerichtshilfe e. V. 
(Zuschuß) 

13 ; 

14 

0701.602 

35 

Jugendhilfe / Einrichtungen 





Schiffsjungenheime und Schifferkinderheime der Binnen- 
schiffahrt (Beihilfen für — ) 

i 

65 

72 

1202.607 

36 

Förderung der freien Wohlfahrtspflege 





Weltkinderhilfswerk UNICEF (Beitrag) 

Unterstützung und Förderung der Arbeit des Deutschen 

3 00Ü ' 

2 500 

0502.668 


Roten Kreuzes (Zuschuß) 

270 

300 

0602.645 


Ausstattung der Heime des Müttergenesungswerkes 

(Zuschuß) 

Organisationen und Verbände der Vertriebenen, Flucht- 

1 800 1 

2 000 

0602.570 c (4) 


linge und Kriegsgeschädigten (Zuschuß) 

Spitzenverbände der freien Wohlfahrtspflege 

370 

400 

2602.600 


Darlehen 

9 000 

, 10 000 

A 0602.570 b 


Transportkosten für Liebesgabensendungen 

2 700 

4 500 

, 0602.570 a (3) 


Zuschüsse an in Deutschland tätige ausländische Wohl- 
fahrtsorganisationen 

1 100 

1 

i 153 

0602.570 a (4) 


Summe L 36 .... 

17 240 

19 853 

39 

Allgemeine soziale Aufgaben 





Anerkennung ausländischer Flüchtlinge (Bundesdienst- 
stelle, Nürnberg) 

901 

788 

0633 


Zentrale Maßnahmen auf dem Gebiet der Fürsorge . . . 

27 950 

26 707 

0602.570 c (1-3) 


Zuschuß für Familienferienheime 

1 800 

2 000 

2901.661 


Betreuung von Besuchern aus der Sowjetzone, Förde- 
rung des Interzonenreiseverkehrs 

20 000 

1 20 000 

2701.603 


Betreuung der heimatlosen Ausländer (Zuschüsse und 
Darlehen) 

330 

! 

350 

2602.603 


Zuschuß zu den Aufwendungen für die Unterstützung 
hilfsbedürftiger Deutscher im Ausland 

3 120 

2 620 

0602.570 a (2) 


Wirtschaftliche Sicherung früher außerhalb des Bundes- 
gebietes tätiger deutscher Gelehrter im Ausland 

40 

50 

0602.618 


Gesellschaft für sozialen Fortschritt, Bonn 

9 

10 

1109.601 


Förderung deutscher Hilfsvereine im Ausland 

270 

300 

0502.314 


Beitrag zum Flüchtlingsfonds der Vereinten Nationen 
Förderung des Hilfsprogramms der Vereinten Nationen 

840 

880 

i 

0502.674 a 


für arabische Flüchtlinge aus Palästina 

1 000 

■ 1 000 

0502.674 b 


Neubau eines Sammellagers für asylsuchende Aus- 
länder (Ersatz für Valka-Lager) 

Darlehen zur Errichtung von Wohnungen und zum 

292 

j 482 

4003.710 


Existenzaufbau für heimatlose Ausländer 

Unterstützungen für ehern, Angehörige des Deutschen 

1 715 

i 5 000 

4003.951 


Nachrichtenbüros (Verwendung des Liquidationserlöses) 


289 

(6004.951) 


Vermischte soziale Ausgaben 

10 

20 

6002.299 


Beitroej zum Weltflüchtlingsjahr 


500 

(0502.950) 


Summe L 39 . . . . 

58 277 

' 60 996 



Summe L 3 .... 

962 854 

969 455 

1 
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L4 

Lastenausgleich 




41 

Verwaltung (Bundesausgleichsamt) 

181 350 ! 

182 157 

2605/0802.310, 311 

42 

Leistungen 

i 




Zuschuß an den Ausgleichsfonds 

239 633 i 

1 

279 833 

4006.600 


Verstärkung des Härtefonds 

1 00 000 

100 000 

4006.601 


Summe L 4 . . . . 

520 983 

561 990 


L5 

Kriegsopferversorgung 




51 

Verwaltung 





Versorgungsbauten 


330 

(1110.761) 

52 

Leistungen 





Versorgungsbezüge 

3 967 036 

3 000 351 

1110.300 


Einmalige Unterstützungen 

8 000 

10 000 

1110.302 


Heilbehandlung 

271 200 

251 200 

1110.303, 304 


Verstärkung der Mittel für das Kriegsopferversorgungs- 





Neuregelungsgcsetz 


900 000 

(1110.308) 

59 

Fachliche Fortbildung, Vereine u. a. 





Fachliche Fortbildung im Versorgungswesen 





(Zuschüsse) .. 

175 

350 j 

1110.652, 653 


Stiftung »Invalidenhaus Berlin« (Zuschuß) 

45 

50 

1102.651 


Zuschüsse an Anstalten und Einrichtungen 

420 

475 

1102.650 


Summe L 5 .... 

4 246 876 

' 4 162 756 


L6 

Sonstige soziale Kriegsfolgeleistungen 




61 

Unterhaltsbeihilfen für Angehörige von Kriegs- 





gefangenen 

1 700 

1 000 

1110.305 

62 

Leistungen an ehern. Kriegsgefangene und politische 





Häftlinge 





Entschädigungen an ehemalige Kriegsgefangene 

20 000 

27 000 

2602.307 


Entschädigungen und zusätzliche Eingliederungshilfen 





an ehemalige politische Häftlinge 

37 000 

, 7 000 

2602.308 


Existenzaufbau, Beschaffung von Wohnraum (Darlehen) 

28 000 

j 34 000 

A 2602.530 


Beihilfen zur Beschaffung von Hausrat 

7 000 

7 500 

2602.605 


Fahrpreisermäßigung für Spätheimkehrer (Zuschuß an 





Bundesbahn) 

140 

170 

2602.606 


Summe L 62 .... 

92 140 

75 670 


63 

Versorgung der verdrängten Angehörigen des öffent- 





lichen Dienstes 

1 041 400 

1 019 705 

3307 

64 

Versorgung der Berufssoldaten der früheren Wehr- 





macht 

532 280 

491 218 

3308 

65 

Umsiedlung und Auswanderung 





Umsiedlung von Heimatvertriebenen (Pauschale) 

11 845 

12 468 

4004.300 


Rückführung von Evakuierten (Pauschale) 

936 

1 223 

4003.304, 310 


Auswanderung von Kriegsfolgehilfeempfängern 





(Pauschale) 

2 331 

2 454 

4004.301 


Zwischenstaatliches Komitee für Europäische Aus- 





v/an derung/ICEM 

4 034 

4 040 

4004.302—304 


Repatriierung von Angehörigen der Ostblockstaaten, 





soweit der Bund die Kosten zu tragen hat 

5 

6 

0502.315 


Zuschüsse für gemeinnützige Einrichtungen 

117 

130 

0615.600 


Summe L 65 .... 

19 268 

20 321 


66 

Betriebliche Altersfürsorge 





Zuschuß zum Ausgleich von Härten 

3 000 

2 600 

1102.600 
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69 

übrige soziale Kriegsfolgeleistungen 

Leistungen für Personen, die aus politisdien Gründen 
in Gebieten außerhalb der BRD und Berlin (West) in 
Gewahrsam genommen wurden 

8 000 

1 8 000 

1110.306 


Pensionskasse Deutscher Eisenbahnen und Straßen- 
bahnen (Zuschuß) 

25 500 

18 000 

6004.641 


Betreuung deutscher Kriegsgefangener (Kosten- 
erstattung an das Internationale Rote Kreuz) 

1 055 

1 250 

0502.310 


Rechtsschutz von Deutschen im Ausland im Zusammen- 
hang mit den Kriegsereignissen 

752 

1 

; 400 

0502.311 


Unterstützungen für ehemalige Gefangene und Aus- 
siedler 

1 800 

! 

2 500 

2602.305 


Härteausgleich bei Vergewaltigungen 

4 500 

i 4 500 

6004.302 


Maßnahmen für im ausländischen Gewahrsam befind- 
liche Kriegs-, Straf- und Untersuchungsgefangene, 
Internierte und deren Angehörige: 

Unterstützungen 7 207 Tsd. DM 

Kulturelle Betreuung 5 Tsd. DM 

7 212 i 

j 

, 8013 

2602.301, 303, 304 


Summe L 69 ... 

Summe L 6 . . . . 

Summe L 

Hinweis: 

Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 
(siehe A3) 

48 819 

1 738 607 

14 090 604 

(11 527) i 

42 663 

1 653 177 

13 655 570 

(10 020) 

1101.100—299 


Bundesministerium für Vertriebene, 

Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte (siehe A3) 

(4 760) 1 

i 

(4 661) 

(ohne 223), 300, 710, 850, 
870, 871 

2601.100—299, 2602.300 

M 

M 1 

11 

Gesundheit, Sport und Jugendpflege 

Gesundheit 

Gesundheitsdienst 

Bundesgesundheitsamt einschl. Laboratorien und Aus- 
stattung 

! 

10 999 1 

10 253 

0611 

19 

Einzelne FÖrderungsmaßnahmen 

Blutspendewesen (Zuschüsse) 

450 

500 

! 

0602.650 


Volksgesundheitliche Bestrebungen, Bekämpfung 
menschlicher Krankheiten, Bekämpfung der Sucht- 
gefahren 

1 007 1 

1 155 

0602.646 (1—9, 12) 


Erfahrungsaustausch über gemeingefährliche und über- 
tragbare Krankheiten 

55 ^ 

60 

0602.658 


Einrichtung und Unterhaltung einer medizinischen 
Dokumentationsstelle (Zuschuß) 

90 

100 

0602.657 


Zuschuß an Weltgesundheitsorganisation als Beitrag 
der Bundesrepublik Deutschland zur Ausrottung der 
Malaria 

500 

1 000 

0602.660 


Weltärztetag 1960 in Berlin (Zuschuß) 


60 

(0602.982) 


Darlehen zur Deckung des Nadiholbedarfs freier ge- 
meinnütziger Krankenanstalten 

25 000 

25 000 

A 0602.571 


Beiträge: 

Zentralkomitee zur Bekämpfung der Tuberkulose . . 

1 

105 

105 

0602.646 (10) 


Weltgesundheitsorganisation 

4 887 ' 

3 480 

0602.675 d 


Kosten der internationalen Rauschgiftkontrolle .... 

150 ; 

120 

0602.675 e 


Zur Erfüllung von Aufgaben des internationalen 
Gesundheitswesens 

36 

40 

0602.659 


Summe Ml .... 

43 279 

41 873 
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M2 

Sport und Leibesübungen 





Zentrale Maßnahmen auf dem Gebiet des Sports und 
der Leibesübungen, Spitzenfinanzierung von Turn- und 
Sportstätten 

21 800 

12 000 

0602.617, 973 


Förderung motorsportlicher und luftsportlidier Ver- 
anstaltungen 

3 

1 

3 

1212,303 


Zuschüsse an 





Nürburgring-G. in. b. H. (90 Tsd. DM) und 

Deutschen Äero-Club (150 Tsd. DM) 

240 

i 

i 250 

1202.608/1217.618 


Summe M 2 .... 

22 043 

12 253 


M3 

Jugendpflege 


1 


31 

Prüfung jugendgefährdender Schriften 





Bundesprüfstelle 

80 

81 

0631 


Mitarbeit der Bewertungsstelle der Vereinigten Leih- 
buchhändler bei der Vorprüfung von Büchern 

9 

10 

0602.310 

39 

Einzelne Maßnahmen 





Zentrale Maßnahmen auf dem Gebiet der Jugend- 
wohlfahrt im Rahmen des Bundesjugendplanes: 





a) Allgemeiner Bundesjugendplan 

60 730 

60 730 

j 


b) Ferienerholung für Kinder und Jugendliche 

4 500 

5 000 

J 2901.571 


c) Ausbildungsbeihilfen an jugendliche SBZ-Flüchtlinge 

1 5 000 

1 15 300 

1 


Durchführung des Bundesjugendplanes in Berlin 

2 900 

2 900 

2701.600 (teilw.) 


Errichtung eines Jugendgästehauses in Berlin 

281 


2701.711 


Summe M 3 .... 

83 500 

84 021 



Summe M 

148 822 

138 147 

I 


N 

Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


I 


N 1 

Ernährung und Landwirtschaft 




11 

Allgemeine Förderung der Landwirtschaft 





(Förderungszusdiüsse/Darlehen) 





Förderung der Landtechnik und des landwirtschaft- 
lichen Bauwesens 

2 802 

3 011 

1002.601 (I, 2—4) 


Förderung der landwirtschaftlichen Erzeugung 

140 i 

180 

1002.600 


Förderung des Gemüse-, Obst- und Gartenbaues 

Darunter 1960: 2 Mill. DM Grüner Plan 

270 ’ 

2 300 

1002.580 b 1 


Verbesserung von Qualität und Absatz von Obst, Ge- 
müse und Kartoffeln, Prämien für Rodungsaktionen 
(Grüner Plan) 





Darlehen 



(1002.580 a) 


Zuschüsse 


12 500 

1002.5806 2 


Förderung des Weinbaues (einschl. Grüner Plan) 

500 

4 000 

1002.607 


Förderung von Qualität und Absatz von Getreide 
und von Srhlachtgeflügel (Grüner Plan) 


21 730 

1002.629 


Förderung der Milchwirtschaft (Grüner Plan) 
a) Förderung von Qualität und Absatz 


21 000 

1002.630 a 


b) Schulmilchspeisungen 


10 000 

1002.630 b 


Kosten der Stillegung von Mühlen 

10 500 

10 500 

1002.668 


Bekämpfung der pflanzlichen und tierischen Schädlinge 

1 690 

2 250 

1002.614 
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Haushaltsplan 


Kenn- 

ziffer 

Aufgabenbereiche 

1961 

Regierungs- 

entwurf 

1960 

Fundstelle 

im 

Haushaltsplan 1961 



— 1 000 DM — 


noch: 

Nil 

Förderung des Einsatzes von Maschinen und tech- 
nischen Anlagen (Grüner Plan) 

Darlehen 

Zuschüsse 

*) • ; 

18 000 

(1002.578 a) 

1002.578 b 1 


Erprobung und Beschaffung von Maschinen und Ge- 
räten (Grüner Plan) 

*) • ; 

300 

1002.578 b 2 b 


Erstattung der für bestimmte Niederungsgebiete zu 
erlassenden Lastenausgleichsabgaben an den LAF 
(Grüner Plan) 

*) ■ 

14 000 

1002.963 


Maßnahmen zur Milderung der Ernte-, Frost- und 
Hochwasserschäden 

1 H17 

1 675 

1002.970 


Summe Nil .... 

Hinweis: 

Ausbau der Wirtschaftswege (siehe Q 26) 

*) 17719 

*) ■ 

121 446 

(65 000) 

1002.574 


Förderung agrarsoziologischer und agrarsozialer Maß- 
nahmen (siehe J 3) 

(251) 

(285) 

1002.601 (IV) 

12 

Einrichtungen zur Förderung der Landwirtschaft 

Sortenschutz, Bundesamt für — 

2 116 

2 034 

1004 


Förderung des Außenhandels für Erzeugnisse der 
Ernährung und Landwirtschaft (Außenhandelsstellen) 

4 972 

4 834 

l 

1003 

14 

Vorratshaitung 

453 106 

462 600 

1002.620 

15 

Grüner Pian 1961 

1 550 000 

(1 471 000) 

1 002.990/ yV 1002.990 

16 

Förderungsmaßnahmen für westliche Grenzgebiete 

Maßnahmen auf Grund der Verträge mit Belgien, 
Luxemburg und den Niederlanden 

5 000 

14 300 

6004.950 

17 

Gutsbezirke und Domänen (Zuschüsse) 

402 

316 

2403.602—605 

18 

Subventionen 

Preisdüsgleich für eingeführtes Getreide und Zucker . . 

500 

500 

1002.951 


Aufrechterhaltung eines angemessenen Preisstandes 
für angelieferte Milch (gedeckt aus Abgaben) 

. 4 000 

4 000 

1002.665 


Erhöhung des Auszahlungspreises für Qualitätsmildi 
(Grüner Plan) 

1 

*) . 1 

350 000 

1002.961 


Durchführung eines übergebietlichen Ausgleichs in der 
Milchwirtschaft (gedeckt aus den Abgaben des Milch- 
und Fettgesetzes) 

1 5 000 ; 

15 000 

1002.631 


Ausgleichsbeträge zur Förderung der deutschen Eier- 
wirtschaft 

65 000 

65 000 

1002.958 


Verbilligung der Handelsdüngeranwendung (Grüner 
Plan) 

*) ■ ; 

230 000 

1002.962 


Stützung der inländischen Flachs- und Hanfpreise .... 

Zinsverbilligungszuschüsse für Konsolidierung um- 
schuldungsbedürftiger, kurzfristiger Verbindlichkeiten 
(Grüner Plan) 

*) • 

3 200 

(1002.954) 

1002.956 d 


Darlehen zur Förderung agrar- und ernahrungswirt- 
schaftlicher Maßnahmen (einschl. Grüner Plan) 

*) 82 650 

1 37 700 

1002.673 a,b(ohne7),c,e 


Betriebsbeihilfen zur Verbilligung von Dieselkraftstoff 
a) nach dem Verkehrsfinanzgesetz vom 6. April 1955 

156 247 1 

118 336 

1002.679 a 1 


b) nach dem Grünen Plan 

*) . 1 

57 700 

1002.679 a 2 


Förderung des Saatgutwesens 

(Vermehrungsanbau von Saatgut) 

2 772 i 

3 080 

1002.609 


Prämien für Lieferung von stärkereichen Kartoffeln an 
Kartoffelstärkefabriken (Grüner Plan) 

i 


(1002.610) 


'■ ) Der »Grüne Plan« ist global veranschlagt und wird erst spater aufgeteilt. Ein Vergleich der Abschnitts- 
summen ist somit zunächst nicht möglich. 
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Haushaltsplan 


Kenn- 


1961 


Fundstelle 

Ziffer 

Aufgabenbereiche 

Regierungs- 

1960 

im 


entwurf 

1 

Haushaltsplan 1961 



— 1 000 DM — 


noch: 





N 18 

Einkaufsbeihilfen für landwirtschaftliche Maschinen 
an gewerblich-landwirtschaftliche Lohnunternehmen 

(Grüner Plan) 

Verbilligung der Verwertung von Magermilchpulver 

») . 

9 700 

1002.578b 2a 


und Nährkasein 



(1002.950) 


Festigung der Mehlpreise 

Erstattung der Getreidepreiserhöhung auf Grund des 


1 

(1002.966) 


Getreidepreisgesetzes 1957/58 

— 

1 

(1002.967) 


Summe N 18 . . . . 

*) 326 169 

994 216 


19 

Maschinenprüfung, Fachausbildung, Organi- 
sationen u, a. 





Ausbildungswesen 





Ausbildung von Fachkräften auf dem Gebiete der 
tropischen und subtropischen Landwirtschaft 
(Zuschuß) 

200 

100 

1002.601 (Bl) 


Berufs- und Fachausbildung auf dem Lande 
(Zuschüsse) 

*) 7 800 

■ 26 310 

1002.603 


Darunter 1960: 17,8 Mill. DM Grüner Plan 


j 



Verbrauchsberatung, Absatzförderung 





Unterrichtung der breiten Öffentlichkeit, insbeson- 
dere der Verbraucher, über allgemeine Marktfragen 
Flauswirtschaftliche Aufklärung und Beratung 

450 

500 

0902.615 


(Zuschuß) 

90 

100 

0902.608 


Verbraucherberatung, Ernährungsaufklärung, 
Absatzförderung 

900 

2 700 

1002.650 


Ausstellungen, Lehrschauen, Kongresse 

2 255 

2 506 

1002.652 (1) 


Ausfuhrwerbung 

1 525 

1 694 

1002.652 (2) 


Land- und Hauswirtschaftlicher Informationsdienst 

1 627 

1 750 

1002.601 (I, 1) 


Beiträge an internationale Organisationen 





(Weizenrat, Zuckerrat, Kommission der Ernährungs- 
industrie, Weinamt, Milchwirtschaftsverband, Ver- 
einigung für Samenkontrolle, Europ. Pflanzenschutz- 
organisation, Ernährungs- und Landwirtschafts- 
organisation der UN (FAO), Vereinigung für haus- 
wirtschaftlichen Unterricht) 

3 168 

2 868 

1002.675 (1—3, 5, 8, 9, 


Sonstiges 



11, 14, 18) 


Kosten der deutschen Verbindungsstelle zur FAO . . 

73 

70 

1001.305 


Nachrichten- und Pressedienst 

23 

25 

1001.300 


Wissenschaftliche Veröffentlichungen 

93 

95 

1001.301 


Marktberichterstattung 

191 

213 

1002.601 (B6) 


Erhebungen auf dem Gebiet der Land- und Er- 
nährungswirtschaft (Feststellungen zur Ertragslage, 
Berichterstatterdienst) 

2 945 

2810 

1002.670 


Summe N 19 . . . . 

*) 21 340 

41 741 



Summe NI 

*) 2 380 824 

1 641 487 



*) Der »Grüne Plan« ist global veranschlagt und wird erst später aufgeteilt. Ein Vergleich der Abschnitts- 
summen ist somit zunächst nicht möglich. 
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Haushaltsplan 




1961 


Fundstelle 

Kenn- 




Ziffer 

Aufgabenbereiche 

Regierungs- 

1960 

im 


entwurf 


Haushaltsplan 1961 



— 1 000 DM — 


N2 

Tierzucht 




21 

Allgemeine Förderung der Tierzucht und Tier- 
gesundheit (ohne Pferdezucht) 





Förderung der Bienenzucht 

Tierseuchenbekämpfung 

450 

500 

1002.611 


Bekämpfung der Rindertuberkulose (Zuschüsse) 

(einsdil. Grüner Plan) 

Bekämpfung der Brucellose bei Rindern und Schafen 

*) 5 600 

18 000 

1002.615 a, c 


(Grüner Plan) 

Aufrechterhaltung der Betriebsbereitschaft der 

*) • 

9 270 

1002.615 d 


Virusgewinnungsanlagen 

200 

300 

1002.615b 1 


Schutzimpfung gegen Maul- und Klauenseuche .... 

2 100 

140 

1002.615 e 


Tierseuchenberichterstattung 

18 

18 

1001.302 


Summe N 21 .... 

*) 8 368 

28 228 


22 

Pferdezucht 





Förderung der Zucht des Warmblutpferdes Trakehner 
Abstammung (Zuschüsse) 

18 

118 

1002.601 (B5) 

29 

Beiträge und Zuschüsse 





an den Deutschen Tierschutzbund 

18 

20 

1002.601 (B4) 


zum Internationalen Tierseuchenamt 

17 

17 

1002.675 (4) 


zur Europäischen Vereinigung für Tierzucht, Rom, und 
zur Internationalen tierärztlichen Föderation für Tier- 





Zucht, Paris 

5 

5 

1002.675 (10, 15) 


Summe N 2 . . . . 

*) 8 426 

28 388 


N3 

Forsten 




31 

Förderung der Forst- und Holzwirtschaft 

302 

314 

1002.601 (AIII, B9u. 10) 

37 

Staatsforsten 

Verwaltung und Betrieb 

7 894 

8 538 

2403.420, 421, 865/ 
0804.714 (10) 






Summe N 3 . . . . 

8 196 

8 852 

N4 

Jagd und Fischerei 




41 

Allgemeine Förderung der Fischerei 





Förderung der Fischerei 

Darlehen 

780 

800 

1002.585 a 


Zuschüsse 

957 

1 280 

1002.585 b 2 u. 3 

47 

Fischereischutzboote 





Betrieb der Fischereischutzboote 

1 765 

1 870 

1001.400 

48 

Subventionen 





Betriebsbeihilfen für die Fischerei zur Verbilligung von 
Dieselkraftstoff, Beihilfe zur Förderung der Wirtschaft- 
lichkeit 

3 500 

3 500 

1002.679b 


Zur Verbilligung von Kapitalmarktmitteln für die 
Hochseefischerei 

270 

300 

1002.673 b 7 


Marktstützung und Förderung des Fischabsatzes (ge- 
deckt aus Abgaben gemäß Fischgesetz vom 31. August 

5 000 

5 000 

1002.677 


1955) 

49 

Jagd- und Fischereikosten u. a. 





Ablösung der Fischereirechte an der Donau im Kachlet- 
stauraum 

— 

60 

(1203.956) 


Beiträge zum Internationalen Jagdrat, zur Internatio- 
nalen Überfischungskonvention und zur Nordwest- 

24 

24 

1002.675 (7, 12, 16) 


atlantischen Fischereikonvention 


Summe N 4 . . . . 

12 296 

12 834 



*) Der »Grüne Plan« ist global veranschlagt und wird erst später aufgeteilt. Ein Vergleich der Abschnitts- 
summen ist somit zunächst nicht möglich. 
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Haushaltsplan 


Kenn- 


1961 

I960 

Fundstelle 

Ziffer 

Aufgabenbereiche 

Regierungs- 

im 

entwurf 


Haushaltsplan 1961 



— 1 000 DM — 


N5 

Ländliches Siedlungswesen 




51 

Förderung der ländlichen Siedlung 





Darlehen 

177 700 

150 000 

1002.571 a/A 1002.571 a 


Zuschüsse 

115 000 

1 26 400 

1002.571b 


Seßhaftmachung von verheirateten Landarbeitern 
(Grüner Plan) 

*) ■ 

25 000 

1002.965 


Summe N 5 . . . . 

*) 292 700 

301 400 



Hinweis: 





Ablösung von Flüchtlingssiedlungskrediten im Rahmen 
des Arbeitsbeschaffungsprogramms 1949/50 (Darlehen 
an die Kreditanstalt für Wiederaufbau) (siehe P7) .... 

(150) 

(150) 

6002.550 

N6 

Agrarstrukturelle Maßnahmen, Flurbereinigung 




61 

Umlegung, Erschließungsprogramme 





Förderung der Umlegung 





Darlehen 

— 

— 

(1002.572 a) 


Zuschüsse 

— 

— 

{1002.572 b) 


Grüner Plan 

*) • 

1 50 000 

1002.572 b 


Durchführung eines landwirtschaftlichen Erschließungs- 
programms im Landesteil Schleswig (Nordprogramm) 





Darlehen 


- - 

(1002.579 a) 


Zuschüsse 

22 500 

25 000 

1002.579 b 


Aufstockung und Aussiedlung landwirtschaftlicher Be- 
triebe, agrarstrukturelle Maßnahmen (Grüner Plan) 





Darlehen 

*) • 

130 000 

(1002.579 a) 


Zuschüsse 

*) . 

168 500 

1002.573 b 

67 

Unternehmen 





Schleswig - Holsteinische Landgewinnungs- und Er- 
schließungs G. m.b.H, (Verwaltungskostenbeitrag an — ) 





(6002.623) 


Summe N 6 . . . . 

*) 22 500 

473 500 



Summe N 

2 724 942 

2 466 461 



Hinweis: 





Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (siehe A3) 

(13 445) ' 

(12 826) 

1001.100—299, 850 

o 

Wasser- und Kulturbau, 





Wasserversorgung 




O 1 

Allgemeine wasserwirtschaftliche Maßnahmen 





Wasserwirtschaftliche und landeskulturelle Maßnahmen 
im norddeutschen Niederungsgebiet und in Süddeutsch- 
land 

i 




Darlehen 


- 

(1002.575 a) 


Zuschüsse 

38 000 

45 150 

1002.575 b 1 


Grüner Plan 

*) . 

53 000 

1002.575 b 2 


Förderung besonderer Vorhaben auf dem Gebiet der 
Wasserwirtschaft und Landeskultur im Küstengebiet 
(Zuschüsse) 

1 

30 000 

29 000 

1002.619 


Finanzhilfe für wasserwirtschaftliche Großbauten in 
Rheinland-Pfalz 

1 500 

1 500 

6002.574 

02 

Summe Ol .... 

*) 69 500 

128 650 


Erschließung des Emslandes 





Darlehen 

1 000 

1 000 

1002.570 a 


Zuschüsse 

31 500 ä 

35 000 

1002.570 b 


Summe 0 2 

32 500 

36 000 


06 

Talsperren 

. — j 




*) Der »Grüne Plan« ist global veranschlagt und wird erst später aufgeteilt. Ein Vergleich der Abschnitts- 
summen ist somit zunächst nicht möglich. 


5 * 
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Haushaltsplan 


Kenn- 

ziffer 

Aufgabenbereiche 

1961 

Regierungs- 

entwurf 

1960 

Fundstelle 

im Flaushaltsplan 1960 



— 1 000 DM — 


07 

71 

Wasserversorgung 

Ländliche Wasserversorgung, Kanalisation, Ab- 
wässerbeseiligung und -Verwertung (Grüner Plan) 
Darlehen 

Zuschüsse 

i 

*) • 

30 000 

(1002.576 a) 

1002.576 b 

77 

Unternehmen 

Wasserwerk Klötzin (Zuschuß) 



(2403.500) 


Summe 0 7.... 

*) - ^ 

30 000 


08 

Küstenschutz, Dünenwesen 

Grundinstandsetzung der Dünenschutzwerke auf Borkum 
Instandsetzung der Inselschutzwerke auf Wangerooge 

414 

585 

400 

200 

A 1203.763 

A 1203.762 


Summe 0 8 ,.... 

999 

600 


09 

Sonstige Aufgaben 

Beitrag zur internationalen Kommission für Be- und 

Entwässerung 

Aufklärungsschriften zur Bekämpfung der Ölver- 
schmutzung der deutschen Küste 

Förderung von Untersuchungen zur Rcinerhaltung der 
Gewässer und zur Sicherung der Trinkwasserversorgung 
Zuschüsse für Berichtswesen und Erfahrungsaustausch 

auf dem Gebiete der Wasserwirtschaft 

Kosten des Informationswesens 

Förderung der Ausbildung von Fachkräften 

Beiträge an Vereine und Gesellschaften 

Zuschuß zum Internationalen Wasserkongreß in Berlin 

2 

2 

850 

50 

300 

30 

35 

100 

2 

2 

650 

50 

1002.675 (13) 

1202.300 e 

3103.650 

3103.655 

3103.301 

3103.651 

3103.675 

3103.960 


Summe 0 9.... 

1 369 

704 



Summe O 

*) 104 368 

195 954 

1 


P 

Wirtschaft 


1 


PI 

Allgemeine Förderung 


i 


12 

Notstands- und Grenzgebiete, wirtschaftliche Hilfs- 
maßnahmen im Inland 

Regionale Hilfsmaßnahmen zur Steigerung der Wirt- 
schaftskraft 

Darlehen 

Zuschüsse 

73 800 

45 000 

87 000 

45 000 

6002.571a 

6002.571b 


Zuschuß für die Übergangshilfe zur Förderung des Ab- 
Satzes saarländischer Erzeugnisse 

10 000 

; 18 000 

6002.601 

16 

Wirtschaftliche Hilfsmaßnahmen im Ausland 





Förderung von entwicklungsfähigen Ländern 

Förderung der jugoslawischen Wirtschaft 

Beitrag zum Entwicklungsfonds für die überseeischen 
Länder 

Darlehen an die Türkei 

Beteiligung am Grundkapital der Internationalen Ent- 
Wicklungsorganisation (IDA) 

63 260 

64 000 

42818 

59 000 

! 40 000 

1 

i 

151 200 

i 

1 

1 

0502.669 

(3209.530) 

A 6006.622 

(A 6002.530) 

A 6004.893 


*) Der »Grüne Plan« ist global veranschlagt und wird erst später aufgeteilt. Ein Vergleich der Abschnitts- 
summen ist somit zunächst nicht möglich. 


68 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode Drucksache 2050 




Haushaltsplan 


Kenn- 


1961 

i 

Fundstelle 

Ziffer 

Aufgabenbereiche 

Regierungs- 

; I960 

im 


ent Wurf 

1 

Haushaltsplan 1961 



— 1 000 DM — 


19 

Europäische Zusammenarbeit, Wirtsdiaftsrat u. a. 





Maßnahmen im Rahmen der amerikanischen Wirt- 
schaftshilfe und der europäischen Zusammenarbeit 
(Veröffentlichungen, Erfahrungsaustausch, Einfuhrkon- 
trolle) 

625 

699 

0901.306—308 


Erhaltung des deutschen Auslandsvermögens 

270 

300 

0501,964 


Für Informationen über ausländische Wirtschaftsgesetze 
Beitrag zum Verwaltungshaushalt der europäischen 

90 

80 

0901.301 


Wirtsdiaftsgemeinschaft 

26 000 

25 791 

6006.620 


Beitrag für den Europäischen Wirtschaftsrat (OEEC) 

5 540 

4 110 

6006.625 


Beitrag an die Europäische Wirtschaftskommission (ECE) 
Veröffentlichungsverpflichtungen im Rahmen der ameri- 

520 

535 

0502.611 


kanischen Wirtschaftshilfe 

200 

150 

2402.300 


Kosten des deutschen Mitgliedes des Direktoriums des 
Europäischen Währungs-Abkommens 

47 

50 

0901.309 


Anteilige Kosten am deutsch-französischen »Paritäti- 
schen Währunqsausschuß« 



15 

(0901.310) 


Summe P 19 . . . . 

33 292 

31 730 



Summe PI 

332 170 

431 930 


P2 

Bergbau 




21 

Aufschlußarbeiten, Uranabbau u. a. 





Untersuchungs- und Aufschlußarbeiten im Eisenerz- 
bergbau (Zuschuß) 

800 

1 200 

0902.611 


Förderung des Abbaues und der Aufbereitung von 
Uranvorkommen (siehe auch J 34) 

1 800 

3 000 

3102.611 

27 

Unternehmen 





Finanzierung der Saarbergwerke Aktiengesellschaft 
in Saarbrücken 

25 900 

37 000 

A 2402.891 


Übernahme von Darlehensforderungen der Französischen 
Republik gegenüber der Saarbergwerke Aktiengesell- 
schaft Saarbrücken 



(A 2402.980) 


Jahresleistung an die Versuchsqrube Tremonia 

640 

600 

0902.600 

28 

Subventionen 





Frachthilfe für die Beförderung von Steinkohlen 

104 000 

— 

6002.957 

29 

Einzelne Förderungsmaßnahmen 





Darlehen an das Saarland zum Erwerb einer Beteili- 





gung an den Saarbergwerken und für Investitionen der 
Saarbergwerke 



(A 6002.530) 


Zeitschrift für Bergrecht und Bergwesen (Kostenzuschuß) 

14 

15 

0901.302 


Summe P 2 .... 

133 154 

41 815 


P3 

Elektrizitätsversorgung 





Verstärkung der elektrischen Stromversorgung und 
Durchführung der Restelektrifizierung (Grüner Plan) 





Darlehen 


- - 

(1002.577 a) 


Zuschüsse 


5 000 

1002.577 b 


Summe P 3 .... 

*) 

5 000 


P4 

Gasversorgung 

— 

- - 


P5 

Atomkraft 





Förderung und Beteiligung an der Errichtung von Kern- 
reaktoren und Beteiligung an den Betriebskosten 

Beitrag zum Verwaltungshaushalt der Europäischen 

36 900 1 

28 700 

3102.640/A 891 


Atomgemeinschaft 

12 000 ; 

1 1 584 

6006.623 


Einrichtungen der Strahlenschutzaufsicht (Zuschuß) .... 

— 

1 000 

(3102.956) 


Versuchsanstalt für Strahlenforschung 

3 413 

2 450 

3102.631, 632, 710, 870 


Entwicklung der Atomtechnik 

8 000 

8 000 

3102.610 


*) Der »Grüne Plan« ist global veranschlagt und wird erst später aufgeteilt. Ein Vergleich der Abschnitts- 
summen ist somit zunächst nicht möglich. 
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Haushaltsplan 


Kenn- 


; 1961 


Fundstelle 

Ziffer 

Aufgabenbereiche 

1 Regierungs- 

1960 

im 


entwurf 


Haushaltsplan 1961 



— 1 000 DM — 


nodi: 

P5 

Beiträge an deutsche Vereine und zur intern. Atom- 
energieorganisation 

1 537 

1 467 

3102.675, 677 


Anteil an den Betriebskosten sowie Zuschüsse und Be- 
teiligungen an der Gesellschaft für Atomforschung mbH 
in Karlsruhe (Karlsruhe II) 

27 550 

28 500 

3102.641, 896 


Förderung von Versuchsanlagen für Atomtechnik .... 
Kapitalanteil der Bundesrepublik an der Eurochemic 

900 

- . 

(3102.893) 


(Einzahlung) 

3 150 

— 

A 6006.892 


Summe P 5 . . . . 

93 450 

81 700 


P6 

Gewerbe und Handel 




62 

Einrichtungen zur Gewerbeförderung 





Patentwesen (Deutsches Patentamt) 

29 956 

31 414 

0705 


Physikalisch-technische Prüfungen (Bundesanstalt) .... 
Durchführung von Rechtsvorschriften für die gewerb- 

18 702 

16381 

0903 


liehe Wirtschaft (Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft) 

5 991 

5 642 

0905 


Außenhandelsinformation (Bundesstelle für — ) 

2 995 

2 860 

0906 


Materialprüfung (Bundesanstalt für — ) 

12 160 

9 142 

0907 


Kartellwesen (Kartellamt) 

3 112 1 

3 081 

0908 


Summe P 62 .... 

72 916 

68 520 


63 

Handwerk und Kleingewerbe 





Getränkeschankanlagen (Prüfstelle für — ) 

25 

27 

0902.306 


Förderung des Handwerks 

5 200 

6 000 

0902.601 

64 

Handel, Export und einzelne Gewerbezweige 





Förderung des Handels, Hotel- und Gaststättengewerbes 

1 800 

2 000 

0902.610 


Förderung des Exports 

2 250 

2 000 

0902.606 


Prüfung der Kostenlage im Speditions- und Lagerei- 
gewerbe 

10 

20 

1202.600 B 


Berufliches Förderungsprogramm (Zuschüsse und Dar- 
lehen) für die unselbständige Mittelschicht 

5 000 

5 000 , 

1 

1102.570 

67 

Unternehmen 





Bundesdruckerei (Zuweisung zur Kapitalausstattung 
aus dem Gewinn) 

1 026 

5 558 

1303.901 


Kapitalausstattung des Heizwerkes Mürwik 

97 

150 

2403.901 

68 

Subventionen 





Betriebsbeihilfen für versteuertes Gasöl an gewerbliche 
und sonstige Betriebe der Wirtschaft 

21 252 

12 800 

0902.679 


Zinsverbilligung bei der Umschuldung von Krediten 
von Kriegssachgeschädigten-Betrieben 

200 

100 

0902.957 


Zinsverbilligung bei der Umschuldung von Krediten 
von Flüchtlingsbetrieben 

1 100 


0902.954 

69 

Rationalisierung, Messen, Beiträge u. a. 





Zuwendung für die Errichtung von Windkanälen und 
Triebwerkprüfständen für Zwecke der Luftfahrtindustrie 

8 100 

1 9 000 

1217.617b 


Teilnahmekosten an der Internationalen Zollkonferenz 

Messen 

253 

! 100 

0901.952 


Förderung des deutschen Messewesens 

Beteiligung an ausländischen Messen (Kosten- 

162 

j 

180 

10 000 

0902.603 

0902.602 


beitrag) 

9 000 1 


Einrichtung von Informationsständen bei in- und 
ausländischen Messen und Ausstellungen 

140 

240 : 

3102.301 (2) 


Beiträge an 





West-Ost-Handelssekretariat 

5 

5 

0502.679 


Internationale Organisationen 

413 

407 

0902.675 


Beschaffung wirtschaftlichen Materials zu Außen- 
handelszwecken 

270 

300 

0502.300 


Betriebsprüfungen im Aufträge Dritter (Ausgaben 
für — ) 

25 

50 

0901.300 


Berufungskammer in Börsengerichtssachen 

2 

2 

0901.303 
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Haushaltsplan 




1961 

Regierungs- 


Fundstelle 

Kenn- 

ziffer 

Aufgabenbereiche 

1960 

im 


entwurf 


Haushaltsplan 1961 



— 1 000 DM — 


noch: 





P6 

Zuschuß zum X. Internationalen Berufs- und Leistungs- 
wettbewerb 

200 


0902.960 


Beteiligung an den Kosten der Internationalen Arbeits- 
ausstellung 

400 

! 

i — 

1102.951 


Summe P 69 ... 

18 970 

20 284 



Summe P 6 .... 

129 846 

122 459 


P7 

Bank- und Kreditwesen 




72 

Einrichtungen für das Bank- und Kreditwesen 





Bundesaufsicbtsamt für das Kreditwesen 

1 082 

- 

0910 

75 

Wertpapierbereinigung 





Wertpapierbereinigung (Bundesamt für — ) 

1 096 

1 453 

0807 100 299 300 303 


Bereinigungsverfahren, Börseneinführungskosten und 
Kommissionssteuern für Auslandsbonds, Kosten für 

306 




Maßnahmen zur Einsparung von Wertpapierbereini- 
gung, Entschädigungen für Auskünfte und Beschaffung 
von Beweisunterlagen bei der Aufklärung verdächtiger 
Anmeldungen 

140 

180 

3203.302 

77 

Unternehmen 





Quotenerhöhung des Internationalen Währungsfonds. . 

— 

— 

(A 6004.894) 


Zahlungen an die Weltbank 

32 760 

32 760 

A 6004.892 


Bezüge des stellvertretenden Direktors der Weltbank 

66 

66 

0901.305 


Kapitalanteil der Bundesrepublik bei der Europäischen 
Investitionsbank (Einzahlung auf den — ) 


63 000 

(A 6006.890) 


Aufstockung des Grundkapitals der Deutschen Landes- 
rentenbank 

4 000 


A 6002.890 

79 

Sonstige Maßnahmen 





Darlehen an die Kreditanstalt für Wiederaufbau zur 
Ablösung von Flüchtlingssiedlungskrediten im Rahmen 

des Arbeitsbeschaffungsprogramms 1949/50 

Bearbeitungsgebühr an die Kreditanstalt für Wiederauf- 

150 

150 

6002.550 


bau für die Mitwirkung beim Ankauf usw. der Anteile 
der Hugo Stinnes Corporation 

51 

51 

6002.304 


Deutsch-Schweizerische Vertrauensstelle für Goldhypo- 
theken (Kostenanteil des Bundes) 

14 i 

17 

0901.304 


Sicherung der Spareinlagen im Saarland 

— 

--- 

(A 6002.951) 


Summe P 7 

39 359 : 

97 677 


P8 

Münzwesen 




87 

Prägekosten, Materialbeschaffungskosten, Unterhal- 
tung des Münzumlaufs, Bekämpfung der Falsch- 
münzerei 

i 

i 

15 000 

12 500 

6002.396 


Summe P 

742 979 

793 082 



Hinweis: 





Bundesministerhim für Wirtschaft (siehe A3) 

{28 858) 

(28 386) 

(0901.100—299, 712, 850, 
870, 880 

Q 

Verkehr 




Ql 

Allgemeine Verkehrsmaßnahmen 




11 

Sicherung des Güterverkehrs mit Berlin 

40 000 

35 000 

2701.604 

19 

Verkehrsrat, Selbstkostenausschuß 





Leistungs- und Kostenermittlung sowie Verkehrs- und 
tarifpolitische Untersuchungen 

290 

280 

1202.600 A 


Förderung allgemein wirtschaftlicher Zwecke auf allen 
Fachgebieten der Verkehrsverwaltung 

416 

485 

1202.600 (teilw.) 


Summe Ql .... 

40 706 

35 765 
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Haushaltsplan 


Kenn- 

ziffer 

Aufgabenbereiche 

1961 

Regierungs- 

entwurf 

1960 

Fundstelle 

im 

Haushaltsplan 1961 



— 1 000 DM — 


Q2 

22 

Straßenverkehr 

Besondere Einrichtungen 

Kraftfahrt-Bundesamt 

14 006 

10 996 

1212 (ohne 303) 


Bundesanstalt für Straßenbau 

1 758 

904 

1211, 1210.310 (1900) 

23 

Bundesautobahnenr Bundesstraßen 

Bundesautobahnen 

Unterhaltung, einfacher Um- und Ausbau der 
Bundesautobahnen 

51 273 

49 910 

1210.310 (1200—1219) 


Um-, Aus- und Neubau von Bundesautobahnen .... 

827 240 

727 377 

1210.310 (1220—1263) 


Um-, Aus- und Neubau von Hochbauten an Bundes- 
autobahnen 

1 175 

1 990 

1210.310 (1271) 


Grunderwerb, Ersatzwohnraumbeschaffung und Ab- 
wicklung 

3 400 

3 400 

1210.310 (1284—1287) 


Bundesstraßen 

Unterhaltung, einfacher Um- und Ausbau der 
Bundesstraßen 

180 118 

179 063 

1210.310 (1000—1019) 


Um-, Aus- und Neubau von Bundesstraßen 

498 438 

432 268 

1210.310 (1020—1029, 


Um-, Aus- und Neubau von Hochbauten an Bundes- 
straßen 

1 250 

1 250 

1060—1069) 

1210.310 (1070—1079) 


Ausbau von Ortsdurchfahrten in Gemeinden bis 

9 000 Einwohnern 

9 857 

11 305 

1210.310 (1030—1039) 


Zuschüsse an Gemeinden von mehr als 9000 Ein- 
wohnern zum Um- und Ausbau von Ortsdurch- 
fahrten im Zuge von Bundesstraßen 



(1210.310 [1071]) 


Grunderwerb und Ersatzwohnraumbeschaffung 

17 850 

14 450 

1210.310 (1080—1089) 


Höhengleiche Bahnübergänge (Beseitigung, Ände- 
rung) 

26 000 

24 600 

1210.310 (1040—1049) 


Bau von Umgehungsstraßen 

154 573 

159 693 

1210.310 (1060) 


Kosten durch Aufstufung von Landstraßen 

I. Ordnung 

140 000 

120 000 

1210.310 (1091) 


Zuschüsse an fremde Baulastträger (Autobahnzubringer, 
Ortsdurchfahrten, Brücken) 

168 300 

159 900 

1210.310 (1500—1529) 


Kosten für neue Kredite 

Beteiligung an den Kosten für Planung und Bauaufsicht 

9 310 

37 066 

31 634 

1210.310 (1800—1809) 
1210.310 (1600—1609) 

24/25 

26 

Summe Q 23 .... 

Landstraßen I. und II. Ordnung 

Sonstige Straßen, Brücken 

Wiederaufbau oder Ersatz von Brücken 

2 125 850 

i 

4 450 

1 916 840 

5 700 

A 1203.780 (1) 


Anteil des Bundes für Straßenbaumaßnahmen im Saar- 
land 

Unterhaltung, Um- und Ausbau der Roßfeldstraße bei 
Berchtesgaden 

! 

1 

i 

560 

560 

(1210.310 [109]) 

1210.310 (1100—1109) 


Beteiligung am Ausbau der Ederseerandstraße zwischen 
Niederwerbe und Caf6 Seeblick 

180 

30 

1203.779 


Umbau der Brücke Nr. 308 im Zuge der Bundesstraße 

B 65 über das Oberhaupt der Schleuse Anderten 

30 

100 

1203.776 


Beiträge zu den Kosten der Wiederherstellung kriegs- 
zerstörter Brücken fremder Baulastträger mit Bundes- 
Verkehrsinteressen 

880 

600 

A 1203.964 


Ausbau der Wirtschaftswege (Grüner Plan) 

Darlehen • • • 

Zuschüsse 

i 

*) 

65 000 

(1002.574 a) 

1002.574 b 


Entschädigungen oder Darlehen an die Gemeinden aus 
Anlaß der Übernahme der Baulast für ehemalige Privat- 
Straßen des Bundes 

1 

2 000 

2 000 

2403.601 


Summe Q 26 . . . . 

i*) 8 100 ! 

73 990 



*) Der »Grüne Plan« ist global veranschlagt und wird erst später aufgeteilt. Ein Vergleich der Abschnitts- 
summen ist somit zunächst nicht möglich. 
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Haushaltsplan 


Kenn- 

Aufgabenbereiche 

1961 


Fundstelle 

Ziffer 

Regicrungs- 

1960 

im 


entwurf 


Haushaltsplan 1961 



— 1 000 DM — 


28 

Subventionen 





Betriebsbeiliilfe für den Werkfernverkehr 

1 000 


1202 '679 c 

29 

Einzelne Maßnahmen 





Internationaler Verband der Straßenkongresse 

5 

3 

1202.675 (5) 


Verkehrswirtschaftliche Untersuchungen 

4 000 

3 800 

1210.310 (1700—1709) 


Veröffentlichungen, Beschaffung technischen und wissen- 
schaftlichen Materials auf dem Gebiet des Straßen- 





Wesens 

80 

65 

1210.310 (1410) 






Summe Q 29 . . . . 

4 085 

3 868 



Summe Q 2 . . . . 

2 154 799 

2 006 598 


Q3 

Schienenverkehr 




37 

Bundesbahn, nicht bundeseigene Eisenbahnen 





Finanzhilfe für die Deutsche Bundesbahn 


350 000 

(1202.513) 


Anpassungshilfe an die Deutsche Bundesbahn für die 
Rationalisierung im Personenzugverkehr 

1 50 000 


1202.516 


Anlagenfinanzierung, Beschaffung von rollendem Ma- 
terial nach Abschn. V des Verkehrsfinanzgesetzes .... 

145 000 

1 45 000 

1202.510 


Liquiditätshilfe 



(1202.531) 


Darlehen zu Investitionen 



(A 1202.536) 


Ausgleich zur Deckung von Verpflichtungen gegenüber 
der Deutschen Bundesbank 

34 000 

34 000 

1202.512b 


Ausgleich von betriebsfremden Versorgungslasten .... 

280 000 

280 000 

1202.512a 


Beitrag zu den weiteren Versorgungslasten der Bundes- 
bahn 

175 000 


1202.513 


Zuschuß und Darlehen an die Deutsche Bundesbahn für 
den Wiederaufbau 





a) der Eisenbahnbrücke Kehl-Straßbiirg und für die 





Höherlegung des Bahnhofs Kehl 

4 000 

4 000 

1202.514 


b) der Eisenbahnbrücke Neuburg-Chalampe 

430 

1 601 

1202.515 


Verbesserung der Eisenbahnsicherungsanlage an der 
Grünenthaler Hochbrücke 

136 


1203.726 


Vorortbahn Wilhelmshaven (Zuschuß) 

950 

j 1 159 

2403.501 


Darlehen an nicht bundeseigene Eisenbahnen zur Ver- 
besserung von Verkehrsanlagen, Beschaffung von Material 

10 000 

! 

i 10 000 

1202.533 


Summe Q 37 . . . . 

799 516 

825 760 


38 

Subventionen 


1 



Betriebsbeihilfen für Verkehrsbetriebe zur Verbilli- 
gung von Gasöl zum Betrieb schienengebundener Fahr- 
zeuge 

35 400 

18 500 

1202.679 b 

39 

Einzelne Fördeningsmaßnahmen 





Beitrag an das Zentralamt für den internationalen 
Eisenbahnverkehr 

90 

91 

1202.675 (3, 4) 


Summe Q 3 .... 

835 006 

844 351 


Q4 

Schiffahrt 




41 

Wasserstraßenverwaltung 

72 770 

64 739 

1203.100—299, 850, 960 

42 

Besondere Einrichtungen 





Schiffsvermessung (Bundesamt für — ) 

527 

509 

1208 


Sicherung der Schiffahrtswege (Deutsches Hydro- 
graphisches Institut) 

10 326 

9 623 

1209/1202.675 (10) 
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Haushaltsplan 


Kenn- 

ziffer 

Aufgab enbereiche 

1961 

Regierungs- 

entwurf 

1960 

Fundstelle 

im 

Haushaltsplan 1961 



— 1 000 DM — 


noch: 

Q42 

Wasserbau 

Bundesanstalt für — 

1 297 

i 1 375 

1206 


Gewässerkunde 

Bundesanstalt für — 

842 

969 

1207 

43 

Summe Q 42 . . . . 

Wasser- und Schiffbau 

Versuchsanstalt für Wasser- und Schiffbau (Zuschuß) 

12 992 

125 

12 476 

125 

1202.600 F 


Darlehen zum Bau und Erwerb von Fahrgastschiffen . . 

-- 


(1202.534) 

44 

Unterhaltung, Betrieb, Ausbau der Bundes- 
wasserstraßen 

Unterhaltung und Betrieb 

Binnenwasserstraßen 

58 970 

57 300 

1203.300 


Seewasserstraßen 

60 700 

58 000 

1203.301 


Westberliner Wasserstraßen (Zuschuß an das Land 
Berlin) 

2 100 

2 344 

1203.600 


Stromregulierung, Instandhaltung und Ausbau der 
Strombau- und Uferschutzwerke, Beseitigung von 
Stauschäden 

39 309 

35 390 

1203.720, 728—731, 


Betrieb und Unterhaltung der Lotseneinrichtungen .... 

5 200 

5 200 

760—774, 778, 783, 
810—825, 952, 

957/A 1203.721—723, 

727, 734, 736—751, 761, 
764, 791—793, 951 
1203.306 a 


Unterhaltung und Betrieb des Saarschiffsschleppdienstes 

175 

— 

1203.309 


Beschaffung von Fahrzeugen und Geräten für Neckar 
und Mosel 

1 100 

— 

1203.856, 857 


Nordostseekanal 

Anpassung an den gestiegenen Schiffsverkehr, 
Wiederherstellung der planmäßigen Wassertiefe, 
Ergänzungen, Tunnelbau, Verstärkung der Leit- 
werke, Sicherung der Kaimauer im Binnenhafen 
Kiel-Holtenau 

7 954 

7 280 

1203.710—717/ 


Sonstige Kanäle 

Ausbau und Sicherungsarbeiten, Bau eines Pump- 
werkes, Schleusenbeleuchtung, Beseitigung von 
Bergschäden 

34 892 

34 800 

A 1203.713—714 

1203.775, 797—801/ 


Maßnahmen und Aufwendungen zur Erfüllung des Ver- 
trages zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Französischen Republik über den Ausbau des Ober- 
rheins zwischen Basel und Straßburg 

3 430 

1 

3 500 

A 1203.718, 719, 749, 

750, 773, 790, 794—796 

A 1203.813 


Bau eines Schutzhafens in Regensburg, Teilbetrag .... 

500 

1 100 

A 1203.955 


Bau- und Finanzierungskosten einer Staustufe bei 
Geesthacht 

4 550 

3 500 

A 1203.733 


Außergewöhnliche Fahrwasserbaggerungen in der Unter- 
elbe 

8 305 

8 700 

A 1203.735 


Ablösung von Unterhaltungslasten im Bereich der 
Staustufe Petershagen einschließlich restlicher Vcll- 
endungsarbeiten 

180 

200 

1203.777 


Umlegungsverfahren an Kanälen 

100 

200 

1203.798 


Beseitigung von Hochwasserschäden 

I 000 

1 250 

1203.781 


Räumung der Wasserläufe 

1 570 

1 800 

1203.963 


Betriebsanlagen der Wasserstraßen 

2 250 

1 570 

1203.871, A 1203.780 (2) 


Schiffahrtssicherung (UKW-Fernsprechgeräte, . Radar- 
anlagen u. a., Richtfeuerpaare) 

2 554 

1 570 

1203.873, 965 


Eisbrechdienst, Abwendung von Eis- und Hochwasser- 
gefahr 

350 

410 

1203.304 


Ersatz schwimmender Geräte 

3 200 

3 365 

1203.305, 859 


Ersatz für den abgängigen Leuchtturm »Rotersand« . . 

2 650 

2 800 

1203.748 


Neubau von zwei Leuchttürmen 

50 

200 

1203.725 


Verlegung des Bauhofes Lauenburg 

350 

400 

1203.732 


Schiffsbauten 

(Eisbrecher, Motorschlepper, Tonnenleger u. a.) .... 

3 938 

10 409 

1203.854, 855, 858, 863, 


Summe Q 44 .... 

245 377 

241 468 

864, 867 
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Kenn- 
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im 

entwurf 


Haushaltsplan 1961 



— 1 000 DM — 


47 

Unternehmen 





Lübecker Hafengesellsdiaft mbH. (Betriebszusdiuß) . , . 
Beteiligung an Bauvorhaben (Darlehen) 

500 

584 

1202,603 


Mittelweser-AG 

8 320 

8 500 

A 1203.772 


Rhein-Main-Donau-AG 

8 600 

8 800 

A 1203.820 


Neckar-AG 

9 000 

9 000 

A 1203.950 


Erhöhung des Eigenkapitals der Rhein-Main- 
Donau-AG 

2 400 

2 400 

A 1203.891 


Verstärkung der Eigenmittel der Rhein-Main-Donau-AG 

2 500 

— 

A 1203.890 


Anteil am Stammkapital der Internationalen Mosel- 
GmbH 

13 000 

19 800 

A 1203.814 


Summe Q 47 . . . . 

44 320 

49 084 


48 

Subventionen 





Betriebsbeihilfen für die Hochsee-, Küsten- und 
Binnenschiffahrt zur Verbilligung von Dieselkraftstoff 

38 900 

37 800 

1202.679 a 


Zinszuschüsse für private Darlehen zum Wiederaufbau 
der deutschen Handelsflotte 

8 000 

9 800 

1202.950 

49 

Einzelne Maßnahmen 





Freie Lotsen (Persönliche Ausgaben) 

14 400 

14 400 

1203.306 b 


Erprobung technischer Einrichtungen 

250 

170 

1202.600 E 


Betrieb eines internationalen Eiswachdienstes im Nord- 
atlantik (Beitrag) 

150 

108 

1202.675 (8) 


Kosten für Ausführung des Seeunfall- und Unter- 
suchungsgesetzes 

50 

50 

1202.304 


Zuschuß zu den Kosten eines Versuchs der Stationie- 





rung eines Fahrzeuges für den Wetter- und Rettungs- 
dienst in der mittleren Nordsee 

24 

27 

1202.605 


Seemannskartei, Durchführung der Schiffssicherheits- 
vorschriften (Beitrag an die Seeberufsgenossenschaft) 

1 

556 1 

556 

1202.606 


Maßnahmen zur Berufsausbildung der Seeleute 

Zuschuß an den Schiffsbautechnischen Ausschuß beim 

625 

805 

1202.604 


Zentralverein für die deutsche Binnenschiffahrt 

6 1 

6 

1202.600 C 


Verkehrswerbung Nordostseekanal 

Beiträge an 

25 

28 

1202.300 d 


Zentralverein für die deutsche Binnenschiffahrt 
(200 DM) 

0 

0 

1202.676 (1) 


Zentralkommission für die Rheinschiffahrt 

71 

60 

1202.675(1,2) 


Internationalen ständigen Verband der Schiffahrts- 
kongresse 

10 

10 

1202.675(6) 


Internationalen Verband für das Seezeichenwesen . . 

3 

3 

1202.675 (7) 


Veröffentlichungen und Entscheidungen des Bundes- 
oberseeamtes und der Seeämter 

3 

4 

1202.300 c 


Beihilfen für die Errichtung und Unterhaltung deutscher 
Seemannsheime im Ausland 

270 

200 

0502.313 


Zwischenstaatliche beratende Seeschiffahrtsorganisation 

(IMCO) 

Kosten des Frachtprüfungsausschusses für das Rhein- 

50 

54 

1202.675 (12) 


stromgebiet 

Kosten des funkärztlichen Beratungsdienstes für die 

120 

120 

1203.321 


Seeschiffahrt 

5 

— 

1202.306 


Ausbildungsstätten für Nachwuchsschulung, Lehrkurse 

27 

30 

1203.302 


Erstattung von Befahrungsabgaben an Dritte 

200 

200 

1203.320 


Aufstellung eines Entwurfs für den Bau einer Staustufe 
im Mainbecken 76,0 (Kleinostheim) 

300 

400 

A 1203.821 


Abwicklung der Planfeststellungsverfahren für die 
durchgeführten Ausbauten der Unterweser 

620 j 

1 

780 

1203.740, 741 


75 



Drucksache 2050 Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 




Haushaltsplan 




1961 
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Kenn- 




Ziffer 

Aufgabenbereiche 

Regierungs- I 

1960 

im 


entwurf 


Haushaltsplan 1961 



— 1 000 DM — 


noch : 


1 

j 

1 



Q 49 

Überarbeitung von Wasserstraßenplänen 

Vermessungsarbeiten, Anfertigung von Bestandszeich- 

18 ! 

20 

1203.961 


nungen, Brückenbüchern und Bauunterlagen 

180 

200 

1203.962 


Ersatzleistungen infolge von Schiffsunfällen 

Kosten der Besichtigungen und Beschickung von Aus- 

200 I 

200 

1203.303 


Stellungen 

18 

18 

1203.307 


Sunune Q 49 . . . . 

18 181 ; 

18 449 



Summe Q 4 

440 665 

433 941 


Q5 

Luftfahrt 




52 

Besondere Einrichtungen 





Flugsicherung (Bundesanstalt für — ) 

43 566 : 

39 022 

1215 


Zulassungs- und Prüfungswesen (Luftfahrtbundesamt) 

935 

910 

1216 

57 

Lufthansa, Flughäfen 





Deutsche Lufthansa AG 





Beteiligung am Grundkapital 

20 779 1 

30 447 

A 1217.892, 893 


Betriebszuschüsse 

47 000 ! 

39 000 

1217.571 a 


Darlehen 

; 

— 

(1202.627) 


Flughafengesellsdiaften 





Betriebszuschüsse 

370 

570 

1217.570c 


Investitionszuschüsse 

10 950 ! 

10 688 

1217.570 b 


Darlehen 

3 678 1 

4 789 

1217.570a 


Summe 57 ... . 

82 777 1 

85 494 


59 

Funkortung, Ausbildung, Beiträge 





Institut du Transport Aerien, Paris (Beitrag) 

2 j 

■ .. 

1202.675 (13) 


Ausschuß für Funkortung 

43 j 

48 

1217.628 


Atlantischer Flugsicherungsdienst (Beitrag) 

1 840 

1 526 

1217.619 (2) 


Verkehrsfliegerschule (Zuschuß) 

1 100 

3 800 

1217,571 b 


Arbeitsgemeinschaft deutscher Flughäfen (Zuschuß) . . 

32 [ 

35 

1217.607 a 


Internationale Civil Aviation-Organisation (Beitrag) . . 

1 031 1 

1 082 

1217.619 (1) 


Summe Q 59 .... 

; 4 048 

6 491 



Summe Q 5 .... 

131 326 

i 131917 


Q6 

Post- und Fernmeldewesen 





Übernahme der Kosten sowie der Zinsen und der Til- 
gung für eine 200-Millionen-DM-Anleihe zur Verbesse- 
rung der Kapitalstruktur der Deutschen Bundespost. . . . 

14 000 

14 000 

3205.689 

Q7 

Fremdenverkehr 





Förderung des Reiseverkehrs 

5 270 

3 500 

1202.601 

Q8 

Wetterdienst 





Deutscher Wetterdienst 

32 471 

; 30 585 

1214/1202.675 (11) 


darunter Minderausgaben, erstattet aus dem Ver- 
teidigungshaushalt (14 02, 222) 

- 582 

■ — 357 



Summe Q 8 . . . . 

31 889 

30 228 


Q9 

Sonstige Aufgaben 





Arbeitsgemeinschaft Leichtbau der Verkehrsflugzeuge 

2 

1 ^ 

1202.676 (12) 


Fachwissenschaftliche Beiträge zur internationalen 
technischen Organisation und für sonstige technische 
Veranstaltungen 

5 

i 

6 

1202.300b, 675 (9) 


Veröffentlichungen auf allen Gebieten der Verkehrs- 
verwaltung 

10 

12 

1202.300 a 


Summe Q 9 . . . . 

17 

1 20 



Summe Q 

*)3 653 678 

1 3 502 120 

i 

1 



'g Der »Grüne Plan« ist global veransdilagt und wird erst später aufgeteilt. Ein Vergleich der Abschnitts- 
summen ist somit zunächst nicht möglich. 
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Haushaltsplan 


Kenn- 

Aufgabenbereiche 

1961 


Fundstelle 

Ziffer 

Regierungs- 

1960 

im 


entwurf 


Haushaltsplan 1961 



— 1 000 DM — 


nocb: 





Q 9 

Hinweis: 





Bundesministerium für Verkehr (siehe A3) 

Bundesministerium für Post- und Fernmeldewesen, 

(18 593) 

(18 594) 

1201/1202.955 


Bezüge des Ministers (siehe A3) 

(78) 

1 (74) 

1301 

R 

Bau- und Wohnungswesen 




R 1 

Allgemeine Maßnahmen des Bauwesens 




12 

V ersuchsbauten 





Förderung der Bauausführung von Versuchs- und Ver- 
gleichsbauten; Entwicklung neuer Baustoffe, Baugeräte 
und Bauarten 





Darlehen 

5 000 

1 2 000 

2502.570 a 


Zuschüsse 

2 490 

1 200 

2502.570 b u.c 


Durchführung von Freilandversuchen in Holzkirchen 

41 

55 

2502.604 

19 

Einzelne Förderungsmaßnahmen, Zuschüsse und 
Beiträge 





Zuschüsse und andere Zuweisungen zur Durchführung 
und Auswertung besonderer Erhebungen über die Ein- 
haltung der Gütevorschriften im sozialen Wohnungsbau 

40 

40 

2502.601 f 


Förderung des Wohnungs- und Siedlungswesens im 
zentralen Aufgabenbereich (Zuschüsse) 

356 

296 

2502.612 


Zuschüsse an das deutsche Volksheimstättenwerk e, V., 
den deutschen Verband für Wohnungswesen, Städte- 
bau- und Raumplanung und die deutsche Akademie für 
Städtebau und Landesplanung 

176 

150 

2502.614 


Durchführung von Studienreisen (Zuschüsse) 

11 

12 

2502.615 


Zuschuß zu den Kosten der Dokunientationsarbeit auf 
dem Gebiet des Wohnung-, Bau- und Siedlungswesens 
sowie des Städtebaues 

180 

180 

2502.613 


Beiträge an 





Vereine, Verbände, Ausschüsse und Gesellschaften 

8 

7 

1202.676 (teilw.) 


internationalen Verband für Wohnungswesen und 
Städtebau 

6 ^ 

6 

2502.675 (2) 


Summe R 19 . . . 

777 1 

691 



Summe RI .... 

8 308 

13 946 


R2 

Bauverwaltung 





Bundesbaudirektion 

8 602 

6 085 

2404 

R3 

Vermessung und Landesplanung 


-- 


R6 

Wohnungsbau 




61 

Sozialer Wohnungsbau 





Darlehen 





für den mit öffentlichen Mitteln geförderten so- 
zialen Wohnungsbau zugunsten der Umsiedlung 
von Land zu Land 


20 000 

(A 2503.535) 


an die Deutsche Bau- und Bodenbaiik zur Finanzie- 
rung von Familienheimen 

6 000 


2502.540 


für den mit öffentlichen Mitteln geförderten so- 
zialen Wohnungsbau 

i 

456 140 1 

j 

548 600 

2502.580 a u. c, 


an die Länder zur Finanzierung des Wohnungsbaues 
zugunsten der Flüchtlinge aus der sowjetischen 



581 a u. c 


Zone und Berlin sowie der ihnen gleichgestellten 
Personen 

624 713 

843 753 

2502.582 a 


zur sonstigen Förderung von Maßnahmen zugunsten 
des sozialen Wohnungsbaues 

i 

13111 

27 932 

2502.588 
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Haushaltsplan 


Kenn- 


1961 


Fundstelle 

Ziffer 

Aufgabenbereiche 

Regierungs- 

1960 

im 

entwurf 


Haushaltsplan 1961 



~ 1 000 DM — 


noch: 





61 

Verbilligung der Finanzierung des Baues von Familien- 
heimen und Eigentumswohnungen im sozialen Woh- 
nungsbau (Zuschüsse) 

750 

750 

2502.616 


Zuschüsse zur Förderung des sozialen Wohnungsbaues 

54 070 

- 

2502.580 b bis 588b, 





582 c 


Summe R 61 .... 

1 154 784 

1 441 035 


62 

Besondere Maßnahmen auf dem Gebiet des Woh- 
nungsbaues 





Prämien nach dem Wohnungsbauprämiengesetz 

154 500 

100 000 

2502.620 


Darlehen zur Schaffung von Wohnraum für Ver- 
waltungsangehörige des Bundes (ausgenommen für 
die Bundesbahn, Bundespost, die Bundeswehr und 

Bundeswehrverwaltung) 

Förderung von Instandsetzungsarbeiten an Wohn- 
gebäuden 

44 400 

38 828 

2502.830 a 


Darlehen 

5 000 

20 000 

A 2502.531 


Zuschüsse 


3 895 . 

(2503.608) 


Zuschüsse zur Förderung von Modernisierungsarbeiten 

an Wohngebäuden 

Bundeseigener Wohnungsbau für Angehörige der 
Bundesverwaltung 

353 

1 500 

(2503.609) 

257 

2502.830 d 


Zuschüsse und Beihilfen im Rahmen der Wohnungsfür- 
sorae für Angehörige der Bundesverwaltung 

600 


2502.830 b u. c 


Zuschüsse zur Förderung des Baues von Familien- 
heimen und Eigentumswohnungen 

9 000 

15 000 

2502.606 


Zuschuß zur Baulandbeschaffung und -erschließung .... 

3 375 

4 500 

2502.611 


Wohnungsbau zugunsten der Bewohner von Wohn- 
baracken und Wohnlagern 

49 250 

33 000 

2502.536 


Darlehen an die Länder zur Finanzierung des Woh- 
nungsbaus zugunsten der Evakuierten 


20 000 

(A 2503.534) 


Summe R 62 .... 

266 478 

236 980 


67 

Wohnungs wirtschaftliche Unternehmen 





Erwerb von Beteiligungen 

12 000 

5 900 

2502.890, 895 


Darlehen an die Gemeinnützige Deutsche Wohnungs- 
baugesellschaft Berlin-Dahlem 

— 

— 

(2502.962) 

69 

Sonstige Maßnahmen 





Miet- und Lastenbeihilfen nach dem Gesetz über den 
Abbau der Wohnungszwangswirtschaft 

20 000 

3 000 

2502.619 


Summe R 6 .... 

1 453 262 

1 686 915 



Hinweis: 





Unterbringung von nichtkasernierten Angehörigen der 
Bundeswehr und von Angehörigen der Bundeswehr- 
verwaltung (siehe C 16) 

(262 002) 

(357 295) 

1412.830/A 1412.830 

R8 

WiederaufbaUr Kriegsscbädenbeseitigung 




81 

Wiederaufbau der Insel Helgoland 





Wiederaufbau der Anlagen 

2 450 

2 500 

A 1203.724 


Weitere Aufbauvorhaben (Versorgungsanlagen, 
Wohnungsbau u. a.) 





Darlehen 

— 

— 

(6002.573 a) 


Zuschüsse 

1 800 

2 000 

6002.573 b 

87 

Unternehmen 





Helgoland-Aufbau G. m. b. H. (Verwaltungskosten- 
beitrag an — ) 

13 

11 

6002.622 


Summe R 8 .... 

4 263 

4511 
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Haushaltsplan 




1961 


Fundstelle 

Kenn- 




Ziffer 

Aufgab enbereiche 

Regierungs- 

1960 

im 


entwurf 


Haushaltsplan 1961 



— 1 000 DM — 


R9 

Sonstige Baumaßnahmen 





Wiederherstellung des Reichstagsgebäudes in Berlin 

— i 

7 000 

(2403.712) 


Instandsetzung des Rundfunkhauses Berlin 

595 j 

2 153 

2403.714 


Einrichtung von Bundesorganen in Berlin 

2 078 

493 

2403.718, 719 


Summe R 9 .... 

2 673 

9 646 



Summe R 

1 477 108 ; 

1 721 103 



Hinweis: 





Bundesministerium für Wohnungsbau (siehe A3) 

(5 739) 

(5 360) 

2501 

S 

Allgemeines Finanzwesen 




S 1 

Steuern, Zölle, Monopole, Finanzzuweisungen 




11 

Steuern 





Grundsteuerbeihilfen für Arbeiterwohnstätten 

9 000 

12 000 

2502.600 


Abführung der Ausgleichsabgaben an den LA-Fonds . . 

2 000 000 

2 045 000 

* 4005.300 

12 

Zölle und Monopole 





Gewinnanteile der Svenska - Tändsticks - Aktiebolaget, 
Schweden, aus dem Zündwarenmonopol 

4 200 

4 100 

6002.301 

13 

Finanzzuweisungen, Allgemeine — 





Zuschuß an den Landeshaushalt Berlin, Zuschuß zum 
Aufbauplan, Bundesdarlehen 

830 000 ■ 

1 030 000 

6005.570.571 /A 6005.571 


Finanzhilfe an das Saarland 





Darlehen 


— 

(A 6002.574 a) 


Zuschuß 

— • 

115 000 

(6002.601a) 

19 

Sonstige Leistungen 





Zahlungen nach dem Sparprämiengesetz 

1 000 

1 000 

6004.620 


Erstattung von Zöllen und Steuern auf saarländische 
Warenvorräte 

1 



(6002.600 b) 


Summe S 1 .... 

2 844 200 

3 207 100 


S2 

Versorgung 





Versorgung der Bundesbeamten 

Versorgungsausgaben, die durch das Zweite Über- 

75 900 ^ 

66 270 

3303 


leitungsgesetz vom 24. August 1951 (BGBl. I S. 774) vom 
Bund übernommen worden sind 

76 260 ! 

76 709 

3306 


Summe S 2 .... 

152 160 

142 979 



Hinweis: 





Versorgung der Soldaten der Bundeswehr (siehe CI) 

(38 765) 1 

(30 506) 

3304 

S3 

Schuldendienst 




31/32 

Verzinsung und Tilgung 





Inlandsschulden 





Verzinsung der Anleihen des Bundes (einschl. der 
laufenden jährlichen Tilgung) 

563 102 

515 070 

3205.680 (ohne k) 


Bedienung der verbrieften Reichsschuldentitel 

127 000 

135 000 

3205.683 


Gewährung von Entsciiädigungen für Gewinne auf 
verspätet vorgelegte Prämienschatzanweisungen . . 

119 i 

69 

3205.682 
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Haushaltsplan 


Kenn- 

ziffer 

Aufgabenbereiche 

1961 

Regierungs- 

entwurf 

1960 

Fundstelle 

im 

Haushaltsplan 1961 



— 1 000 DM — 


noch; 





S 3 

Verzinsung der zur vorübergehenden Verstärkung 
der Betriebsmittel der Bundeshauptkasse auf- 
genommenen Mittel 

50 000 

40 000 

3205.681 


Erstattung der Zinsen und Tilgungsleistungen für 
Ausgleidisforderungen aus der Umstellung über- 
örtlidier Berliner Uraltguthaben 

3 960 

3 960 

3209.685 


Erstattung der Tilgungsleistimgen für die Ausgleichs- 
forderungen, deren Schuldner die Länder sind 

120 000 

115 000 

3209.686 


Erstattung der Aufwendungen für die Ausgleidis- 
forderungen der verlagerten Deutschen Pfandbrief- 
anstalt an die Länder 

1 272 

1 186 

3209.683 


Bedienung der Altsparerentschädigung auf die An- 
leihen und verzinslichen Schatzanweisungen des 
Deutschen Reiches und des ehemaligen Landes 
Preußen 

97 260 

137 941 

3205.690 


Tilgung des Sonderkredits Saarland 

85 000 

82 500 

3205.691 


Auslandsschulden 





Zahlungen nach dem Auslandsbonds-Entschädigungs- 
gesetz 

3 930 

45 000 

3205.692 


Verzinsung der Anleihen des Bundes {einschl. der 
laufenden jährlichen Tilgung) 

225 248 

298 566 

3205.680 (k) 


Tilgung der durch das Londoner Schuldenabkommen 
und im Zusammenhang damit entstandenen Ver- 
bindlichkeiten 

110 676 

112 326 

3205.685 


Leistungen des Bundes nach dem Gesetz zur Aus- 
führung des Abkommens vom 27. Januar 1953 über 
deutsdie Auslandsschulden 


1 070 

(3209.682) 


Verzinsung und Tilgung der durch das Abkommen 
mit der Schweiz vom 26. August 1952 geregelten 
Verbindlichkeiten (ohne Verbindlichkeiten für In- 
vestitionszwedee) 

21 900 

21 900 

3209.680 


Zahlungen an die USA auf Grund der Verbindlich- 
keiten aus der Lieferung von Überschußgütern .... 


76 000 

(3205.686) 


Erstattung von Zahlungen an die Konversionskasse 

— 

— 

(3209.684) 


Summe S 31/32 .... 

1 409 467 

1 585 588 


33 

Rückkauf 





Rückkauf von Sdiuldurkunden des Bundes 

50 

200 

3207.300 


Ankauf von Schuldurkunden des Bundes und vom 
Bund verbürgter Sdiuldurkunden 

50 000 

60 000 

3207.301 

34 

Inanspruchnahme von Bürgschaften 





Inanspruchnahme aus Bürgschafts-, Gewähr- oder an- 
deren ähnlichen Zwecken dienenden Verträgen (einschl. 
der anfallenden Kosten) 

175 000 

1 250 000 

3208.525 


Summe S 3 .... 

1 634 517 

1 895 788 



Hinweis: 





Bundesschuldenverwaltung (siehe G 2) 

(87 664) 

(88 155) 

3203.100—299, 300, 301, 
303, 304 

S4 

Vermögen 




42 

Allgemeines Grund- und Sachvermögen 





Ausgaben aus Anlaß der Übergabe von Liegenschaften 
an den Bund 

200 

300 

2403.468 


Unterhaltung der Gebäude des allgemeinen Sachver- 
mögens 

31 000 

i 

32 000 

2403.400 
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— 1 000 DM -- 


noch: 





42 

Kleinere Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sowie 
Erwerb von Haus- und Baugrundstücken des allge- 
meinen Sachvermögens 

5 600 

6 500 

2403.401 


Bewirtschaftung von Grundstücken des allgemeinen 
Sachvermögens 

28 000 

28 500 

2403.402 


Vermischte Ausgaben für das allgemeine Sachvermögen j 
(ohne Forsten) 

290 

300 

2403.469 


Vorsorglicher Grunderwerb in Berlin für Zwecke der 
Bundesregierung 

700 

5 000 

2403.707 


Erstattung von Investierungen Dritter, Ablösung von j 
Hypotheken ' 

3 000 

6 000 

2403.951 


Erwerb von Grundstücken für das allgemeine Sachver- 
mögen 

9 000 

6 900 

2403.706 


Unterhaltung überregionaler Einrichtungen des ehern. 
Reichs 1 

— 

— 

(0804.600) 


Instandsetzung, Beseitigung von Kriegsschäden und , 
Umbauten von Grundstücken 

7 858 

8 602 

2403.710—713, 715, 717, 
720—749, 820 


Beseitigung militärischer Anlagen des Westwalls 

3 600 

4 000 

2403.960 


Kosten bei der Bergung von Schrott und Altmaterial 

65 

50 

2403.405 


Vermögensabgabe nach dem Gesetz über den Kosten- 
ausgleich für das ehemalige Reichsvermögen 

7 500 

7 500 

2403.223 


Abwicklung von Siedlungsvorhaben 

300 

400 

2403.952 

43 

Sondervermögen 


— 



Summe S 4 . . . . 

97 113 

106 052 


S5 

Besondere Kriegsfolgelasten 




53 

Wiedergutmachung 





Innere Restitutionen (Verwaltungsamt für — ) 

Bundesergänzungsgesetz (BEG), Leistungen des Bundes 
zur Entschädigung für die Opfer der nationalsozialisti- 

299 

263 

0810 


schen Verfolgung 

1 300 000 

1 300 000 

6004.311 


Allgemeines Kriegsfolgengesetz, Leistungen des Bundes 
Sonstige Entschädigungsleistungen 

63 500 

55 000 

6004.315/A 6004.315 


Leistungen auf Grund des Bundesrückerstattungs- 
gesetzes 

Betreuung überlebender Opfer von Menschen- 

485 000 

250 000 

6004.350 

(0802.300) 


versuchen 




Entschädigung von ehemaligen Bediensteten jüdi- 
scher Gemeinden 

15 950 

19 000 

0615.609 


Zahlungen gemäß §§ 21 a und 22 b BWGöD 

2 900 

5 300 

6004.140 


Summe S 53 .... 

1 867 649 

1 629 563 


54 

Leistungen auf Grund von Staatsverträgen 





Wiedergutmachung an Israel 

250 000 

250 000 

3209.681 


Deutsch-portugiesisches Vermögensabkommen 

Abkommen mit dem Iran über die Liquidierung des 


4 000 

(3209.690) 


deutsch-iranischen Verrechnungsverkehrs 

— 

2 400 

(6004.952) 


Leistungen nach Art. 3 des deutsch-niederländischen 
Finanzvertrages vom 8. April 1960 

2 000 

— . 

6004.953 


Übernahme eines von Frankreich dem Saarland ge- 
währten Darlehens 

— 

— 

(A 6002.534) 


Abgeltung niederländischer Ansprüche auf Restitution 
von RM-Obligationen 

— 


(6004.300) 


Summe S 54 .... 

252 000 

256 400 



6 
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— 1 000 DM — 


59 

Sonstige besondere Kriegsfolgelasten 





Aufwendungen für Kriegsgräber 

10 262 

9 740 

0615.302 


Kosten der Erhaltung deutscher Kriegsgräber im Aus- 
land sowie von Personen, die infolge nationalsozia- 
listischer Verfolgung ausgewandert und verstorben sind 

9 000 

9 000 

0502.630 


Beteiligung an der Wiederherstellung jüdischer Fried- 
höfe 

764 

732 

0602,643 


Zuschuß für die Deutsche Dienststelle für die Benach- 
richtigung der nächsten Angehörigen von Gefallenen 
der ehemaligen deutschen Wehrmacht 

8 099 

8 010 

0602.601 


Zuwendungen für die Erfüllung von Suchdienstaufgaben 
und die dokumentarische Erfassung der deutschen 
Kriegsgefangenen, der Wehrmachts vermißten, der Zivil- 
verschleppten und der vermißten Heimatvertriebenen 

9 208 

10 210 

2602.302, 306, 602 


Finanzierung des Internationalen Suchdienstes Arolsen 

2 000 

2 052 

2602.675 


Hebung von Wracks in der Ostsee und Unschädlich- 
machung von Gasmunition 



(6004,960) 


Summe S 59 . . . 

39 333 

39 744 


Summe S 5 .... 

2 158 982 

1 925 707 


S6 

Allgemeine Rücklagen 





Betriebsmittelrücklage 



(6002.520) 

S7 

Nidit aufteilbare Posten 




71 

Verstärkungsmittel 





Verstärkung der Mittel für Personalausgaben des 
Bundes 


353 500 

(6002.107, 199) 

72 

Globalabstridie 





Minderausgabe im Bundeshaushalt 

— 

- 1 223 681 

! 

(6002.699) 

79 

Sonstiges 





Rückzahlung der Deutschen Bundesbank aus dem 
Garantiekonto für Rüstungskäufe im Ausland 


- 399 267 

(3208.990) 

S8 

Abwicklung der Vorjahre 





Zur Deckung von Fehlbeträgen aus den Vorjahren . . . 

154 250 

— 

6002.999 

S9 

Beitrag an den außerordentlichen Haushalt 







Summe S 

7 041 222 

6 008 178 



Gesamtausgaben des ordentlicJien und außer- 
ordentlichen Haushalts 

i 

44 862 102 

i 

1 

41 937 596 
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im 

Haushaltsplan 1961 



— 1 000 DM — 



Nachrichtlidi: Bundesregierung 

(Aufgliederung der Kennziffer A31) 

Bundeskanzler und Bundeskanzleramt 

3 747 

! 

j 

3 623 

0401.100—299, 301, 850 


Auswärtiges Amt 

33218 

31 987 

0501.100—299, 850. 951 


Bundesministerium für Verteidigung 

68 470 

61 805 

1401 


Bundesministerium des Innern 

15815 

15 063 

0601.100—299, 850, 870, 


Bundesministerium der Justiz 

6 971 

6 172 

880 

0701.100—299, 850 


Bundesministerium der Finanzen 

33 684 

30 518 

0801 


Bundesministerium für Wirtschaft 

28 858 

28 386 

0901.100—299, 712, 85C, 


Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten 

13 445 

12 826 

870, 880 

1001.100—299, 850 


Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 

11 527 

10 020 

1101.100—299 (ohne 


Bundesministerium für Verkehr 

18 593 

18 594 

223), 300, 710, 850, 870, 
871 

1201/1202.955 


Bundesministerium für das Post- und Fernmeldewesen 

78 

74 

1301 


Bundesministerium für wirtschaftl. Besitz des Bundes . . 

7 410 

6 024 

2401 


Bundesministerium für Wohnungsbau 

5 739 

5 360 

2501 


Bundesministerium für Vertriebene, Flüditlinge und 
Kriegsgesdiädigte 

4 760 

4 661 

2601.100—299, 2602.300 


Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen 

5 420 

4 943 

2701.100—299, 850—870 


Bundesministerium für Angelegenheiten des Bundes- 
rates 

765 

706 

2801 


Bundesministerium für Familien- und Jugendfragen . . 

1 845 

1 876 

2901.100—299, 300 


Bundesministerium für Atomfragen 

4 955 

4 618 

3101, 3102.218, 


Summe A 31 .... 

265 300 

1 

247 256 

225 (2), 301, 3103.218, 225 


G* 
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Haushaltsquerschnitt 

(Einnahmen und Ausgaben des Bundes für das Rechnungsjahr 1961) 

(Regierungsentwurf) 



Einnahmen 


Fortdauernde Einnahmen 


Aufgabenbereiche 
des F u n k t i o n e n p 1 a n s 


V crwaltimgs- 
emnahinen 


Ordentlicher Haushalt 

A. Bundespräsident, Gesetzgebung, Bundes- 

regierung 

B. Auswärtige Angelegenheiten 

C. Verteidigung (einschl. zivile Verteidigung) 

D. Öffentliche Sicherheit 

E. Rechtsschutz ■ 

F. Inn. Verwaltung u. allgem. Staatsaufgaben 

G. Finanz Verwaltung 

H. Schulen 

J. Wissenschaft und Forschung 

K. Kunst, Volksbildung usw 

L. Soziale Sicherung 

M. Gesundheit, Sport, Jugendpflege 

N. Ernährung, Landwirtschaft und Forsten . . 

O. Wasser- und Kulturbau, Wasserversorgung 

P. Wirtschaft 

Q. Verkehr 

R. Bau- und Wohnungswesen 

S. Allgemeines Finanzwesen 


Ordentlicher Haushalt zusammen. 


Außerordentlicher Haushalt 

C. Verteidigung (einschl. zivile Verteidigung) 

D. Öffentliche Sicherheit 

J. Wissenschaft und Forschung 

L. Soziale Sicherung 

M. Gesundheit, Sport, Jugendpflege 

N. Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

O. Wasser- und Kulturbau 

P. Wirtschaft 

Q. Verkehr 

R. Bau- und Wohnungswesen 

S. Allgemeines Finanzwesen 

Außerordentlicher Haushalt zusammen. . . . 


Betriebs- 

einnahmen 


Oewinnc ans 
üiiteriiehmen, 
Kinnahmen aus 
Sonder- 
verm''?gcn 


15 — 24 25 — 44 

■> 3 



Zuweisungen 
von Gcbicts- 
körperschaften 
LAK SV 
(Z) 

Zuschüsse 
61 — 65 


Sonstige 

Einnahmen 


0,0 

— 

62,4 

nz, 

0,4 



10,2 

0,0 

44,6 

M.) 

— 

— 

1,3 


155,3 

62,9 


0,1 

367,8 

29,4 


— 

1,9 : 

142,4 


114,6 

— i 

65,5 


128,2 

525,4 

«) 4()1,7 

L/ (Z) 
l 


0,2 

(St) 40 718,0 
61,4 


24,3 /(St) 40 718,0 
14,1 \ 515,8 



Gesamtsumme . . 
darunter: Durchlm(fend^ Mittel 


/ (Z) 24,3 /(St) 40 718,0 

^0 401,7 \ 14,1 \ 515,8 


*) Ab'.veiciiungen in den Snmmcn durch it'jnden der Zaiden. — i) Einschl. 62,4 Mill. DM Erstatt ingen (14 02 222). — -) Darunter 11,4 Mill. DM an Sozialvcrsichenmgsträger. — 
3) Ab'' eichend vmi der Veranschlagung iin Haushaltsplan sind hier Bauten und Gninderwerb für JUindesfernstraCeri nicht in Spalte 12, sondern in den Spalten 21 und 22 
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Haushaltsquersdinitt 

Einnahmen und Ausgaben des Bundes für das Rechnungsjahr 1961 (Regierungsentwurf) 

Haushalts-Soll in Millionen DM*) 



Ausgaben 










Allgemeine Ausgaben 







Einmalige Ausgaben 



























Einnahmen 


aiisgaben 


Zuweisungen 

Kenten, 


Zuschüsse an 
Unternehmen, 

Darlehen an 







Xeu-, Um- 



Subventionen 

(S) 








an Gebiet.s- 




Zuweisungen 


Schulden- 




Anschaffung 


























Aufgaben- 





LAF/SV 

Stützungen 

(R) 

Betrictis- 

Sonder- 

vermögen, 

körper- 

Sonstige 

körper- 

und 

(Sch) 

Zusammen 

Erwerb von 

woiterungs- 

bauten 

zeugen, Ein- 

Erwerb von 

Sonstige 

einmalige 

Zusammen 


bereiche 

Anleihen 


Ver.surgung 


(Z) 

ausgabon 

Rücklagen 

schaften/LAE/ 

Sozial- 

Darlehen 

schäften/ UAF/ 
Sozial- 

Beihilfen 


Grundstücken 

richtiings- 

gcgoiistäiiden 

Beteiluiigen 




(A) 


(V) 


Zu.schüssc, 

Sonstige 


Bürgschaften 

Versicherung 


vcrsicdierung 


Übrige 



Dahrlehen 

u. dgl. 


Au.sgaben 








Beihilfen 

Au.sgaben 


(D) 





Ausgaben 



(D) 







70 — 99 

1 — 99 

100 — 199 

200 — 299 

300- 

-399 

400 — 499 

500 — 529 

530 — 569, i 

370 a — 599 a 

570 b — 599 h, 600 — 679 

680—699 

300 — 699 

700 — 709 

710 — 849 

850 — 889 

890 — 900 

901 — 999 

700 — 999 

100 — 999 


7 

8 

9 

1 ö 

11 

1 

18 

] 4 

1.'» 


1 7 

1 1« 

ly 

•20 

21 

•22 

2;i 

24 

25 

20 

27 


0,1 

8,4 

222,1 

49,4 


29,8 






0,7 


30,6 


1,1 

2,0 


0,4 

3,5 

305,5 

A. 

0,1 

3,7 

117,9 

24,9 

— 

/(R) 0,1 

t 83,9 

— 

— 

— 

— 

— 

10,5 

— 

94,5 

0,5 

12,7 

2,0 

— 

0,3 

15,0 

252,8 

B. 

2,9 

118,3 

/ 2 278,3 

\(V) 38,8 

135,6 

1) 335,3 

KZ) 42,0 

1 10,2 

/(R) 0,8 

\ 3 405,9 

0,6 

— 

0,1 

0,4 

52,3 

220,7 

— 

3 738,9 

85,2 

/ 124,9 

1(0) 13,Ü 

1 240,7 

— 

3 415,0 

4 878,8 

11 270,0 

c. 

0,4 

1,6 

15,7 

0,3 

37,1 

— 

__ 

— 

— 

0,8 

0,1 


38,3 

— 

5,6 

39,9 

__ 

8,0 

53,6 

243,2 

D. 

0,0 

2,3 

26,0 

2,6 

— 

1,4 

— 

— 







0,1 

— 

1,5 

— 

0,2 

0,2 

_ 

0,9 

1,3 

31,5 

E. 

0,0 

2,5 

34,9 

— 1,7 

1 

o 

117,7 









0,4 

7,0 



131,8 



1,9 

7,3 



5,6 

14,9 

179,8 

F. 

4,5 

38,5 

400,5 

5) 162,9 

125,7 

— 

— 

— 

— 


0,2 

— 

125,9 

0,3 

/ 12,6 

\(D) 1,9 

6,6 

— 

— 

21,3 

710,6 

G. 

H. 

— 

— 

— 

— 

47,5 

0,4 

— 

— 

— 

— 

14,9 

3,2 

— 

66,0 

— 

2,2 

— 

— 

3,1 

5,3 

71,3 

0,1 

3,8 

26,8 

— 8,1 

(Z) 0,4 

19,6 

1,4 

— 

— 

— 

6,9 

416,2 


444,5 

— 

6,3 

1,8 

— 

76,1 

84,3 

547,6 

J. 

— 

. — . 





— 





. 





19,9 

23,1 



42,9 

— 

— 

— 


0,1 

0,1 

43,1 

K. 

1,4 

101,9 

/ 15,.3 

\(V) 1 573,7 

2,2 

KZ) K 000,2 
l 0,4 

KR) 4400,0 
\ -.10,!* 

— 

— 

7,5 

6,5 

h 6 817,8 

138,0 

— 

12 372,9 

— 

0,3 

(1,0 

— 

89,1 

89,4 

14 053,6 

L. 

0,0 

0,4 

5,7 

1,2 


1,2 

— 

— 

— 


. 

92,4 

— 

93,7 

— 

2,8 

0,4 

— 

20,1 

23,2 

123,8 

M. 

0,0 

496,0 

4,5 

1,8 

__ 

0,9 

9,7 


-- 

16,3 

219,7 i 

687,5 

— 

934,1 

— 

0,0 

0,0 

— 

K«) 65,5 

1 1 406,8 

0.1 

1 472,4 

2 412,7 

N. 

— 

1,3 

— . 

— 

— 

0,3 

— 

— 



1,0 

09,5 

32,5 

— 

103,3 

— 

— 

— 

— 

0,1 

103,4 

0. 

20,0 

290,3 

47,9 

8,5 

— 

26,1 

— 

— ! 

— 

76,5 

55,8 

192,3 

— 

350,7 

— 

9,2 

2,9 

22,5 

|(S) 105,3 

142,1 

549,2 

P. 

1,1 

514,9 

126,4 

15,4 

(Z) 163,3 

455,8 

0,0 

789,4 

10,0 

3,7 

4,2 

190,2 

14,0 

3) 1 (i35,5 

7,4 

») 1 680,8 

16,6 

___ 

/(S) 8,0 

1 5,7 

163,2 

1 718,5 

3 495,8 

Q. 

0,0 

56,8 

144,5 

41 01(3,3 

5,8 

f 3,2 

\(V) 152,1 

2,7 

7,5 

(Z) 3 310,3 

0,1 

593,9 

65,2 

(B) 175,0 

1 148,2 

6,0 

228,6 

697,9 

18,2 

36,0 

(Seit) ‘)1 405,5 
253,9 

1 401,1 

6 537,7 

9,7 

/ 3,() 

\(D) 44,4 

7,9 

0,0 

12,0 

60,0 

180,7 

1 469,7 

6 881,2 

R. 

S. 

87,4 

42 744,7 

/ 3 450,9 

l(\') 1764,6 

-) 620,4 

/(Z) 4 433,5 

1 73,8 

(R) 4401,5 
») 4 926,6 

76,9 

/ 789,4 

1 (B) 175,0 

1 165,8 

110,3 

“) 8 188,6 

2 069,1 

/(Scli)')l 405,5 
\ 267,9 

ä) 28 143,8 

103,1 

/ 3) 1 872,0 
l(D) 59,3 

1 320,5 

34,5 

KS) 178,8 
\ 5 196,9 

3) 8 765,0 

42 744,7 







638,0 



12,0 

250,0 


37,9 


937,9 

66,0 

104,3 



4,8 

175,1 

1 113,1 

c. 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

__ 

— 

— 

— 

— - 

— 

— 

— 

50,0 

— 

— 

-- 

50,0 

50,0 

D. 

— 

— 


— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

60,0 

— 

60,0 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

60,0 

J. 

— 

— 

— 


— 




— 



37,0 



— 

— 

37,0 

— 

— 

— 

— ■ 

— 

— 

37,0 

L. 

— 

— 

— 

— 

— 

. — - 

— 

— 

— 

25,0 

— 

— 

— 

25,0 

— 


— 

— 

— 

— 

25,0 

M. 


— 

— 

— 

__ 

— 



. 



162,2 

— 

— 

— 

162,2 

-- 

— 


— 

150,0 

150,0 

312,2 

N. 

— 

— 

— 










.. - 




— 

— 

1,0 

— 

__ 

— 

1,0 

1,0 

0. 





















64,0 



<U,0 

— 




129,8 

— 

129,8 

193,8 

P. 
















109,7 


25,7 

13,9 

157,9 

157,9 

Q. 

— 















5,0 





— 


5,0 

— 

(B) 8,6 

2,5 




2,5 

7,5 

R. 

(A) 2117,4 

2 117,4 

— 

— 

— 

10,0 

— 

— 

150,0 

— 

— 

— 

— 

1(4),0 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

160,0 

S. 

(A) 2 117,4 

2 117,4 

— 

— 

— 

648,0 

— 

— 

167,0 

474,2 

— 

161,9 

— 

1 451,1 

66,0 

267,4 
(B) 8,6 

— 

155,5 

168,8 

666,3 

2 117,4 


87,4 
(A) 2117,4 

44 862,1 • 

/ 3 450,9 

IV) 1 764,6 

5) 620,4 ■ 

f{Zy)i 433,5 

1 73,8 

/(R) 4461,5 
\ 3) 5574,6 

76,9 

/ 789,4 

l(B) 175,0 

1 332,8 

584,5 

K 8 188,6 

2 231,0 

/(Sch)’) 1 405,5 
\ 267,9 

•0 29 594,9 

169,1 

/ 2 139,4 

\(B) 67,9 

1 320,5 

190,0 

/(S) 178,8 

t 5 36.5,7 

=) 9 431,3 

44 862,1 


-- 

2 000,0 

— 

— 

2 000,0 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

2 000,0 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

2 000,0 



iiachgt'wiesen. — Darunter 339,6 Mill. DM an Lastonausgleiulisfonds. — Darunter 49,2 Mill. DM Erstattung von Verwaltuiigskostcn an Gebietskörperschaften. deren Schuldner die Länder sind. 

0 Davon: 138,4 Mill. DM Zinsen und 323.3 Mill. DM Tilgung. — T) Einschließlich 120 Mill. DM Erstattung der Tilgungslei.stungen für die Ausgleichsfordcrungen, 
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Titelübersidit zum Haushaltsquerschnitt 

Gliederung der Einnahmen und Ausgaben des Bundes nach Titelgruppen 


Titel 

bzw. 

Titelgruppe 

Einnahme- bzw. Ausgabeart 

Haushi 

1961 

Regierungs- 

entwurf 

ilts-Soll 

1960 

Fundstelle 

im Bundes- 
haushaltsplan 1961 

— in Millionen DM — 


I. Einnahmen 





Ordentlicher Haushalt 





Fortdauernde Einnahmen 




St 1—42 

Steuern 




St 1—3 

Besitz- und Verkehrsteuern 

18 000,0 

16 985,0 

60 01/St 1—3 

St 9 

Einkommen- und Körperschaftsteuer j 

8 722,0 

7 900,0 

60 01/St 9 

St 10—24 

Zölle und Verbrauchsteuern 

11 983,0 

11 100,0 

60 01 /St 10—25 

St 35 

Abgabe »Notopfer Berlin« 

10,0 

^0,5 

60 01 /St 35, 36 

St 39 ; 

Ausgleichszahlungen aus dem Spielbankauf- 





kommen 

3,0 

1,5 

60 01/St 39 

St 31 

Kohlenabgabe (DP) 

— 


(60 01/St 31) 

St 40—42 

Lastenausgleichsabgaben (DP) 

2 000,0 40 718,0 

2 045,0 38 082,0 

60 01 /St 40—42 

1 — 14 

Verwaltungseinnahmen 




1 

Mieten und Pachten 

24,9 

24,1 

Sämtl. Einzelpläne 

2 

Verkauf von Geräten und Ausstattungsgegen- 





ständen 

20,3 

20,5 

Sämtl. Einzelpläne 

3 u. 12 02/4 

Gebühren 

158,0 

147,9 

Sämtl. Einzelpläne 

4 

Ausgleichsbeträge nach dem Gesetz zu Art. 131 





Grundgesetz 

LO 

3,0 

33 07/4 

4 

Aus Untersuchungen, Vorträgen usw 

1,6 

0,4 

Sämtl. Einzelpläne 

5 

Geldstrafen und Geldbußen 

2,0 

2,8 

Sämtl. Einzelpläne 

6 

zugunsten der Bundeskasse eingezogene Ver- 





mögenswerte 

0,7 

1,0 

Sämtl. Einzelpläne 

7 

Veröffentlichungen 

7,2 

7,1 

Sämtl. Einzelpläne 

8 

Erstattung von Prozeßkosten 

0.1 

0,0 

Sämtl. Einzelpläne 

9 

Erstattung von Verwaltungskosten 

18,2 

16,2 

Sämtl. Einzelpläne 

10—13 

Erstattungen (hier auch Verwaltungskosten) 

35,6 

35,5 

Sämtl. Einzelpläne 

14 

Verkauf von Altstoffen 

0,4 269,9 

0,8 259,3 

Sämtl. Einzelpläne 

15—24 

Betriebseinnahmen 

128,2 

126,9 

Sämtl. Einzelpläne 

25—44 

Gewinne aus Unternehmen, Einnah- 





men aus Sondervermögen 

525,4 

525,5 

Sämtl. Einzelpläne 

45 a — 60 a 

Tilgung 





Von Gebietskörperschaften 

199,7 

345,5 

Sämtl. Einzelpläne 


von Dritten 

123,5 323,3 

283,0 628.5 

Sämtl. Einzelpläne 

45 b— 60 b 

Zinsen 





von Gebietskörperschaften 

71,5 

75,1 

Sämtl. Einzelpläne 


von Dritten 

66,9 138,4 

94,5 169,6 

Sämtl. Einzelpläne 
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Haushalts-Soll 


Titel 


1961 


1 

Fundstelle 

bzw. 

Einnahme- bzw. Ausgabeart 

Regierungs- 

1960 

im Bundes- 

Titelgruppe 


ent Wurf 



haushaltsplan 1961 



- 

— in Millionen DM — 



61—65 

Zuweisungen und Zuschüsse 







von Gebietskörperschaften 

23,5 


23,5 


10 02/61, 64 a, 65 


von der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung 

0,8 


0,6 


11 13/61 


von Dritten 

3,6 


14,2 


Sämtl. Einzelpläne 


Abgaben 

0,5 


0,5 


10 02/64 b 


Unfallversidierungsbeiträge 

10,0 

38,4 

9,0 

47,8 

35 11 a/63 

66—69 

übrige Einnahmen 






67 

Abschöpfung 

400,0 


400,0 


10 02/67 

68 

Aus der Prägung von Münzen 

60,0 


50,0 


60 02/68 

66 68 

Einnahmen im Zusammenhang mit Besatzungs- 
kosten 

7,0 


7,0 


35 02/35 11 a, b 

Rest 66 — 68 

Sonstige Einnahmen 

29,4 


18,2 


Sämtl. Einzelpläne 

69 

Vermischte Einnahmen 

19,4 

515,8 

36,6 

511,7 

SämÜ. Einzelpläne 

Fortdauernde Einnahmen 







insgesamt.... 


42 657,4 


40 351,4 



Einmalige Einnahmen 






70—79 

Verkaufserlöse 


49,1 


46,5 

Sämtl. Einzelpläne 

80—89 

Kapitalrückzahlungen 






80 

Kapitalrückzahlungen der Unternehmen 

0,0 


0,7 


24 03 

81 84 

Veräußerung von Kapitalvermögen 

24,0 


29,5 


Sämtl. Einzelpläne 

85 89 

Rücklagenentnahme 

- - 

24,0 


30,1 

Sämtl. Einzelpläne 

90—99 

Sonstige Einnahmen 






90 

Überschüsse aus Vorjahren 





Sämtl. Einzelpläne 

91—95 

Darlehen und Anleihen 

— 




Sämtl. Einzelpläne 

98 

Entnahme aus Rückstellungen 

_ 


- 


(60 02/98) 

Rest 96 — 99 

Sonstige Einnahmen 

14,2 

14,2 

36,5 

36,5 

Sämtl. Einzelpläne 


Einmalige Einnahmen insgesamt.... 


87,4 


113,1 



Ordentliche Einnahmen insgesamt .... 


42 744,7 


40 464,5 



Außerordentlicher Haushalt 






91 u. 92 

Anleihe 


2 117,4 


1 473,1 

A 32 01 


Außerordentliche Einnahmen 







insgesamt .... 


2 117,4 


1 473,1 



Gesamteinnahmen .... 

44 862,1 

41 937,6 
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Titel 

bzw. 

Titelgruppe 

Kennziffer 

im 

Funktionen- 

plan 

Einnahme- bzw. Ausgabeart 

Haushalts-Soll 

Fundstelle 

im Bundes- 
haushaltsplan 1961 

1961 

Regierungs- 

entwurf 

1960 

— in Millionen DM — 



II. Ausgaben 






Ordentlicher Haushalt 




100—199 


Personalausgaben 






Aktivitätsbezüge 




101 


Dienstbezüge der planmäßigen 






Beamten 

786,4 

731,6 

Samtl. Einzelpläne 

102 


Dienstbezüge der Soldaten 

1 244,3 

1 029,3 

14 

103 


Dienstbezüge der beamteten 






Hilfskräfte 

26,5 

23,1 

Sämtl. Einzelpläne 

104a 


Vergütungen der Angestellten . . 

668,8 

549,2 

Sämtl, Einzelpläne 

104b 


Löhne der Arbeiter 

422,2 

312,5 

Sämtl. Einzelpläne 

105 


Unterhaltszuschüsse für Beamte 






im Vorbereitungsdienst 

17,1 3 165,2 

14.4 2 660,0 

Sämtl. Einzelpläne 



Versorgungsbezüge 





i 

(ohne gemäß Art. 131 Grund- 






gesetz) 




150—156 

S2 

Ruhegehälter, Witwen- und 






Waisengelder und sonstige 






Versorgungsleistungen 

184,0 

166,3 

33 03, 33 04 u. 33 06 


C 17 

darunter: Bundeswehr 

(37,6) 

(29,4) 

33 04 

157 

S2 

Soziallasten 

0,4 

0,5 

33 06/157 

163 

S2 

Zusätzliche Renten und Unter- 






stützungen an ausgeschiedene 






Angestellte und Arbeiter .... 

0,2 184,6 

0,2 166,9 

33 03/163 

150—198 

L63 1 

Leistungen gern. Art. 131 





L 64 / 

Grundgesetz 






(ohne Verstärkungsmittel) . . . 

1 573,7 

1 510,9 

33 07, 33 08 

199 

L63 

Verstärkung der Mittel für Lei- 






stungen gemäß Art. 131 Grund- 






gesetz 

1 573,7 

1510,9 

(33 07/199) 



Sonstige Personalaus- 






gaben 




106 


Unterstützungen 

2,7 

2,5 

Sämtl. Einzelpläne 

107 


Beihilfen 

35,2 

31,8 

Sämtl. Einzelpläne 

108 


Beschäftigungsvergütungen, Tren- 






nungsentschädigungen 

89,2 

88,2 

Sämtl, Einzelpläne 

109—149, 


Sonstige Personalausgaben 

158,4 

145,1 

Sämtl. Einzelpläne 

197 






160, 161, 

S2 

Sonstige Personalausgaben für 




164—198 


Versorgungsempfänger 

6,5 

6.6 

33 03, 33 04, 33 06 


C 17 

darunter: Bundeswehr .... 

(1,2) 

(1.1) 

33 04 

199 

S71 

Verstärkung der Personalmittel 






für Beamte, Angestellte, Ar- 






beiter und Versorgungsemp- 






fänger (ohne 131er) 

292, 1 

350,0 624,1 

(60 02,/199) 



Personalausgaben 






in sges amt .... 

5 215,5 

4 962,0 



C 1 

darunter: im Rahmen der Ver- 






teidigungsausgaben . . 

(2 322,8) 

(1 875,9) 

(14) 



siehe ferner unter: Fachausgaben 






(300-399) 
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Titel 

bzw. 

Titelgruppe 

Kennziffer 

im 

Funktionen- 

plan 

Einnahme- bzw. Ausgabeart 

Haushalts-Soll 

Fundstelle 

im Bundes- 
haushaltsplan 1961 

1961 

Regienmgs- 

entwurf 

1960 

— in Millionen DM — 

200—299 


Sachausgaben 






Allgemeine Sachausgaben 




200 


Geschäftsbedürfnisse 

27,1 

28,2 

Sämtl. Einzelpläne 

201, 207 


Geräte in Diensträumen und 






“Wohnungen 

21,1 

18,2 

Sämtl. Einzelpläne 

202 


Bücherei 

7,4 

6,7 

Sämtl. Einzelpläne 

203 


Post“ und Fernmeldegebühren . . 

38,2 

37,8 

Sämtl. Einzelpläne 

‘ 218 


Kosten für Sachverständige .... 

3,6 

2,1 

Sämtl. Einzelpläne 

219 


Gerichts“ und ähnliche Kosten . . 

1,1 

1,1 

Sämtl. Einzelpläne 

276 

G 1 

Herstellung von Tabaksteuer- 






Zeichen 

5,1 

5,5 

08 04/276 

240/241 


Für außergewöhnlichen Aufwand 






aus dienstlidier Veranlassung 

4,9 1 

5,1 

Sämtl. Einzelpläne 

299 u. Rest 


Vermischte Ausgaben 

30,8 139,3 

32,4 137,1 

Sämtl. Einzelpläne 



Sachausgaben im Zusam- 






menhang mit dem Pei“ 






sonal 




215 


Reisekostenvergütungen 

41,2 

40,5 

Sämtl. Einzelpläne 

217 


Umzugskostenvergütungen 

39,8 

38,8 

Sämtl. Einzelpläne 

250 

G 1 

Dienstbekleidung 

4,0 

4,0 

Sämtl. Einzelpläne 

260 


Kosten der Ausbildung 

5,1 

4,9 

Sämtl. Einzelpläne 

298 


Zuschuß zur Gemeinschaftsver- 






pflegung 

11,9 102,0 

11,6 99,8 

Sämtl. Einzelpläne 



Betrieb von Fahrzeugen 




208^209 


Betrieb von Dienstfahrzeugen 






und beamteneigenen Fahr- 






zeugen 

18,2 

15,6 

Sämtl. Einzelpläne 

212 

G 1 

Betrieb von Wasserfahrzeugen . . 

2,8 21,0 

3,2 18,8 

08 04/212 



Bewirtschaftung von 






Grundstücken 




206 


Bewirtschaftung von Dienstgrund- 






stücken und -räumen 

211,0 

193,6 

Sämtl. Einzelpläne 

223 

S 42 

Vermögensabgabe (Lastenaus- 






gleich für das ehern. Reichsver- 






mögen usw.) 

7,5 218,5 

7,5 201,1 

24 03/^223 



Unterhaltung der Gebäude 




204 


Unterhaltung der Gebäude 

37,6 

32,5 

Sämtl. Einzelpläne 

205 


Kleinere Neu-, Um- und Erweite- 






rungsbauten 

10,4 48,0 

11,6 44,1 

Sämtl. Einzelpläne 



Verwaltungskostenerstat“ 






tung en 




220 


an die Länder 

49,2 

47,3 

24 03/220 [1], 14 12, 






08 07, 12 03 [2] 



an Dritte 

3,1 52,4 

3,1 50,4 

24 03/220 [2], 60 02 






08 04 12 03 [1,3] 
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Kennziffer 

im 

Funktionen- 

plan 


Haushalts-Soll 


Titel 

bzw. 

Titclgruppe 

Einnahme- bzw. Ausgabeart 

1961 

Regierungs- 

entwurf 

1960 

Fundstelle 

im Bundes- 
haushaltsplan 1961 



. — . 

in Millionen DM — 



221 

G 1 

Zuschußbedarf der Zoll- 








Verwaltung in B erlin .... 


39,1 


39,4 

08 04/221 



Sachausgaben zusammen .... 


620,4 


590,7 


222 


Erstattung aus dem Verteidi- 
gungshaushalt 


62,4 


54,8 

Sämtl. Einzelpläne 



Sachausgaben 








insgesamt .... 


620,4 


590,7 




düiunler: im Rahmen der Ver- 
teidigungsausgaben 
(einschl. Erstattungen) 


(380,2) 


(350,5) 

(14) 



Allgemeine Ausgaben 






300 —399 


Fachausgaben der Verwal- 








tung 








Zuweisungen 








a) an Gebietskörper- 








schäften 







C3 

Zivile Notstandsmaßnahmen .... 

22,2 




36 04 


C25 

Verteidigungs- bzw. Besatzungs- 
lastenverwaltung 

19,8 


21,8 


35 Hau. b./SOO 


F2 

Bundestagswahlen 

6.3 




06 02/300 


L32 1 

L 65 j 

Kriegsfolgenhilfe (Pauschale an 
Länder usw.) 

655,6 


646,7 


40 03 (ohne 307, 308) 


L32 

Kosten der individuellen Für- 
sorge für Flüchtlinge aus 
Ungarn 

0.5 


0,8 


40 03/308 


L41 

Verwaltungskostenerstattung für 
Durchführung des Lastenaus- 
gleichsgesetzes 

163.0 


164,5 


08 02/310 [11, 311a 


L62 

Kriegsgefangenenentschädigung 

20,0 


27,0 


26 02/307 


L62 

Entschädigungen und Eingliede- 
rungshilfen an ehemalige poli- 
tische Häftlinge 

37,0 


7,0 


26 02/308 


L65 

Umsiedlung und Auswanderung 

14,2 


14,9 


40 04/300, 301 


L69 

Härteausgleich für Vergewalti- 
gungen 

4,5 


4,5 


60 04/302 


Q23 

Zubringerstraßen, Ortsdurch- 
fahrten, Straßenbrücken usw. 

168,3 


159,9 


12 10/aus 310 [15 00] 


R59 

Erstattung von Befahrungs- 
abgaben 

0,2 


0,2 


(107) 

12 03/320 


S 53 

Eundesentschadigungsgesetz . . . 

I 300,0 


1 300,0 


60 04/311 


S59 

Aufwendungen für Kriegsgräber 

10,3 

2 422,1 

9,7 

2 357,0 

06 15/302 



b) an Lastenausgleichs- 








fonds 







S 11 

Abführung der Lastenausgleichs- 
abgaben 


2 000,0 


2 045,0 

40 05/300 



c) an Sozialversicherung 







L31 

Pauschalabgeltung der Verwal- 
tungskosten 


1L4 


10,9 

11 11/303 



Zuweisungen 








zusammen .... 


4 433,5 


4 412,9 
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Titel 

bzw. 

Titelgruppe 


nocli: 

300—399 


Kennziffer 

im 

Funktionen- 

plan 


Haushalts-Soll 

Einnahme- bzw. Ausgabeart 

1961 

Regierungs- 

entwurf 

1960 


— in Millionen DM — 


Zuschüsse und Beihilfen 



C 12 u. 

C 13 

Verpflegungs- und Bekleidungs- 
zuschüsse im Rahmen der Ver- 
teidigungsausgaben 

16,2 

16,7 

D21 u. D32 

Dienstbekleidungszuschüsse im 
Rahmen des Grenzschutzes und 
Kriminalamtes 

0,3 

0,3 

F39 

Maßnahmen zum Ausgleich über- 
höhter Fahrkosten im Verkehr 
mit Berlin 

0,4 

0,4 

H9 

Förderung des Schulwesens im 
Ausland 

47,5 

50,5 

L31 

Zuschüsse zur Förderung der Ar- 
beitsaufnahme und Berufs- 
förderung 

5,9 

6,7 

L41 

Verwaltungskostenerstattung für 
die Durdiführung des Lasten- 
ausgleichsgesetzes 

3,5 73,8 

3,5 78,2 


Renten und Unterstützun- 
gen (einschl. sozialer Sachaus- 
gaben) 



L31 

Arbeitslosenhilfe 

195,7 

203,1 

L52, L61, 
L69 u. C17 

Kriegsopferversorgung 

3 985,5 

3 919,9 

L52 

Kriegsopferversorgung/Heil- 
behandlung 

271,2 

251,2 

L69 

Unterstützung von Kriegs- 
gefangenen usw 

9,0 4 461,5 

10,5 4 384,6 


Unterhaltung und Betrieb 



C 1 

Verteidigungszwecke 

482,0 

357,6 

Q23 

Bundesautobahnen 

40,7 

37,9 

Q23 

Bundesstraßen 

99,0 

95,6 

Q44, 49, 

Binnenwasserstraßen 



J33 

A- und B-Kosten .... 

57,7 

59,1 


C-Kosten .... 

lr9 

2,1 

Q 44 

Seewasserstraßen 




A- und B-Kosten .... 

65,1 

62,4 


C-Kosten .... 

0,8 747,2 

0,8 615,5 


Einfacher Um- und Ausbau 



Q23 

Bundesautobahnen 

10,5 

12,0 

Q23 

Bundesstraßen 

81,1 91,6 

83,5 95,5 


Fundstelle 
im Bundes- 
haushaltsplan 1961 


14 10/303 b 
14 11/304 

06 10/303 
06 25/304 

06 15/304 

05 02/303 


11 11/301, 305 


08 02/311 b, c, d 


11 11/300,302 

11 10/300 bis 302, 
305 bis 309 

11 10/303, 304 

26 02/303, 304, 305 


14 03 bis 14 21/ 
301 usw. 

12 10/aus 310 
[12 00—12 09] 

12 10/aus 310 
[10 00—10 09] 


12 03/300 Au. B 
302—305, 307, 308 

12 03/300 C 


12 03/301 Au. B, 
306 a 

12 03/301 C 


12 10/aus 310 
[12 10—12 19] 

12 10/aus 310 
[10 10—10 19] 
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Kennziffer 

im 

Funktionen- 

plan 


Haushalts-Soll 


Titel 

bzw. 

Titelgruppe 

Einnahme- bzw. Ausgabeart 

1961 

Regierungs- 

entwurf 

I960 

Fundstelle 

im Bundes- 
haushaltsplan 1961 



! — in Millionen DM — 


noch: 

300—399 


Ersatzleistungen, Ent- 







Schädigungen 






C 25 

Verteidigungs- bzw. Besatzungs- 
schäden 

99,9 

97,1 


35 Hau. b/311 

313, 322, 325, 

340 


S53 

Allgemeines Kriegsfolgengesetz 

53,5 153,4 

35,0 

132,1 

60 04/315 



Zahlungen an das Ausland 







(soweit aufteilbar) 






C 19 

Ausbildungshilfe usw. durch aus- 
ländische Stellen im Rahmen 
der Verteidigungsausgaben . . 

113,9 

106,0 


14 02, /303, 311,312, 
314, 315 


C21 

Verteidigungshilfe 


141,1 


(35 05 801) 


C21 

Restfinanzierung von Verpflich- 
tungen der ausländischen Streit- 
kräfte aus der Zeit vor dem 

5. Mai 1955 


30,9 


(35 06 300) 


C25 

Laut Abkommen mit Frankreich 
und Belgien (aus Anlaß der 
Deportation) 

0.2 

0,2 


35 11 a/314 


L32 

Rückführung von Deutschen .... 

7,5 

10,8 


40 03/307 


L32 

Unterstützungen für Deutsche im 
Ausland 

0,5 

0,5 


05 02/305 


L 39 u. Q 49 

Seemannsheime und Hilfsvereine 
im Ausland 

0,5 

0,5 


05 02/313,314 


L65 

Beiträge an internationale Orga- 
nisationen/Auswanderung .... 

4,0 

4,0 


40 04 '302— 304 


L69 

Internationales Komitee vom 
Roten Kreuz 

1.1 

1,3 


05 02/310 


S 12 

Gewinnanteil und Ausgleichszah- 
hmg an die Svenska Tänds- 
ticks Aktiebolaget 

4.2 

4,1 


60 02/301 


S 53 

Rückerstattung feststellbarer Ver- 
mögenswerte 

485,0 

250,0 


60 04/350 


S 53 

Äußere Restitution 

616,9 


549,4 

(60 04/351) 



Ausgaben, personeller Art 






A21 1 

A 22 / 

B 19 

Deutscher Bundestag und Bundes- 
rat (Aufwandsentschädigungen, 
Fahrkosten, Tagegelder) 

Kosten der besonderen Paß- und 
Sichtvermerkstellen 

20.5 

1,4 

20,0 

1,4 


02 01/300—305, 307, 
03 01/300, 301 

05 03/325 


B 29 

Vergütungen/Auswärtiger .Dienst 

0,3 

0,3 


05 02'306 


C25 

Für Arbeitskräfte im Dienst der 
ausländischen Streitkräfte .... 

8,1 

16,6 


35 11a, 35 llb/310 


E 52 

Oberstes Rückerstattungsgericht 

0,7 

0,8 


07 07/300 


Q8 

Vergütungen/Wetterdienst 

0,8 

0,7 


12 14/301 


Q 49 

Freie Lotsen 

14,4 46,2 

14,4 

54,2 

12 03/306 b 
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Kennziffer 


Haushalts-Soll 


Titel 


1961 


Fundstelle 

bzw. 

im 

Einnahme- bzw. Ausgabeart 

Regierungs- 

1960 

im Bundes- 

Titelgruppe 

Funktionen- 

plan 

entwurf 


haushaltsplan 1961 










— in Millionen DM — | 


HO dl: 






300—399 


Sonstige Ausgaben 





B29 

Pflege kultureller Beziehungen 






zum Ausland 

74.2 

45,3 

05 02/302 


C 15 

Miete für posteigene Stromwege 

18,0 

15,5 

14 14/304 


C 1 

Verteidigungsausgaben 

1 581,7 

1 469, 1 

1401 bis 1423 


C 19 

Desgl. zur Neudeckung von Aus- 






gaberesten aus Vorjahren .... 

862,0 

2 000, 1 

14 02/300 


C21 

Besatzungskosten und Auftrags- 






ausgaben in Berlin 
aj Besatzungskosten 

175,8 

168,0 

35 02/300- 305 



b) Auftragsausgaben 

darunter: 

30,1 

46,9 

35 03 u. 35 04/ 
300—309 



Besatzungssdiäden 

(1.2) 

(3,7) 

35 03/304 



Kapitalausgaben 

(26,9) 

(41,7) 

35 04/302 


C25 

Im Zusammenhang mit dem 






Aufenthalt ausländischer Streit- 
kräfte in der Bundesrepublik 
und in Berlin 

28,7 

29,2 

35 11 au. 35 11b/ 






308, 312, 323, 324, 
360 


C31 u. J39 

Ziviler Bevölkerungsschutz 

13,1 

5,5 

06 19/300—399 


C36, 39 

Notstandsmaßnahmen 

1.3 

1,1 

36 04, 36 06, 36 07 


D 1 

Verfassungsschutz 

4,5 

4,3 

06 09/300—312 


D21 

Bundesgrenzschutz 

27,8 

25,7 

06 25/301—320 
(ohne 304) 


D32 

Bundeskriminalamt 

2,5 

2,5 

06 10/300—312 


F41 \ 

Presse- und Informationsamt ... 

58,4 

43,9 

04 03/300, 303 


F49 J 



bis 312, 314, 

315 



F7 

Ziviler Ersatzdienst 

0.5 

- 

11 08 


F42 

Bundesnachrichtendienst 

44,3 

43,4 

04 04/300 


F49 

Öffentlichkeitsarbeit im Ausland 


5,0 

(05 03,^315) 


F51 

Bundeszentrale für Heimatdienst 

8,1 

7,7 

06 35/300, 303 


G 22 

Herstellung von Schuldurkunden 
u. ä 

77,7 

79,0 

32 03/300—304 


G9 

Erstattung von Verwaltungsauf- 


44,0 

60 02/302 



wand 

45,0 


Q 8 

Deutscher Wetterdienst 

4,9 

5,1 

12 14/300, 302—309 


J33 

Verkehrswirtschaftl. Forschungs- 


0,7 

12 10/310 [14 00] 



und Entwicklungsarbeiten .... 

0,8 


J33 

Aufträge an wirtschaftswissen- 


1.5 

09 02/305 



schaftliche Forschungsinstitute 

1,5 


J6 

Beitrag an die Stiftung »Preußi- 


4,5 

06 02/'31 1 



scher Kulturbesitz« 

7.0 


L4] 

Verwaltungskosten für den 


11,4 

08 02/310 [2—5] 



Lastenausgleichsfonds 

11,8 


M 11 

Bundesgesundheitsamt 

1,2 

1,1 

06 11/300,301, 
304—310 


P87 

Prägekosten für Münzwesen .... 

15,0 

12,5 

60 02/396 


Q 52 

Flugsicherung 

7.7 

8,9 

12 15/300—308 


Q23 

Ersatzraumbeschaffung, Abwick- 
lung 

13,9 

12,9 

12 10/'310 [10 84 





bis 10 86, 12 84 
bis 12 86] 



Q 23 

Kosten für neue Kredite 

9.3 


12 10 '310 [18 00] 
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Kennziffer 


Haushalts-Soll 


Titel 


1961 



Fundstelle 

bzw. 

im 

Fimktionen- 

plan 

Einnahme- bzw. Ausgabeart 

Regierungs- 

1960 

im Bundes- 

Titelgruppe 

entwurf 



haushaltsplan 1961 



— in Millionen DM — 



noch: 







300—399 

Q23 

Bundesanstalt für Straßenbau 







(Zuschuß) 

0,7 

— 


12 10/310 [19 00] 


Q23 

Verkehrsplanung, Entwürfe und 




i 12 10/310 [16 00] 



Bauaufsicht 

37,1 

31,6 



Q23 

Verkehrswirtschaftliche Unter- 







suchungen 

4,0 

3,8 


12 10/310 [17 00] 


S33 

Ankauf von Schuldurkunden . . . 

50,1 

60,2 


32 07/300,301,302 



Veröffentlichungen 

24,5 

22,7 


Sämtl. Einzelpläne 



übriges 

28,1 3 271,3 

32,2 

4 245, 1 




Zusammen .... 







Fachausgaben der Verwal- 







tung zusammen .... 

13 895,4 


14 567,4 


400—499 


Betriebsausgaben 






C 16 

Liegenschaften für Verteidigungs- 
zwecke 

0,4 

0,4 


14 12/403 


C31 

Gebühren für fernmeldetechnische 







Einrichtungen des zivilen Be- 
völkerungsschutzes bei der 
Bundespost 


3,7 


(06 19/400—404) 


J32 \ 

N47 / 

Betrieb der Fischereiforschungs- 
und -schutzboote 

2,5 

2,6 


10 01/400, 401 


N37 1 

Unterhaltung und Bewirtschaf- 






R 46 > 

S42 J 

tung des allgemeinen Sachver- 
mögens einschl. des Forst- 
splitterbesitzes 

73,0 

76,1 


24 03/400—499 



Sonstige 

1,0 76,9 

1,3 

84,1 

Sämtl. Einzelpläno 

500—509 

N17U.Q37 

Zuschüsse an Wirtschafts- 







unternehmen im Sinne 
des § 15 RHO 

1,0 


1,2 

24 03/501 

510—519 


Ausgaben an Sonderver- 







mögen 






Q37 

Anpassungshilfe an die Deutsche 







Bundesbahn zur Rationali- 
sierung des Personenverkehrs 

150,0 



12 02/516 


Q37 

Finanzhilfe für die Deutsche Bun- 




(12 02/513) 



desbahn 


350,0 



Q37 

An die deutsche Bundesbahn 




12 02/510 



gern. Verkehrsfinanzgesetz . . . 

145,0 

145,0 



Q37 

Zuschuß zum Wiederaufbau von 


5,6 


12 02/514,515 



Eisenbahnbrücken 

4,4 



Q37 

Ausgleich von betriebsfremden 







Lasten der Deutschen Bundes- 
bahn 

489,0 

314,0 


12 02/512, 513 


R61 

Überweisung des Aufkommens 







der Kohlenabgabe an die Treu- 
handstellen 

788,4 

— 

814,6 

(25 03/510) 

520—524 

S6 

Zuführung an Rücklagen.. 

- 


— 

60 02/520 

525—529 

S34 

Inanspruchnahme aus 





i 


Bürgschaften 

175,0 

1 


250,0 

32 08/525 
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Titel 

bzw. 

Titelgruppe 

Kennziffer 

im 

Funktionen- 

plan 

Einnahme- bzw. Ausgabeart 

Haushalts-Soll 

Fundstelle 

im Bundes- 
haushaltsplan 1961 

1961 

Regierungs- 

entwurf 

1960 

— in Millionen DM — 

530- -569 u. 


Darlehen 




570 ü— 599 a 








a) an Gebietskörper- 






schäften 





D21 

Bauvorhaben usw. für Bundes- 






grenz schütz 

- 

0.8 

(06 25/570 a, 571 a) 


L 12 

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 

7,5 

10,0 

11 11/580, 581 tw. 


Q37 

Nichtbundeseigene Eisenbahnen 

10,0 

10,0 

12 02/533 


R12 

Versuchsbauten 

5,0 

12,0 

25 02/570 a 


R61 

Förderung des Wohnungsbaues 

1 143,2 

1 453,4 

25 02/536, 580—588 


S 13 

Bundesdarlehen für Berlin 

--- 

50,0 

(60 05/571) 



a) zusammen .... 

1 165,8 

1 536,1 



b) an Beteiligungsunter- 






nehmen 





P79 

Kreditanstalt für Wiederaufbau 






zur Ablösung von Krediten . . 

0,2 

0,2 

60 02/550 


Q57 

Flughafengesellschaften 

3,7 

4,8 

12 1 7/570 a 


R61 

Deutsche Bau- und Bodenbank 






für Finanzierung von Familien- 






heimen 

6,0 

— . 

25 02/540 



b) zusammen .... 

9,8 

4,9 




c) an sonstige Empfänger 






im Inland 





C39 

Luftschutz-FIilfsdienst 

0,4 

0,3 

36 04/572 


L 12 

Für Arbeitsbeschaffung 

2,5 

3,0 

11 11/535, 536, 580, 






581 tw. 


L32 

Kriegsbeschädigte und Kriegs- 






hinterbliebene 

4.0 

3,2 

40 03/531 


N41 

Förderung der Fischerei 

0,8 

0,8 

10 02/585 a 


N51 

Förderung der ländlichen Sied- 






lung 

15,5 


10 02/571 a 


N61 

Aufstockung und Ansiedlung 






landwirtschaftlicher Betriebe 






usw. (»Grüner Plan«) 


- 

(10 02/573 a) 


02 

Erschließung des Emslandes .... 

1,0 

1,0 

10 02/570 a 


P64 

Berufliches Förderungsprogramm 






für die unselbständige Mittel- 






schicht 

2,5 


11 02/570 a (610) 


P 12 

Notstandsgebiete 

73,8 

87,0 

60 02/571 a 


R81 

Wiederaufbau Helgolands 



(60 02/573 a) 



c) zusammen .... 

100,5 

95,3 




d) an das Ausland 





P 16 

Förderung der jugoslawischen 






Wirtschaft 


40,0 

(32 09/530) 



Darlehen zusammen 

1 276,0 

1 676,3 
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Haushalts-Soll 



Kennziffer 

im 

Funktionen- 

plan 





Titel 


1961 


Fundstelle 

bzw. 

Einnahme- bzw. Ausgabeart 

Regierungs- 

1960 

im Bundes- 

Titelgruppe 


ent Wurf 


haushaltsplan 1961 



— in Millionen DM — 


570 b— 


Zuweisungen, Zuschüsse 




599 bu. 
000—679 


und Beihilfen 






Zuweisungen an 






a) Gebietskörperschaften 





C 16 

Finanzhilfe für militärische Vor- 






haben 

38,0 

26,0 

14 12/570 


C32, C36 1 

Zivile Notstandsplanung (Fern- 





u. C 39 j 

meldenetz, Straßenbau usw.) 

14,3 

31,8 

36 04/607 




(601,603—611), 

36 07/570, 572, 

574 




D 21 

Bauvorhaben usw. für Bundes- 

0,8 





grenzschutz 

0,8 

06 25/570 b, 571b 


F39 

Verwaltungshochschule Speyer. . 

0,2 

0,2 

06 02/610 


H9 

Kulturelle Maßnahmen in Grenz- 

12,8 





gebieten (Schulen) 

12,5 

27 01/602 a 


H9 

Kommunale Baumaßnahmen in 

2,2 





Bonn 

2,4 

60 02/625 


J 1 

Förderung der Hochschulen .... 

6,5 

6,5 

06 02/614 c tw. 


J52 

Zuschuß für das Hauptarchiv in 

0,4 





Berlin 

0,4 

06 13/600 


K4 

Kulturelle Maßnahmen im Zonen- 

3,6 





randgebiet 

4,0 

27 01/602 b 


K4 

Kulturpolitische Maßnahmen in 

16,0 





Berlin 

16,0 

27 01/607 


K 19 

Internationale Filmfestspiele in 

0,3 





Berlin 

0,3 

06 02/635 (3) 


L 12 

Arbeitsbeschaffung, Grundförde- 

15,0 





rung 

18,0 

11 11/580, 581 tw. 


L39 

Förderung des Interzonenreise- 

20,0 





verkehrs 

20,0 

27 01/603 


L62 

Für Kriegsgefangene zur Be- 

7,0 





schaffung von Hausrat 

7,5 

26 02/605 


Nil 

Förderung der Milchwirtschaft 






(»Grüner Plan«) 


31,0 

10 02,''630a und b 


Nil \ 

Förderung des Gemüse-, Obst-, 





N 18 / 

Gartenbaues sowie des Ein- 
satzes von Maschinen (einschl. 
»Grüner Plan«) 

0,3 

42,8 

10 02/578bund580b 


N 11 \ 

Förderung des Absatzes von 





N21 / 

landwirtschaftlichen Erzeug- 
nissen (»Grüner Plan«) 


21,7 

10 02/629 


N 18 

Aufrechterhaltung des Preis- 

4,0 





standes der Milch 

4,0 

10 02/665 


N18 

Übergebietlicher Ausgleich ge- 

15,0 





mäß Milch- und Fettgesetz . . . 

15,0 

10 02/631 


N19 

Berufs- und Fachausbildung auf 






dem Lande (einschl. »Grüner 
Plan«) 

7,6 

25,4 

10 02/603 a (2), , 

603 b (2) 


N21 

Tierseuchenbekämpfung (einschl. 

8,0 




»Grüner Plan«) 

27,8 

10 02/615 


N48 

Marktstützung und Förderung 

4,5 





des Fischabsatzes 

4,5 

10 02/677 a 


N61 

Flurbereinigung (einschl. »Grüner 






Plan«) 


150,0 

10 02/572 b 


N 18 

Treibstoffverbilligung für die 






Landwirtschaft 

156,2 

176,0 

10 02/679 a 
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Kennziffer 

im 

Fiinktioncn- 

plan 


Haushalts-Soll 


Titel 

bzw. 

Titelgruppe 

Einnahme- bzw. Ausgabeart 

1961 

Reyicrungs- 

entwurf 

1960 

Fundstelle 

im Bundes- 
haushaltsplan 1961 



— in Millionen DM — ■ 


noch: 






570 b-599 b 
11. 600—679 

N61 

Aufstockung und Ansiedlung 
landwirtschaftlicher Betriebe 

(»Grüner Plan«) 


168,5 

10 02/573 b 


N61 

Erschließungsmaßnahmen in 
Schleswig (Nordprogramm) . . 

22,5 

25,0 

10 02/579 b 


N 11 

Schädlingsbekämpfung 

1,7 

2,4 

10 02/614(613) 


O 1 

0 71 

Wasserwirtschaft (einschl. 

»Grüner Plan«) 

Ländliche Wasserversorgung 
(»Grüner Plan«) 

69,5 

128,7 

30,0 

10 02/575 b und 619, 
60 02/574 

10 02/576 b 


P 12 

Regionale Hilfsmaßnahmen .... 

45,0 

45,0 

60 02/571 b 


P 12 

Finanzhilfe an das Saarland .... 

10,0 

133,0 

60 02/601 (600) 


P 21 

Erschließungsarbeiten im Eisen- 
erzbergbau 

0,8 

1.2 

09 02/611 


Q 26 

Entschädigung an Gemeinden aus 
Anlaß der Übernahme der Bau- 
last für Privatstraßen des Bun- 
des 

2,0 

2,0 

24 03/601 


Q43 

Versuchsanstalt für Wasserbau, 
Berlin 

0.1 

0,1 

1 2 02/ 600 F 


Q 44 

Westberliner Wasserstraßen . . . 

2,1 

2,3 

1 2 03/600 


R46 

Ausbau der Wirtschaftswege 
(»Grüner Plan«) 


65,0 

10 02/574 b 


R61 

Förderung des Wohnungsbaues 

54,1 


25 02/570 b bis 588 b 


R62 

Prämien nach dem Wohnungs- 
bauprämiengesetz 

154,5 

100,0 

25 02/620 


R62 

Instandsetzung von Wohn- 
gebäuden 


3,9 

(25 03/608) 


R69 

Mietbeihilfen nach dem Gesetz 
über den Abbau der Wohnungs- 
zwangswirtschaft 

20,0 

3,0 

25 02/619 


S59 

Betreuung jüdischer Friedhöfe . . 

0,8 

0,7 

06 02/643 


S 11 

Grundsteuerbeihilfen 

9,0 1 

12,0 

25 02/600 


S 13 

Bundeshilfe für Berlin 

680,0 

770,0 

60 05/570 


S59 

Wehrmachtauskunftsstelle Berlin 

8,1 

8,0 

06 02/601 



a) zusammen .... 

1 412,6*) 

2 145,3 




b) Lastenausgleich 





L42 

Zuschuß an Ausgleichsfonds .... 

239,6 

279,8 

40 06/600 


L42 

Verstärkung des Härtefonds . . . 

100,0 

100,0 

40 06/601 



b) zusammen .... 

339,6 

379,8 




c) Sozialversicherung 





F69 

Krankenversicherungsträger für 
Statistiken 

0,2 

0,2 

1 1 02/603 


L22 

Zuschüsse zur Sozialversicherung 

6 436,2 

6 188,4 

11 13 



c) zusammen .... 

C 436,4 

6 188,6 




Zuweisungen 






zusammen .... 

8 188,6*) 

8713,7 



*) Der »Grüne Plan^< ist global veranschlagt und wird erst später aufgeteilt. Ein Vergleich der Abschnitts- 
summen ist somit zunächst nicht möglich. 
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Kennziffer 

im 

Funktionen- 

plan 


Haushalts-Soll 


Titel 

bzw. 

Titelgruppe 

Einnahme- bzvv\ Ausgabeart 

1961 

Regierungs- 

entwurf 

1960 

Fundstelle 

im Bundes- 
haushaltsplan 1961 



— in Millionen DM • — 


noch: 

570 b— 599 b 
u. 600—679 


Zuschüsse und Beihilfen 

a) an Beteiligungsunter- 






nehmen 





P5 

Kernreaktor Bau- und Betriebs- 
G.m.b.H. und Gesellschaft für 
Kernforschung 

22,6 

15,0 

31 02/640,641,642 


N 17 

Gutsbezirke 

0,4 

0,3 

24 03/602—605 


P 27 

Versuchsgrube »Tremonia« 

0,6 

0,6 

09 02/600 


Q57 

Deutsche Lufthansa 

47,0 

39,0 

12 17/571 a 


Q57 

Flughafengesellschaften 

11,3 

11,3 

12 17/570 b und c 


R61 

Deutsche Bau- und Bodenbank . . 

2,3 


25 02/587 c, 616 



a) zusammen .... 

84,2 

66,2 




b) an sonstige Empfänger 
im Inland 





B 21 

Förderung der europäischen Inte- 
gration 

0,1 

0,2 

05 04/610 


C 16 

Untertunnelung der Startbahn des 
Flugplatzes Neubiberg 

1,1 

0,5 

14 12/603 


C 16 

Zum Ausbau einer Wasserstraße 

1,0 

4,0 

14 12/600 


C 19 

Wohnungskostenzuschüsse für 
Angehörige der Bundeswehr . . 

3,0 

3,0 

14 02/605 


C 19 

Studienbeihilfen 

1,8 

1,5 

14 02/603 


C33 

An Rundfunkanstalten und Hilfs- 
organisationen (zivile Notstands- 
planung) 

7,2 

8,2 

36 04/602 (600) 


C35 

Für Notstandsvorräte 

89,5 

67,4 

36 06/620, 621,622 


C 34/36 

Bau und Unterhaltung von 
Schutzanlagen für Einrichtungen 
der öffentlichen Versorgung . . 

2,4 

18,0 

36 05/570—601 


C39 

Hilfskrankenhäuser, Sicherung 

der ärztlichen Versorgung ... 

0,2 

0,5 

36 07/571,573 

36 04/606, 608 


C 14 

Förderung der freiwilligen 
Krankenpflege 

2,0 

1,0 

14 08/610 


C 19 

Betrieb der NATO-Ölleitungen . . 

0,9 


14 02/613 


C 39, J 35 

Erprobungsbauten und Forschung 
für den baulichen Luftschutz . . 

6,7 

2,2 

36 09/575 b, 640, 642 


C39 

An Bundesluftschutzverband . . . 

16,0 

14,9 

06 19/602 


F 39/59 

FI9, Jl, 1 
J39, J4, \ 

K4 J 

Verwaltungsakademien, staats- 
bürgerliche Erziehung usw. . . . 

Wissenschaft, Forschung usw. . . 

4,8 

286,0 

5,3 

235,0 

06 02/612,613,620 

06 02/614 tw., 615 


J 31/32 

N 19/29/31 

Forschungsanstalt für Landwirt- 
schaft usw 

16,8 

13,7 

10 02/601, 602, 605 


J 33, P 69 

Luftfahrtforschung 

25,8 

27,1 

12 17/617 


J 33/39 

Industrie-, Bodenforschung usw. 

10,4 

8,2 

09 02/605,614 


J 34, P 5 

Atomfragen 

26,6 

26,4 

31 02/600—610, 


J 39, M 39 

Kulturelle Forschungsinstitute 
usw 

47,0 

47,5 

612—632 

27 01/600 


J4 

Abführung an »Stiftung Volks- 
wagenwerk« 

7,5 


24 02/600 


7 
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Haushalts-Soll 



Kennziffer 





Titel 


1961 


Fundstelle 

bzw. 

Titelgruppe 

im 

Funktionen- 

plan 

Einnahme- bzw. Ausgabeart 

Regierungs- 

entwurf 

1960 

im Bundes- 
haushaltsplan 1961 



— in Millionen DM — 


noch: 






570 b— 599 b 
u. 600—679 

J 5/6, \ 

K 1/4 / 

Kulturelle Aufgaben 

10,8 

6,9 

06 02/616, 635 tw., 






26 02/601 


K31 

Förderung von Naturschutzparks 

1,5 

2,0 

10 02/604 


K5 

Kirchliche Angelegenheiten .... 

7,4 

7,2 

06 02/608, 634 


L 12 

Arbeitsbeschaffung, Grundförde- 






rung 

2,5 

3,6 

11 11/580, 581 tw. 


L 22/33/36/ 

Für Fürsorgezwecke 

72,3 

71,5 

06 02/570 a [1] 


39 




und c, 645; 

29 01/661 


L36 

Frachtkosten für Liebesgaben- 






Sendungen usw 

2,8 

4,7 

06 02/570 a [3, 4] 


L59 

Kriegsopferversorgung, Zu- 






sdiüsse an Anstalten und zur 
fachlichen Fortbildung 

0,2 

0,4 

11 10/650—653 


L66 

Betriebliche Altersversorgung . . 

3,0 

2,6 

1 1 02/600 


L69 

Pensionskasse Deutscher Eisen- 






und Straßenbahnen 

25,5 

18,0 

60 04/641 


M 1 u. 2, J 6 

Gesundheit, Sport 

3,7 

4,1 

06 02/617, 646, 650, 


M2 

Nürburgring G.m.b.H. und 



657, 658 



Deutsch. Aero-Club 

0,3 

0,3 

1 2 02/608 und 






12 17/618 


M39 

Bundesjugendplan 

80,2 

81,0 

29 01/571 


N 11 

Stillegung von Mühlen 

10,5 

10,5 

10 02/668 


N 11/18 

Förderung des Saatgutwesens, 






des Weinbaues, der Land- 
technik usw 

3,9 

7,3 

10 02/600, 607, 






609, 611 


N 18 

Zinsverbilligungszuschüsse für 






agrar- und ernährungswirt- 
schaftliche Maßnahmen 

82,9 


10 02/673 


N 14 

Vorratshaltung 

453,1 

462,6 

10 02/620 


N19, J31 

Förderung von Wissenschaft, 






Messen usw 

7,8 

13,7 

10 02/603 a (1), 






603b (1), 606, 

650, 652, 670 


N41, J32 

Förderung der Fischerei 

1,1 

1,5 

10 02/585 6 


N51 

Ländliche Siedlung 

115,0 

126,4 

10 02/5716 


O 2 

Emsland 

31,5 

35,0 

10 02/570 6 


09 

Wasserwirtschaft 

1.0 

0,7 

31 03/650 bis 675 


P21 

Uranbergbau 

1,8 

3,0 

31 02/611 


Pl,2u,6 

Handwerk, Messen, Handel, Wirt- 






schaft 

18,9 

20,2 

09 02/601—604, 606, 


P39 

Verstärkung der Elektrifizierung 



610,615 



(»Grüner Plan«) 


5,0 

10 02/577 6 


P64 

Berufliches Förderungsprogramm 






für die unselbständige Mittel- 
schicht 

2,5 

2,5 

11 02.570 b 


Q 11 

Zur Sicherung des Güterverkehrs 






mit Berlin 

40,0 

35,0 

27 01/'604 


Q19,49,J33 

Verkehrsforschung 

1,0 

1,1 

12 02/600 (ohne F) 


Q22 

Verkehrssicherheit und 






-erziehung 

3,6 

3,5 

12 12/600—602 
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Kennziffer 

im 

Funktionen- 

plan 


Flaushalts-Soll 


Titel 

bzw. 

Titelgruppe 

Einnahme- bzw. Ausgabeart 

1961 

Regierungs- 

entwurf 

1960 

Fundstelle 

im Bundes- 
hdushaitsplan 1961 



— in Millionen DM — 


noch: 

570 b— 599 b 
11. 600—679 


Treibstoffverbilligung für: 





Q48 

Schiffahrt 

38,9 

37,8 

12 02/679 a 


Q 38 

Verkehrsbetriebe 

35,4 

18,5 

12 02/679 b 



Werkfernverkehr 

1,0 

- 

12 02/679 c 


N48 

Fischerei 

3.5 

3,5 

10 02/679 b 


P68 

Gewerbliche Wirtschaft 

21,3 

12.8 

09 02/679 


Q 52 

Luftfahrtgerät 

0,0 

0,1 

12 16/600 


Q 2—9 

Verkehrswirtschaft 

7.0 

7,2 

12 02/601—607 


Q59 

Verkehrsfliegerschule Bremen . . 

1.1 

3,8 

12 17,571 b 


R12, 19 1 

U.J35 / 

Förderung des Wohnungsbaues 
(Forschung, Versuchsbauten 

usw.) 

2,9 

4.6 

25 02 '570 c, 601,604 
612—616 


R62 

Baulandbeschaffung und 

-erschließung 

3,4 

^ 4.5 

25 02 611 


R62 

Bau von Familienheimen und 
Eigentumswohnungen 

9.0 

15,0 

25 02/606 


R81 

Wiederaufbau Plelgolands 

1.8 

2,0 

60 02 573 b 


S 19 

Zahlungen nach dem Sparprämien- 
gesetz 

1.0 

1,0 

60 04 620 


S53 

Entschädigung an Bedienstete ehe- 
maliger jüdischer Gemeinden 

16,0 

19,0 

06 15/609 


S59 

Kosten der Kriegsgräberunter- 
haltung 

9,0 

9,0 

05 02 630 


S 59 

Suchdienstaufgaben 

8,1 

8,9 

26 02/602 



Übriges 

13,6 

14,3 




b) zusammen .... 

*) I 714,5 

1 577,2 




c) an das Ausland 





ß29 

Beitrag zum zivilen Teil der 
NATO 

5,6 

5,8 

05 02/673 


C 19 

Beitrag zur NATO 

30,3 

26,5 

14 02/600 


C 19 

Anteil an den Kosten gemein- 
samer NATO-Einrichtungen . . 

57,5 

19,3 

14 02 601,610, 612, 
614 


C 19 

Beitrag an zentraleuropäische 
Behörde für Betriebsstoffern- 
Icitungen 

0,4 

0,3 

14 02/611 


119 

Europäische Universität 

3,0 


60 06 626 


L 15, P 16,1 
P 19, P 59 1 

Beiträge an europäische wirt- 
schaftliche Zusammenschlüsse . . 

66,5 

243,2 

60 06/620—625 


P 16 

Förderung von entwicklungsfähi- 
gen Ländern 

63,3 

59,0 

05 02/669 


L39 

Für hilfsbedürftige Deutsche im 
Ausland 

3,1 

2,6 

06 02/570 a [2] 


S59 

Finanzierung des Internationalen 
Suchdienstes in Arolsen 

2,0 

1 

2.0 

26 02/675 



Beiträge an internationale Orga- 
nisationen 

38,7 

34,6 

Sämtl. Einzelpläne 



c) zusammen .... 

1 270,4 

393,3 



) Der > Grüne. Plan global veranschlagt und wird erst s])äter aufgeleill. Ein Vergleich der Abschnitts- 
suinnnm ist somil zunächst nicht inöcjhch. 



Drucksache 2050 


Deutscher Bundestag — - 3. Wahlperiode 


Titel 

bzw. 

Titelgruppe 


680—698 


Kennziffer 

im 

Funktionen- 

plan 


Haushalts-Soll 

Einnahme- bzw. Ausgabeart 

1961 

Regierungs- 

entwurf 

1960 


— 

in Millionen DM — 



Zuschüsse und Beihilfen 






zusammen 

*) 

2 069,1 


2 036,5 


Darlehen 





P64 

Berufliches Förderungsprogramm 
für die unselbständige Mittel- 
schicht 




2,5 


Zinsen 






a) an Gebietskörper- 






schäften 





S 31/32 

Erstattung von Ausgleichsforde- 
rungen aus der Umstellung 
überörtlicher Berliner Uraltgut- 
haben 

3,0 


3,0 


S 31/32 

Erstattung der Aufwendungen 
für die Ausgleichsforderungen 
der Deutschen Pfandbriefanstalt 






a) zusammen .... 

0,9 


0,9 



b) an sonstige Empfänger 

3,9 


3,9 



im Inland 





S 31/32 

für Ausgleichsforderimgen 

282,4 


283,3 


S 31/32 

für Bundesanleihen 

164,0 


129,5 


S 31/32 

für Schuldbuchforderungen der 
Sozialversicherungsträger .... 

61,1 


61,5 


S 31/32 

für Kredit von der Export-Import- 
Bank und aus ERP-Mitteln . . . 





S 31/32 

für die verbrieften Reichs- 
schuldentitel 

96,0 


100,0 


S 31/32 

für Betriebsmittelverstärkungen. 

50,0 


40,0 


S 31/32 

Altsparerentschädigung 

58,9 


114,7 



b) zusammen .... 

712,4 


729,0 



c) an das Ausland 





S 31/32 

Auslandsschulden gemäß Lon- 
doner Schuldenabkommen u.dgl. 

191,5 


207,5 


S 31/32 

Abkommen mit der Schweiz .... 

11,5 


11,9 


S 31/32 

Verbindlichkeiten aus der Liefe- 
rung von Überschußgütern . . . 



0,5 



c) zusammen .... 

203,0 


219,9 



Zinsen zusammen.... 


919,3 


952,8 


Tilgung 

a) an Gebietskörper- 






schaften 





S 31/32 

Erstattung der Tilgungsleistun- 
gen für die Ausgleichsforde- 
riingen, deren Schuldner die 
Länder sind 

120,0 


115,0 



Fundstelle 
im Bundes- 
haushaltsplan 1961 


(11 02/610 a) 


32 09 aus 685 


32 09 aus 683 


32 05/680 a, b 
aus c, d, e 

32 05/680 m,n,o 

32 05/680 aus f, h, i 

(32 05/680 1) 

32 05/683 a 
32 05/681 
32 05/690 a 


32 05/680 aus k 
32 09/aus 680 

(32 05/aus 686) 


32 09/686 
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Haushalts-Soll 



Kennziffer 

im 

Funktionen- 

plan 





Titel 

bzw. 

Einnahme- bzw. Ausgabeart 

1961 

Regierungs- 

1960 

Fundstelle 

im Bundes- 

Titelgruppe 


entwurf 


haiishaltsplan 1961 



— in Millionen DM — 


noch: 






680—698 

S 31/32 

Erstattung von Ausgleichsforde- 






rungen aus der Umstellung 
überörtlicher Berliner Uraltgut- 
haben 

1.0 

1,0 

32 09 aus 685 


S 31/32 

Erstattung der Aufwendungen für 






die Ausgleichsforderungen der 
Deutschen Pfandbriefanstalt . . 

0,4 

0,3 

32 09 aus 683 



a) zusammen .... 

121,4 

116,3 




b) an sonstige Empfänger 






im Inland 





S 31/32 

' Ausgleichsforderungen 

33,8 

32,9 

32 05/680 


S 31/32 

Schuldbuchforderungen der So- 



aus c, d, e 



zialversicherungsträger 

22,2 

21,5 

32 05/680 


S 31/32 

Bedienung der verbrieften Reichs- 



aus f, h, i 



schuldentitel 

31,0 

35,0 

32 05/683 b 


S 31/32 

für verspätet vorgelegte Prämien- 






Schatzanweisungen 

0,1 

0,1 

32 05/682 


S 31/32 

Altsparerentschädigung 

38,4 

23,3 

32 05/690 b 


S 31/32 

Sonderkredit Saarland 

85,0 

82,5 

32 05/691 



b) zusammen .... 

210,5 

195,3 




c) an das Ausland 





S 31/32 

Auslandsschulden gemäß 






Londoner Schuldenabkommen 
u. dgl. 






Vorkriegsschulden 

33,3 

77,3 

32 05/680 aus k 



Nachkriegsschulden 

110,7 

112,3 

32 05/685 


S31 32 

Leistung des Bundes nach dem 






Gesetz zur Ausführung des 
Abkommens vom 27. Februar 
1953 über deutsche Auslands- 
schulden 


1.1 

(32 09/682) 


S 31 '32 

Abkommen mit der Schweiz .... 

10,4 

10,0 

32 09 aus 680 


S 31/32 

Verbindlichkeiten aus der Liefe- 






rung von Überschußgütern . . . 

— 

75,5 

(32 05'aus 686) 



c) zusammen .... 

154,4 

276,2 



Tilgung zusammen.... 

486,3 

587,8 




Sonstige Leistungen 





Q6 

Zur Verbesserung der Kapital- 






struktur der Deutschen Bun- 
despost (Kapitaldienst einer 

200 Milk DM Anleihe der 
Deutschen Bundespost) 

14,0 

14,0 

32 05/689 


S 31 '32 

Erstattung von Zahlungen an die 






Konversionskasse 

- 

— 

(32 09/684) 


S 31,^32 

Zahlungen auf Grund des Aus- 






landsbonds-Entschädigungs- 
qesetzes 

3,9 

45,0 

32 05/692 
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Titel 

bzw. 

Titelgruppe 

Kennziffer 

im 

Funktionen- 

plan 

Einnahme- bzw. Ausgabeart 

Haushalts-Soll 

Fundstelle 

im Bundes- 
haushaltsplan 1961 

1961 

Regierungs- 

entwurf 

1960 

• — ■ in Millionen DM — 

noch; 






680—698 

^ S54 

Wiedergutmachung an Israel . . . 

250,0 

250,0 

32 09/681 


S54 

Leistung des Bundes nach dem 






deutsch-portugiesischen Ver- 






mögensabkommen 

267,9 

4,0 313,0 

(32 09-690) 

699 

S72 

Minderausgaben zufolge 






10^0 i ge r Sperre 

- 

- 1 223,7 

(60 02/699) 



Zusammen .... 


28 776,1 




dazu unter Einmalige Ausgaben 






nachgewiesen 

1 666,4 ■ 

1 484,5 

12 10/aus 310 



Allgemeine Ausgaben 






insgesamt .... 

29810,3 

30 260,6 




Einmalige Ausgaben 




700—709 


Erwerb von unbeweg- 






lichem Vermögen 

103,1 

23,8 

Sämtl, Einzelpläne 



darunter: 





C25 

für Verteidigungszwecke 

(5,0) 

(5,0) 

35 11 a u. b 


Q23 

für Bundesfernstraßen (Allge- 






meine Ausgaben) 

(7.4) 

(5,5) 

12 10/aus 310 


S42 

Bundesvermögens- und Bauver- 



[10 80, 1081] 



waltung 

(9,7) 

(11,9) 

24 03/706, 707 

710—849 


Neu-, Um- und Erweite- 






rungsbauten 

1 872,0 

1 683,5 

Sämtl. Einzelpläne 



darunter; 





C 1 

für Verteidigungszwecke einschl. 






Mietvorauszahlungen 






(14 12/829) 

(-) 

(1-2) 

14 (ohne 14 12/830) 



für Verteidigungszwecke 

(45,4) 

(49.7) 

35 1 1 a u. b 


Q23 

für Bundesfernstraßen (Allge- 






meine Ausgaben) 

(1 659,1) 

(1 479,0) 

12 10'aus310 






[1020—10 71, 






1091, 






1 1 00—1 1 09, 






12 20—12 71] 



Darlehen 





C 16 

Wohnungsbau für nichtkaser- 






nierte Angehörige der Bundes- 






wehr 

13,0 

8,3 

14 12 829, 830 


G 1 

an die Bundesbahn für Neubau 






von Dienstgebäuden 

1,5 

1,3 

08 04 711 (4), 715 






(,9, 10), 723 (5, 6), 


G 1 

an Gebietskörperschaften für 



734, 741 



Schaffung von Diensträumen . . 

0,4 

0,5 

08 04/717 (1) 


R62 

zur Schaffung von Wohnraum 






für Verwaltungsangehörige . . 

44,4 59,3 

11,8 21,9 

25 02 830 a 
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Kennziffer 

im 

Funktionen- 

plan 


Haushalts-Soll 


Titel 

bzw. 

Titelgruppe 

Einnahme- bzw. Ausgabeart 

1961 

Regierungs- 

entwurf 

1960 

Fundstelle 

im Bundes- 
haushaltsplan 1961 



— in Millionen DM — 


850—869 


Anschaffung von Dienst- 






und beamteneigenen 
Fahrzeugen 

886,1 

1 025,7 

Sämtl. Einzelpläne 



darunter: 





C 1 

für Verteidigungszwecke 

(841,7) 

(979,7) 

14 

870—889 


Anschaffung von Einrich- 






tungsgegenständen, Ma- 
schinen u. dgl 

434,4 

283,0 

Sämtl. Einzelpläne 



darunter: 





C 1 

für Verteidigungszwecke 

(343,2) 

(203,3) 

14 

890—900 


Erwerb von Beteiligungen 





P 5, J 34 

zur Errichtung des Kernreaktors, 
von Versuchsreaktoren u. dgl. 

22,5 

42,2 

31 02/890—896 


R6 

an wohnungswirtschaftlichen 
Unternehmen 

12,0 34,5 

5,9 48,1 

25 02/890, 895 

901—998 


Subventionenundsonstige 






Einmalige Ausgaben 






Subventionen 





N 18 

Preisausgleich für eingeführtes 
Getreide 

0,5 

0,5 

10 02/951 


N 18 

Zuschuß zum Milchauszahlungs- 
preis an Länder (»Grüner Plan«) 


350,0 

10 02/961 


N 18 

Ausgleichsbeträge zur Förderung 
der deutschen Eierwirtschaft . . 

65,0 

65,0 

10 02/958 


N18 

Verbilligung von Handelsdünger 
(»Grüner Plan«) 


230,0 

10 02/962 


N 18/48 

Zinsverbilligungszuschüsse für 

die Konsolidierung kurzfristi- 
ger Verbindlichkeiten und zur 
Förderung agrar- und ernäh- 
rungswirtschaftlicher Maßnah- 
men (einschl. »Grüner Plan«) . . 


141,2 

10 02/956 


P29 

Frachthilfe für Beförderung von 
Steinkohlen 

104,0 


60 02/957 


P68 

Zinsverbilligung bei der Um- 
schuldung von Krediten an 
kriegsgeschädigte und Flücht- 
lings-Betriebe 

1,3 

0,1 

09 02/954, 957 


Q48 

Zinszuschüsse für private Dar- 
lehen zum Handelsschiffbau . . 

8,0 *) 178,8 

9,8 796,6 

12 02/950 


"') Der >^Grünc Plan« ist global veranschlagt und wird erst später aufgeleilt. Ein Vergleich der Absdinitts- 
summen ist somit zunächst nicht möglich. 
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Kennziffer 

im 

Fimktionen- 

plan 


Haushalts-Soll 


Titel 

bzw. 

Titelgruppe 

Einnahme- bzw. Ausgabeart 

1961 

Regierungs- 

entwurf 

1960 

Fundstelle 

im Bundes- 
haushaltsplan 1961 



— in Millionen DM — 


noch: 

901-^998 


Sonstige Einmalige Aus- 






gaben 





B 21 

Kosten für internationale Ver- 
handlungen 

— 

0,7 

(05 01,957) 


C 1 

Ausstattung mit Material für die 
Truppen 

3 043,2 

2 140,5 

14 03 bis 14 22 


C 19 

Beschaffungsnebenkosten für Ma- 
terialkäufe im Ausland für 
Verteidigungszwecke 

49,9 

32,0 

14 02 '995 a 


C25 

Ausgleich von Besatzungs- und 
Vermögensschäden 

31,0 

15,0 

35 11 a,/ 950, 951 


C31,C32 

Bundesamt für zivilen Bevölke- 
rungsschutz 

33,3 

57,8 

06 19/950—960 


C32, C39 

Einrichtungen für den Luftschutz- 
warndienst usw 

103,7 

68,8 

36 04 950— 961 


C 34, C 36 

Zivile Notstandsplanung auf dem 
Gebiet der öffentlichen Versor- 
gung, der Ernährung, des Ver- 
kehrs und der Nadirichtenver- 
bindungen 

153,6 

^ 147,2 

36 05—36 08 


D2i 

Bevorratung für den Bundes- 
grenzschutz und die Bereit- 
schaftspolizei der Länder 

8.0 


06 25 950 


F61 

Vorbereitung und Durchführung 
von Statistiken 

3,5 

2,3 

06 08 950— 963 


J6, J5l 

Neu- und Wiederaufbau von 
Museen und Bibliotheken .... 

1,4 

0,7 

06 02, 950— 970, 

984 


J 34, 119 

Förderung der Kernforschung . . 

73,9 

75,9 

31 02/950—959 


J35 

Untersuchung der deutschen Ener- 
giewirtschaft durch Arbeits- 
gemeinschaftwirtschaftswissen- 
schaftlicher Forschungsinstitute 
e. V 


1,3 

(09 02/959) 


J32 

Anschaffung eines Fischerei- 
forschungsschiffes 

2,3 


10 01/951 


K5 

Zuschuß zum Eucharistischen 
Weltkongreß 1960 in München 


2,0 

(06 02, 984) 


L 11 

Gründungsbeitrag an das »Inter- 
nationale Institut für Arbeits- 
und Sozialfragen«, Genf 


3,2 

(11 02 950) 


L 19 

Hilfsmaßnahmen für Arbeiter der 
Kohle- und Stahlindustrie .... 

78,5 


60 02/955 


L22 

An Österreich gemäß Sozial- 
versickerungsabkommen 

2,5 

4,3 

11 13/(952), 953 


L22 

Rehabilitationszentren für 

Spezialbehandlung bestimmter 
Verletzten- und Krankheits- 
gruppen 

5,0 


11 02/952 


L32 

Kosten der Kriegsfolgenhilfe vor 
dem 1. April 1955 

1.4 

1.4 

40 03/960 


L39 

Darlehen für heimatlose Aus- 
länder 

1,7 

5,0 

40 03/951 


M 1/2 

Nil 

Gesundheit, Sport usw 

Linderung von Ernte-, Witte- 
rungs- und Hochwasserschäden 

20,1 

1,8 

10,1 

1.7 

06 02/973 und 

06 11/950 

10 02/970 
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Kennziffer 

im 

Funktionen- 

plan 


Haushalts-Soll 


Titel 

bzw, 

Titelgruppe 

Einnahme- bzw. Ausgabeart 

1961 

Regierungs- 

entwurf 

1960 

Fundstelle 

im Bundes- 
haushaltsplan 1961 



— Millionen DM — 


noch: 

901^998 

N 11 

Erstattung von Lastenausgleichs- 
abgaben für Niederungsgebiele 
(»Grüner Plan«) 



14,0 


10 02/963 


N 15 

»Grüner Plan« 1961 *) 

1 400,0 


(1 211,0) 


10 02/'990 


N 16 

Wirtschaftsförderung in den west- 
lichen Grenzgebieten 

5,0 


15,3 


60 04/950 


N51 

Seßhaftmachung von Landarbei- 
tern (»Grüner Plan«) 



25,0 


10 02/965 


P69 

Internat. Arbeitsausstellung 

Turin ’ 

0,4 


. _ 


1 1 02/951 


P67 

Zuweisungen an die Bundes- 
druckerei 

1,0 


5,6 


13 03/901 


Q 44 

Bundeswasser- und Schiffahrts- 
verwaltung 

5.7 


4.8 


12 03/950—983 


R 62 

Wohnungsfürsorge für Verwal- 
tungsangehorige 

1,0 


- 


25 02/830 b bis d 


R67 

Darlehen an Gemeinnützige Deut- 
sche Wohnungsbaugesellschaft 





(25 02/962) 


S34 

Rückerstattung der Deutschen 
Bundesbank aus dem Garantie- 
konto für Rüstungskdufe im 
Ausland 



- 399,3 


{32 08/990) 


S42 

Erstattung von Investierungen 
Dritter usw 

3,0 


6,0 


24 03/951 


S42 

Beseitigung militärischer Anlagen 
des Westwalls 

3.6 


4,0 


24 03/960 


S54 

Abkommen mit dem Iran über die 
Liquidierung des Verrechnungs- 
verkehres 



2,4 


(60 04/952) 


S 54 

Leistungen nach Art. 3 des deutsch- 
niederländischen Finanzvertra- 
ges vom 8. April 1960 

2,0 




60 04/953 


J 39 

Minderausgaben 



0,1 


(06 34/990) 



Sonstiges 

6.1*] 

1 5 042,6 

5,7 

2 253,2 


999 

S 8 

Zur Deckung von Fehl- 
beträgen aus Vorjahren 


154,3 



60 02/999 



Zusammen .... 




6 135.8 




davon ab: im Flaushaltsplan als 
Allgemeine Ausgaben veran- 
schlagt 


1 666,4 


1 484,5 

12 10/ aus 310 



Einmalige Ausgaben 

insgesamt .... 

7 098,5 

4 651,3 




Ordentliche Ausgaben 

insgesamt .... 

42 744,7 

40 464,5 








''') Der »Grüne Plan« ist; global veranschlagt und wird erst spater aufgeteilt. Ein Vergleich der Abschnitts- 
summen ist soniii zunächst nicht möglich. 


8 
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Kennziffer 

im 

Funktioncn- 

plan 


Haushalts-Soll 


Titel 

bzw. 

Titelgruppe 

Einnahme- bzw. Ausgabeart 

1960 

Regierungs- 

entwurf 

1959 

Fundstelle 

im Bundes- 
haushaltsplan 1961 



— 

- Millionen DM — 





Außerordentlicher Haushalt 






300—325 


Verteidigung 







C 19 

Neudeckung von Ausgabcreslcn 
aus Vorjahren 


638,0 



A 14 02/300 


S53 

Leistungen laut Kriegs- 








folgengesetz 


10,0 


20,0 

A 60 04/315 

530—599 


Darlehen 







M 19 

an gemeinnützige Krankenan- 
stalten 

25,0 


25,0 


A06 02/571 


C 16 

an Gebietskörperschaften für 
Aufschließungskosten bei mili- 
tärischen Bauten 

12,0 


12,0 


A 14 12/570 b 


L39 

an Spitzenverbände der freien 
Wohlfahrtspflege 

9,0 


10,0 


A06 02/570 b 


L62 

an ehemalige Kriegsgefangene 
und politische Häftlinge zum 
Existenzaufbau 

28,0 


34,0 


A 26 02/530 


N51 

Ländliche Siedlung (an Dritte) . . 

162,2 


150,0 


A 10 02/571 a 


N51 

Agrarstrukturelle Maßnahmen . . 



130,0 


A 10 02/573 a 


R 61 11. 62 

an die Länder zur Förderung des 
sozialen Wohnungsbaues .... 



40,0 


(A 25 03/534, 535) 


R62 

zur Förderung von Instand- 
setzungsarbeiten an Wohn- 
gebäuden 

5,0 


20,0 


A 25 03/531 


S 13 

an Berlin 

150,0 

391,1 

210,0 

631,0 

A 60 05/571 

570 b -679 


Zuschüsse 







C34 

Zivile Notstandsplanung 

37,9 

161,9 



A 36 04/600, 

A 36 05/570, 573 


j34 

Europäische Atomgemeinschaft . . 

60,0 




A 60 06/624 


P 16 

Entwicklungsfonds für übersee- 
ische Länder 

64,0 


- 


A 60 06 622 

700—709 

C 25 

Erwerb von unbeweg- 
lichem Vermögen 


66,0 


66,0 

A 35 1 1 a und b 

710—849 


Bauten 







C25 

Freimachung von ehemals be- 
schlagnahmten Gebäuden, 
Ersatzbauten 

42,5 


32,0 


A 35 1 1 a und b 


C36, 39 

Zivile Notstandsplanung 

61,8 




A36 04, 36 07, 36 08 


D21 

Bundesgrenzschutz 

50,0 


43,0 


A 06 02 710, 711 


R 54,08 

Bundeswasser- und Schiffahrts- 
verwaltung 

113,1 


115,2 


A 12 03710—821 


R 62 

Bundeseigener Wohnungsbau . . 


267,4 

0,3 

190,5 

(A 25 03 830 b) 



1 
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Kennziffer 

im 

Funktionen- 

plan 


Haushalts-Soll 


Titel 

bzw. 

Titelgruppe 

Einnahme- bzw. Ausgabeart 

1961 

Regierungs- 

entwurf 

1960 

Fundstelle 

im Bundes- 
haushaltsplan 1961 



— Millionen DM — 


nodx: 

710 849 


Darlehen 







Q47 

Bundeswasser- und Schiffahrts- 
verwaltung 

8,6 


8,8 


A 12 03/820 


R62 

Förderung des Wohnungsbaues 
— Wohnraum für Verwal- 
tungsangehörige 



27,0 


( A 25 03/830 a) 


C 16 

Unterbringung von nichtkaser- 
nierten Angehörigen der Bun- 
deswehr iisw. 

250,0 

258,6 

350,0 

385,8 

A 14 12/830 

890—990 


Sonstiges 







C3ü 

Ausbau von Brücken 

4,8 




A 36 07/'967 


N 15 

»Grüner Plan« 1961 *) 

150,0 


(130,0) 


A 10 02/990 


P5 

Errichtung von Versuchsreak- 
toren 

21,5 




A 31 02 891 


P 16 

Beteiligung am Grundkapital der 
Internationalen Entwicklungs- 
organisation 

42,8 




A 60 04 '893 


P 27 

Finanzierung der Saarberg- 
werke AG 

25,9 


37,0 


A 24 02 891 


P59 

an europäische wirtschaftliche 
Zusammenschlüsse 



63,0 


(A 60 06 890 -892) 


P59 

Europäische Gesellschaft für Kern- 
brennstoffe (EUROCi lEMIC) . . 

3,2 





A 60 06/892 


P77 

Zahlungen an die Weltbank .... 

32,8 


32,8 


A 60 04/892 


P 77 

an Internationalen Währungs- 
fonds 





(A 60 04 894) 


P77 

Aufstockung des Grundkapitals 
der Landesrentenbank 

4,0 




A 60 02/'890 


■ Q 57 

Deutsche Lufthansa AG. und 
Flughafen AG 

20,8 


30,4 


A 12 17 

892, 893 


R 46, 54 

Bundeswasser- und Schiffahrts- 
verwaltung 

4,9 


5,2 


A 12 03/951—964 


R57 

Rhein-Main-Donau AG 

4,9 


2,4 


A 12 03/890, 891 


R57 

Neckar-AG (Darlehen) 

9,0 

324,4 

9.0 

179,8 

A 12 03,/950 



Außerordentliche Ausgaben 

insgesamt .... 

2 117,4 

1 473,1 




Gesamtausgaben .... 

44 862,1 

41 937,6 








3 Der »Grüne Plan« ist global veranschlagt und wird erst später aufgeteilt. Ein Vergleich der Abschnitts- 
summen ist somit zunächst nicht möglich. 


Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen 

in 
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Anlage 2 


Änderungsvorschläge und Bemerkungen 
des Bundesrates 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen und 
Bemerkungen des Bundesrates 


Ä. Haushaltsgesetz 1961 


1. Zu § 1 

Die in § 1 des Haushaltsgesetzes aufgeführten Be- 
träge sind den Änderungsvorschlägen unter C (Be- 
merkungen zu den Einzelplänen) entsprechend zu 
ändern. 

2. Zu § 6 

Diese Vorschrift entspricht dem § 7 des Haushalts- 
gesetzes 1960. Die Anwendung dieser Vorschrift hat 
im Ergebnis zu einer Kürzung der Zuwendungen 
des Bundes für den Grünen Plan geführt, denn bei 
verschiedenen Titeln hat die Bundesregierung die 
Übertragung von Ausgaberesten aus dem Haus- 
haltsjahr 1959 zwar genehmigt, aber im Hinblick 
auf diese Übertragung neue Mittel gar nicht oder 
nur in verringerter Höhe bewilligt; die Ansätze des 
Haushaltsplans 1960 sind in diesen Fällen über- 
haupt nicht oder nur zum Teil ausgeschüttet wor- 
den. 

Bei Verabschiedung des Haushaltsplans entsteht in 
der Öffentlichkeit und vor allem auch in der Land- 
wirtschaft der Eindruck, daß Mittel in bestimmter 
Höhe zugewendet werden. Bei dem dargestellten 
Verfahren werden in Wirklichkeit lediglich Mittel 
aus den Ansätzen früherer Haushaltsjahre im Wege 
der Übertragung von Resten noch verausgabt. — 
Das geschilderte Verfahren erscheint außerdem in 
den Fällen nicht vertretbar, in denen Ausgabereste 
deshalb entstanden sind, weil es sich um Zuschüsse 
für Bauten handelt und diese Bauten aus Gründen, 
die die Bauherren nicht zu vertreten haben, nicht 
in dem geplanten Zeitraum fertiggestellt werden 
konnten. Auch läßt sich das Entstehen von Ausgabe- 
resten nicht vermeiden, wenn die Richtlinien des 
Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten erst — wie es leider vielfach der Fall ist 
— wegen verspäteter Verabschiedung des Haus- 
haltsgesetzes nach Ablauf eines Teils des Haus- 
haltsjahres herausgegeben werden. Der Bundesrat 
ist der Ansicht, daß in all diesen Fällen die Über- 
tragung von Ausgaberesten genehmigt werden muß, 
ohne daß die neuen Ansätze entsprechend gekürzt 
werden. 


Zu 1. 

An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 


Zu 2. 

An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

§ 6 des Entwurfs des Haushaltsgesetzes 1961 (§ 7 
Haushaltsgesetz 1960) steht in einem engen Zusam- 
menhang mit § 5. Diese ebenfalls schon im Haus- 
haltsgesetz 1960 enthaltene Vorschrift dient einer 
schrittweisen Wiederinkraftsetzung der Grundsätze 
des § 75 RHO über die Deckung des rechnungs- 
mäßigen Fehlbetrages des Bundeshaushalts. Im 
Interesse einer kontinuierlichen Fortführung des 
durch sie im Rechnungsjahr 1959 eingeleiteten plan- 
mäßigen Abbaues des hohen Gesamtfehlbetrages 
des Bundeshaushalts soll durch die ergänzende 
Vorschrift des § 6 — wie schon im laufenden Rech- 
nungsjahr — verhindert werden, daß Ausgaben zu 
Lasten der überhöhten und nicht gedeckten Aus- 
gabereste zu einem kassenmäßigen Defizit und 
damit zu einer unerwünschten weiteren Erhöhung 
des rechnungsmäßigen Fehlbetrages führen. 

§ 6 betrifft im übrigen nur die kassenmäßige Aus- 
führung des Haushaltsplans. Es bedarf keiner nähe- 
ren Begründung, daß sich die tatsächlichen Gesamt- 
ausgaben des Bundes während des Rechnungsjahres 
im Rahmen der tatsächlich eingegangenen Gesamt- 
einnahmen halten müssen. Die Haushaltsansätze 
werden jedoch durch § 6 nicht berührt, da bei über- 
tragbaren Mitteln die nicht ausgegebenen Beträge 
nach Maßgabe des § 30 RHO über das Rechnungs- 
jahr hinaus zur Verfügung bleiben. 
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B. Allgemeine Bemerkungen 


Der Bundesrat nimmt davon Kenntnis, daß die Bun- 
desregierung auch für das Rechnungsjahr 1961 einen 
in Einnahme und Ausgabe ausgeglichenen Entwurf 
des Haushaltsplans vorgelegt hat. Er begrüßt ins- 
besondere, daß der Haushaltsausgleich nicht erst in 
Fortsetzung der Praxis früherer Jahre durch die Ein- 
setzung eines globalen Einsparungsbetrages erreicht 
wurde, der im laufenden Jahr 1960 auf einen An- 
satz von 1,2 Mrd. DM angehoben worden war. 
Erfreulich ist die Feststellung, daß die auf Grund der 
bisherigen Haushaltspraxis des Bundes entstande- 
nen ungedeckten Ausgabereste, die am 31. März 
1960 immerhin 7,1 Mrd. DM betrugen, auch im näch- 
sten Rechnungsjahr weiter durch sogenannte Neu- 
deckungen bereinigt werden sollen. 

Der Bundesrat sieht sich aber veranlaßt, auf fol- 
gende Punkte besonders hinzuweisen: 

1. Der Entwurf des Bundeshaushalts 1961 entspricht 
nicht den konjunkturpolitischen Forderungen, 
die zur Zeit zu erheben sind. 

a) Dem Entwurf des Bundeshaushaltsplans liegt 
die Annahme zugrunde, daß das Bruttosozial- 
produkt von 1960 auf 1961 um 6 v. H. steigen 
wird. Das Haushaltsvolumen wird jedoch in 
diesem Zeitraum um rd. 7 v. H. erhöht. Damit 
würde der Bundeshaushalt von der deutschen 
Volkswirtschaft gegenüber dem Vorjahre 
mehr in Anspruch nehmen als dem von ihm 
erwarteten Steigerungssatz des Bruttosozial- 
produktes entspräche. 


b) Es muß im Hinblick auf die vorstehenden 
Gesichtspunkte Bedenken erwecken, daß der 
außerordentliche Haushalt wesentlich erhöht 
wird. 


c) Für den staatlichen Hochbau sollten, wenn 
eine Drosselung nicht möglich ist, wenigstens 
keine Mittel aus zusätzlicher Verschuldung 
eingesetzt werden. Wenn es auch in dem oft 


Zu 1. a) 

Die Abschlußzahlen des Haushaltsentwurfs 1961 lie- 
gen mit 44,8 Mrd. DM um 2,9 Mrd. DM (+ 7 v. H) 
höher als im Rechnungsjahr I960; berücksichtigt 
man jedoch, daß im Rechnungsjahr 1960 das Ga- 
rantiekonto für Rüstungskäufe aufgelöst und diese 
Rückeinnahme (0,4 Mrd. DM) als Minderausgabe 
behandelt wurde, d. h. von dem Ausgabevolumen 
des Rechnungsjahres 1960 abgesetzt worden ist, so 
verringert sich der Ausgabezuwachs im Rechnungs- 
jahr 1961 von 2,9 auf 2,5 Mrd. DM bzw. von 7 auf 
6 V. H. und übertrifft mithin nicht die Zunahme des 
Sozialprodukts. Von der Ausgabesteigerung des 
Rechnungsjahres 1961 entfallen überdies 1,7 Mrd. 
DM, das sind rd. zwei Drittel auf die Zunahme des 
Verteidigungsaufwandes, dessen Höhe aber natur- 
gemäß nicht nach konjunkturpolitischen Erfordernis- 
sen gestaltet werden kann, sondern sich aus den 
bestehenden Verpflichtungen für die Bundesrepu- 
blik als NATO-Macht und der besonderen inter- 
nationalen Lage ergibt. Dazu sei jedoch bemerkt, 
daß ein erheblicher Teil der Rüstungsausgaben 
nicht inlandswirksam ist. 

Zu l.b) 

Ein außerordentlicher Haushalt von 2,1 Mrd. DM 
ist gemessen an der Kapitalbildung nicht überhöht. 
Der Bund wird sich im übrigen auch im Haushalts- 
jahr 1961 darum bemühen, seine Kreditbedürfnisse 
der Gesamtlage des Kapitalmarktes anzupassen, 
jede Gefährdung des Geld- und Kapitalmarktes zu 
vermeiden und auf eine Kreditaufnahme zu ver- 
zichten, solange und soweit andere Deckungsmittel 
zur Verfügung stehen. 

Zu 1. c) 

Der bundeseigene Hochbau stellt nur einen Bruch- 
teil der Eigeninvestitionen und Investitionsförde- 
rungsmaßnahmen des Bundes dar; diese sind im 
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behaupteten Umfang sicherlich nicht zutrifft, 
daß der staatliche Hochbau zu einer kon- 
junkturellen Überhitzung beigetragen habe, 
so sollte der Bund sich doch in dem Rahmen, 
in dem von dieser Seite her überhaupt auf 
den Konjunkturablauf Einfluß genommen 
werden kann, seinen Erfordernissen besser 
anpassen, als es vorgesehen ist. Insbesondere 
sollte der Baubeginn den konjunkturpoliti- 
schen Notwendigkeiten angepaßt werden. 

2. Die sichtbaren Subventionen des Bundeshaus- 
halts sind 

von 8,3 Mrd. DM im Rechnungsjahr 1959 
auf 9,9 Mrd. DM im Rechnungsjahr 1960 
und jetzt gar 

auf 10,4 Mrd. DM im Rechnungsjahr 1961 

gestiegen. Diese wiederum vorgesehene Erhö- 
hung der Subventionen, die im Gegensatz zu 
den bisher abgegebenen Erklärungen steht, ent- 
spricht nach Ansicht des Bundesrates nicht den 
wirtschaftspolitischen Zielsetzungen des Bundes. 

Des Bundesrat bittet auf einen Abbau der Sub- 
ventionen hinzuwirken. 

3. Hinsichtlich des Personalhaushalts stellt der 
Bundesrat fest, daß nach dem sogenannten Uber- 
rollungshaushalt 1960 im neuen Haushalt Stel- 
lenvermehrungen und Stellenerhebungen in 
einem größeren Umfange enthalten sind als in 
den Vorjahren. Er ist aber der Ansicht, daß die 
Stellenvermehrungen und die Stellenhebungen 
behutsamer hätten angefaßt werden können. Es 
sind insgesamt 4268 Personalvermehrungen 
(ohne Soldaten) und 1100 Stellenhebungen 
(ohne Soldaten) vorgesehen. 


4. Nach den Vereinbarungen zwischen Bund und 
Ländern sollen Dotationsauflagen den Ländern 
nur ausnahmsweise auferlegt werden. Der Bundes- 
rat stellt fest, daß sich die Zahl der Dotations- 
auOagen im Bundeshaushalt 1961 nicht verrin- 
gert, sondern sogar noch erhöht hat, und zwar 
ohne Berücksichtigung der von der Bundesregie- 
rung aufgestellten Grundsätze. 


Stellungnahme der Bundesregierung 

Rechnungsjahr 1961 mit knapp 5,9 Mrd. DM niedri- 
ger veranschlagt als im Rechnungsjahr 1960, in dem 
Investitionen von knapp 6,2 Mrd. DM vorgesehen 
sind. Dieser Rückgang des Investitionsaufwands 
erstreckt sich in vollem Umfang auf die Ausgaben 
für den Wohnungsbau, die von 2,2 auf 1,8 Mrd. DM 
zurückgehen. 


Zu 2. 

Die Steigerung der sichtbaren Begünstigungen im 
Rechnungsjahr 1961 gegenüber dem entsprechenden 
Vorjahreszeitraum beruht im wesentlichen auf der 
Erfüllung gesetzlicher, teilweise schon in der 2. 
Wahlperiode begründeter Verpflichtung der Bun- 
desregierung. Durch eine Zunahme der zu Leistun- 
gen verpflichtenden Tatbestände ergeben sich 
höhere Belastungen, ohne daß die Verpflichtungen 
formal ausgeweitet worden wären. Zu einem ande- 
ren Teil ist die Steigerung auf die besondere Ent- 
wicklung im Agrarbereich zurückzuführen. Die Bun- 
desregierung ist nach wie vor um einen Abbau der 
Subventionen bemüht. 

Zu 3. 

Von den im Haushaltsentwurf 1961 enthaltenen 
4268 neuen Stellen und 1100 Stellenhebungen ent- 
fallen 2171 neue Stellen und 114 Hebungen auf den 
Verteidigungsbereich, der im Zuge des fortschrei- 
tenden Aufbaues der Bundeswehr eine zwangsläu- 
fige weitere Personalverstärkung erfährt. Im zivilen 
Verwaltungsbereich betragen die Personalmehrfor- 
derungen 2097 Stellen — davon 509 Beamte, 1243 
Angestellte und 345 Arbeiter — und 986 Hebun- 
gen — davon 738 Beamte und 248 Angestellte. 
Sie sind in ihrer Mehrzahl die unvermeidliche Folge 
neuer gesetzlicher Aufgaben (z. B. Aufbau des 
Bundespatentgerichts, Aufgabenerweiterung einer 
Reihe von Forschungsanstalten auf technischem 
Gebiet, der Dienststellen für den zivilen Bevölke- 
rungsschutz, für Verfassungsschutz, für Flugsiche- 
rung sowie des Statistischen Bundesamtes). Der 
Personalbedarf für diese neuen gesetzlichen Aufga- 
ben konnte durch personelle Umbesetzungen nicht 
gedeckt werden. Dies ist u. a. darauf zurückzufüh- 
ren, daß in den Rechnungsjahren 1959 und 1960 die 
Ansätze für Personalausgaben mehr oder weniger 
„überrollt" worden sind, so daß auf nennenswerte 
Personalreserven in der Bundesverwaltung nicht 
mehr zurückgegriffen werden kann. 

Zu 4. 

Dotationsauflagen sind nur nach den Grundsätzen 
vom 12. Februar 1959 in den Bundeshaushaltsplan 
aufgenommen worden. Die Zahl hat sich gegenüber 
den Vorjahren nur geringfügig verändert. Soweit 
bisher Vereinbarungen nicht getroffen worden sind, 
lag es daran, daß über die Verteilung der verfüg- 
baren Mittel noch keine endgültige Klarheit be- 
stand. 
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5. Der Bundesrat vermißt im Bundeshaushalt 1961 
einen Ansatz für die Erstattung der Zinsen auf 
Ausgleichsforderungen. Er hält die Ausbringung 
eines Leertitels für notwendig. 


Stellungnahme der Bundesregierung 

Zu 5. 

Vergleiche hierzu die Stellungnahme der Bundes- 
regierung zu Kap. 32 09 Tit. 687. 


C. Bemerkungen zu den Einzelplänen 


Einzelplan 06 — Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern — 

Kap. 06 02 — Allgemeine Bewilligungen — 

Tit. 614 — Förderung der Wissenschaft — 

a) Allgemeine und langfristige Förderung 


Die Erläuterungen zu 2. sind durch folgende Aus- 
führungen zu ergänzen: ' 

„Den für Baumaßnahmen und Erstausstattungen 
veranschlagten Mitteln liegt der auf den Bund ent- 
fallende Anteil in dem vorgesehenen Fünfjahres- 
programm zum Ausbau der bestehenden Hochschu- 
len zugrunde, an dem sich der Bund und die Länder 
mit je 1 Milliarde beteiligen wollen; der Ansatz 
entspricht dem für das Rechnungsjahr 1961 geschätz- 
ten Bedarf." 


An der Regierungsvorlage wird festgehalten. Die 
Bundesregierung wird sich bemühen, das vom Wis- 
senschaftsrat aufgestellte Programm in dem vorge- 
sehenen Rahmen zu fördern. 


Tit. 615 — Zuschüsse auf dem Gebiete des Bildungswesens — 
a) Studentenförderung 


b) Zuschuß für den Deutschen Ausschuß für das Erziehungs- und Bildungswesen 

c) Förderung von überregionalen Bildungsmaßnahmen und -einrichtungen 


Die im Bundeshaushalt 1959 zu Kap. 06 02 Tit. 615 
verwendete Zweckbestimmung „Studentenförde- 
rung" ist wieder zu übernehmen. 

Für den „Zuschuß für den Deutschen Ausschuß für 
das Erziehungs- und Bildungswesen" und für die 
„Förderung von überregionalen Bildungsmaßnah- 
men und -einrichtungen" sind gesonderte Titel zu 
schaffen. 

Die vorgeschlagene Regelung dient der sachlichen 
und haushaltsrechtlichen Klarstellung. 


Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß die Zu- 
schüsse auf dem Gebiete des Bildungswesens im 
Interesse der Übersichtlichkeit in einem Titel ver- 
einigt bleiben sollen. Dem entspricht die Zweck- 
bestimmung. 
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Kap. 06 15 — Bundesverwaltungsamt in Köln — 

Tit, 302^ — Aufwendungen für Kriegsgräber — 

Der Ansatz ist auf 13 540 000 DM (abgerundet) zu An der Regierungsvorlage wird festgehalten, 
erhöhen. 

Die der in den Erläuterungen vorgesehenen Veran- 
schlagung für Pflege und Instandsetzungen zu- 
grunde gelegten Beträge von 10, — DM pro Einzel- 
grab und 4 ,- — DM pro qm Sammelgrabfläche rei- 
chen nach den bisherigen Ermittlungen der Durch- 
schnittskosten nicht mehr aus. 

Lohnerhöhungen und die in den letzten Jahren ein- 
getretenen Preissteigerungen, die sich insbesondere 
bei den Baumaterialien auswirken, bedingen die 
Heraufsetzung der Pauschsätze auf 
14,— DM pro Einzelgrab 
und 

6, — DM pro qm Sammelfläche. 

Wird die jetzige Höhe der Pauschsätze, die in kei- 
ner Weise die Preissteigerungen und Lohnerhöhun- 
gen berücksichtigt, belassen, so sind die Länder 
nicht in der Lage, die ihnen nach § 2 Abs. 1 des 
Kriegsgräbergesetzes obliegende Verpflichtung zu 
erfüllen. 

Im übrigen steht die Verordnung des Bundesmini- 
sters des Innern über die Festsetzung der Pausch- 
sätze noch aus. Würde sie nach Inkrafttreten des 
Haushaltsgesetzes höhere Pauschsätze festsetzen, so 
wäre der Mehrbedarf nicht sofort verfügbar. 

Es sind daher zu veranschlagen 

für 641 768 Einzelgräber je 14, — -DM = 8 984 752 DM 

und 

für 356 088 qm Sammelgrabfläche je 6, — ■ DM 
= 2 136 528 DM. 


Kap. 06 34 — Institut für Ost-Westforschung in Köln • — 

Kap. 06 34 ist zu streichen. An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Statt dessen ist unter Kap. 06 02 ein Ansatz für 
einen Zuschuß in gleicher Höhe mit der Zweckbe- 
stimmung 

„Förderung von Untersuchungen auf dem Gebiet 
der Ost-Westforschung" 
zu schaffen. 

Der Errichtung eines Instituts für Ost-Westforschung 
stehen offenbar Schwierigkeiten, insbesondere per- 
soneller Art, entgegen. Darüber hinaus bestehen 
nach wie vor grundsätzliche Bedenken hinsichtlich 
der Zweckmäßigkeit und Notwendigkeit der Errich- 
tung eines besonderen Bundesinstituts für diesen 
Zweck. 

Die auch nach Ansicht des Bundesrates sachlich 
außerordentlidi wichtigen und dringlichen Arbeiten 
auf diesem Gebiet würden durch die vorgeschlagene 
haushaltsmäßige Ausbringung eines Zuschußtitels 
bei Kap. 06 02 wesentlich schneller und zweckdien- 
licher in Angriff genommen und gefördert werden 
können. 
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Kap. A 06 02 — Allgemeine Bewilligungen — 


Tit. 571 — Darlehen zur Deckung des Nachholbedarfs freier gemeinnütziger Krankenanstalten und 
privater Krankenanstalten, die die Voraussetzungen der Gemeinnützigkeits Verordnung erfüllen 

(§ 10 Abs. 2 und 3 GemVO) — 


Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
sollte die Einbeziehung der kommunalen Kranken- 
häuser in die vorgesehene Förderungsmaßnahme 
geprüft werden. 

Die Konferenz der für das Gesundheitswesen zu- 
ständigen Minister und Senatoren der Länder hat 
am 8. April 1960 in Saarbrücken einstimmig folgende 
Entschließung gefaßt: „Die für das Gesundheits- 
wesen verantwortlichen Minister und Senatoren 
der Länder begrüßen die Absicht der Bundesregie- 
rung, zur Deckung des Nachholbedarfs und zur 
Durchführung von Rationalisierungsmaßnahmen 
Mittel für langfristige unverzinsliche Darlehen an 
Krankenanstalten bereitzustellen. Sie halten es für 
erforderlich, in diese Bundeshilfe auch die kommu- 
nalen Krankenhausträger einzubeziehen." 

Die Ministerpräsidentenkonferenz 1960 wird sich am 
6. und 7. Oktober 1960 in Stuttgart mit der Frage 
der Einbeziehung der kommunalen Krankenanstalten 
in diese Bundeshilfe beschäftigen. 


Die Bundesregierung nimmt von der Anregung 
Kenntnis, bemerkt jedoch, daß es sich bei der För- 
derung kommunaler Krankenhäuser um eine Auf- 
gabe handelt, für die ausschließlich die Länder und 
Gemeinden die finanzielle Verantwortung tragen. 


Einzelplan 08 — Gescbäftsbereicb des Bundesministers der Finanzen — 

Kap, 08 02 — Allgemeine Bewilligungen — 

Tit. 305 — Sächliche Kosten für maschinelle Versuche bei der Steuerveranlagung und -erhebung — 

Im Satz 2 der Erläuterungen sind die Worte „bun- 
deseinheitlichen Buchungsordnung" durch die Worte 
„einheitlichen Buchungsordnung im Bundesgebiet" 
zu ersetzen; der Klammerzusatz ist zu streichen. 

Es ist Aufgabe der Länder, eine einheitliche Bu- 
chungsordnung zu erlassen. 


An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Die Buchungsordnung für die Finanzämter ist eine 
Verwaltungsvorschrift im Sinne des Artikels 108 
Abs. 6 GG. Es ist deshalb Aufgabe der Bundes- 
regierung, eine einheitliche Buchungsordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates herauszugeben. 


Kap. 08 04 — Bundesfinanzverwaltung — 

Tit. 101 — Dienstbezüge, Zulagen und Zuwendungen für planmäßige Beamte (einschließlich der in 

Planstellen angestellten Beamten auf Probe) — 

Tit. 104 — Dienstbezüge der nichtbeamteten Kräfte — 


In Einzelplan 08 Kap. 08 04 weist der Entwurf des 
Bundeshaushalts bei der Bundesbetriebsprüfungs- 
stelle 10 Beamte und 13 Angestellte und Arbeiter 
gegenüber dem laufenden Rechnungsjahr mehr aus. 
Der Bundesrat läßt es dahingestellt sein, ob der 


Der Geschäftsanfall bei der Zentralen Bundesbe- 
triebsprüfungsstelle — Steuer — macht die vor- 
gesehene Personalverstärkung erforderlich. 

Da die Aufgaben der Zentralen Bundesbetriebsprü- 
fungsstelle — - vorwiegend Konzernprüfungen mit 
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Geschäftsanfall eine derartige Personalvermehrung 
gebietet. Er hat aber erhebliche Bedenken dagegen, 
daß mit der Ausbringung dieser Stellen in den Spit- 
zenstellungen ein Stellenkegel geschaffen wird, der 
angesichts der zu erledigenden Arbeiten nicht ange- 
bracht ist und im Vergleich zu den Ländern nicht 
widerspruchlos hingenommen werden kann. Im Be- 
triebsprüfungsdienst der Länder ist wesentlich ge- 
ringer dotiertes Personal tätig. Hieraus ergeben sich 
einmal Schwierigkeiten für die Zusammenarbeit, 
zum anderen unterstützt ein derartiger Stellenkegel 
die Abwanderungstendenzen, die dazu führen, daß 
weiterhin die tüchtigsten Kräfte aus dem Landes- 
dienst zum Bund übertreten. Im Interesse ihrer eige- 
nen Betriebsprüfung können die Länder diese Ent- 
wicklung nicht gutheißen. 


Stellungnahme der Bundesregierung 

besonderem Schwierigkeitsgrad — in den meisten 
Fällen über den Bereich eines oder mehrerer Länder 
hinausgehen, ist ein Vergleich mit den Aufgaben 
der Betriebsprüfung der Länder und auch mit der 
Einstufung der Betriebsprüfungsbeamten der Länder 
kaum möglich. 

Zur Frage der Abwerbung von Landesprüfern wird 
darauf hingewiesen, daß der Übertritt eines Landes- 
beamten in den Bundesdienst nur mit Zustimmung 
des Landes möglich ist. Von einer Abwerbung kann 
deshalb in diesem Zusammenhang nicht gesprochen 
werden. 


Einzelplan 09 — Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft — 

Kap. 09 10 — Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen — 


Kap. 09 10 ist zu streichen. 

Der Bundesrat hat sich in seiner Stellungnahme zum 
Entwurf eines Gesetzes über das Kreditwesen (BR- 
Drucksache 50/59 — ■ Beschluß — Allgemeiner Teil II 
— BT-Drucksache 1114 Anlage 2) für eine regionale 
Organisation der Bankenaufsicht ausgesprochen. 

Im Hinblick auf diese Stellungnahme und auf Grund 
der Tatsache, daß vorerst nicht damit gerechnet 
werden kann, daß der Entwurf des Gesetzes über 
das Kreditwesen Gesetzeskraft erhält, ist das Kap. 
09 10 zu streichen. 


An der Regierungsvorlage wird festgehalten, da mit 
der Verabschiedung eines Gesetzes über das Kredit- 
wesen, in dem die Errichtung des Bundesaufsichts- 
amts für das Kreditwesen als Bundesoberbehörde 
vorgesehen ist, Anfang 1961 gerechnet wird. 

Für den Zeitpunkt der Errichtung des neuen Amtes 
müssen Planstellen bereitgestellt werden, in die Be- 
amte eingewiesen werden können. Deshalb sind in 
den Entwurf zunächst 11 Planstellen eingestellt wor- 
den. Diese Anzahl stellt eine Mindestanforderung 
dar, damit das Amt überhaupt seine Arbeit auf- 
nehmen kann. Sonst sind nur Verfügungssummen 
ausgeworfen. Die Verfügungssummen sowie die 
Planstellen sind gesperrt. Die Entsperrung kann 
erst nach Inkrafttreten des Gesetzes erfolgen. 


Einzelplan 10 — Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten — 

Kap. 10 02 — Allgemeine Bewilligungen — 

Tit. 571 — Förderung der ländlichen Siedlung — 

a) In Absatz 5 der Erläuterungen am Schluß ist das An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 
Wort „abgewickelt" durch das Wort „durchge- 
führt" zu ersetzen. 

b) In Absatz 7 der Erläuterungen ist die Zahl 
„37 700 000 DM" durch die Zahl „47 700 000 DM" 
zu ersetzen; weiter sind hinter den Worten 
„ . . . und zwar für ..." die Worte „Betriebs- 
festigung und Konsolidierung ... 10 000 000 DM" 
einzufügen. 
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In dem Entwurf für den Bundeshaushaltsplan für 
das Jahr 1961 sind Betriebsfestigungsmittel nicht 
mehr ausdrücklich erwähnt. 

In den Erläuterungen zu Tit. 571 heißt es in Ab- 
satz 5 nur noch, daß die Betriebsfestigungsxnaß- 
nahmen aus den Mitteln zu a) und b) abgewi<;Jcelt 
werden können (1960: „durchgeführt“ werden). Es 
ist jetzt auch in der Aufstellung der Nebenkosten 
(Absatz 7 der Erläuterungen zu Tit. 571) kein Betrag 
mehr eingesetzt. 

Diese Fassung könnte zu Zweifeln darüber Anlaß 
geben, ob auch nach dem 31. Dezember 1960 ein- 
gehende Anträge gefördert werden können. 

Ein Abschluß der Betriebsfestigungsaktion bis zu 
diesem Zeitpunkt ist nicht möglich. In Niedersachsen 
z. B. war bis zum 31. August 1960 die Betriebsfesti- 
gung für 456 auf Vollerwerbsstellen angesetzte 
Heimatvertriebene und Sowjetzonenflüchtlinge 
durchgeführt. 50 Entschuldungsanträge liegen zur 
Zeit noch dem Bewilligungsausschuß der Obersten 
Siedlungsbehörde vor, 400 Anträge werden von der 
Niedersächsischen Landgesellschaft vorbereitet. Mit 
dem Eingang weiterer Anträge muß gerechnet wer- 
den. Grob geschätzt wird man insgesamt noch mit 
der Bearbeitung von 600 Anträgen rechnen müssen. 
In anderen Ländern besteht eine ähnliche Situation. 

Die Betriebsfestigungsmittel werden weiterhin drin- 
gend benötigt für 

1. die Abwicklung der vorliegenden Anträge, so- 
weit sie bis zum 31. Dezember 1960 nicht erledigt 
sind, 

2. die Bedienung neuer Anträge, 

3. die Konsolidierung bei auslaufenden Pachten. 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Tit. 604 — Zuschüsse zur Förderung von Naturparken und Landschaftsschutzmaßnahmen — 


Der Ansatz ist auf die Höhe des Vorjahres anzu- 
heben. 

Es handelt sich um ein zunehmend dringliches An- 
liegen im Interesse der Volksgesundheit, das zu- 
gleich von allgemeiner kultureller Bedeutung ist. 


An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Die Förderungsmaßnahme fällt nach der im Grund- 
gesetz festgelegten Aufgabenverteilung in erster 
Linie in den Zuständigkeitsbereich der Länder. Die 
Höhe der freiwilligen Bundeszuschüsse richtet sich 
nach der Haushaltstage und nach dem Umfange der 
Aufwendungen der Länder für unmittelbare Natur- 
schutzaufgaben. 


Tit. 613 — Zuschüsse zur Förderung der Zucht des Warmblutpferdes Trakehner Abstammung — 

Der Tit. 613 ist mit einem Ansatz von 100 000 DM An der Regierungsvorlage wird festgehalten, 
wiederherzustellen. 

Der Ernährungsausschuß des Bundestages hatte am 

4. Oktober 1950 den Beschluß gefaßt, daß die För- 
derung der Warmblutzucht Trakehner Abstammung 
im Bundesgebiet bis zur Rückgliederung der Ost- 
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gebiete eine gemeinschaftliche Aufgiabe des Bundes 
und der Länder ist. 

Infolge dieses Beschlusses und auf Grund eines 
Vertrages zwischen dem Land Niedersachsen und 
dem Trakehner Verband wurden für die im Nieders. 

Hengstaufzuchtgestüt Hunsrück gehaltene Herde von 
50 ostpreußischen Stuten mit deren Nachzucht im 
Bundeshaushalt seit 1952 80 000 DM und im nieder- 
sächsischen Landeshaushalt 40 000 DM jährlich ver- 
anschlagt. Außerdem wurde bisher bei dem genann- 
ten Titel des Bundeshaushalts ein Zuschuß von 
20 000 DM für die Erhaltung der Trakehner Pferde- 
zucht im Lande Rheinland-Pfalz ausgewiesen. In 
dem Entwurf des Bundeshaushalts 1961 «ind die 
Zuschüsse von 80 000 DM und 20 000 DM nicht mehr 
enthalten. 

Eine Streichung dieser Mittel würde eine Preisgabe 
des seinerzeit durch den Ernährungsausschuß des 
Bundestages festgelegten Grundsatzes bedeuten 
und die Gefahr in sich bergen, daß dieses in jahr- 
hundertelanger systematischer Arbeit geschaffene. 

Kulturgut des deutschen Ostens verloren geht. 

Es erscheint daher die Wiederherstellung des oben 
bezeichneten Titels dringend notwendig, zumal auch 
das Ausland in steigendem Maße an diesen Pferden 
Interesse bekundet. 

Ein ausführliches Gutachten über die Notwendigkeit 
der Erhaltung der Trakehner Zucht, das von Herrn 
Oberlandstallmeister a. D. Dr. Heling erstellt ist, 
liegt dem Bundesernährungsminister bereits vor. 

Deckungsvorschlag 

Als Deckungsmöglichkeit bietet sich der Ansatz bei 
Einzelplan 10 Kap. 10 02 Tit. 958 „Ausgleichsbeträge 
auf Grund des Gesetzes zur Förderung der deutschen 
Eierwirtschaft" an. 


TiL 673 — Zuschüsse zur Verbilligung von Zinsen für Darlehen zur Förderung vordringlicher agrar- 

und ernährungswirtschaftlicher Maßnahmen — 

In den Erläuterungen zu Tit. 673 b) Nr. 7 ist der An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 
Betrag von 270 000 DM durch 180 000 DM zu er- 
setzen und nach Buchstabe b ein neuer Buchstabe c 
mit folgendem Wortlaut einzufügen: 

„c) Verbilligung von Kapitalmarktmittein für die 
Große Heringsfischerei 90 000 DM'' 

Um der großen Heringsfischerei zur Überwindung 
der derzeitigen schwierigen Wirtschaftslage die 
Aufnahme von Überbrückungsdarlehen zu trag- 
baren Bedingungen zu erleichtern, müssen Kapital- 
marktmittel auf die Dauer bis zu 5 Jahren verbilligt 
werden. 
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Tit. 958 — Ausgleichsbeträge auf Grund des Gesetzes zur Förderung der deutschen Eierwirtschaft -- 


Der Bundesrat nimmt Bezug auf seine Entschließung 
zu vorstehendem Titel des Einzelplans 10 im Haus- 
haltsgesetz 1960 (s. S. 13 der Anlage zur BR-Druck- 
sache 354/59 — Beschluß — BT-Drucksache 1400 
Anlage 2 S. 94). Der Bundesrat hält derartig hohe 
Subventionen nach wie vor nicht für vertretbar und 
bittet daher die Bundesregierung, die notwendigen 
gesetzlichen Maßnahmen zu einer wesentlichen 
Minderung dieser Subvention in die Wege zu leiten. 


Die Gewährung der Ausgleichsbeträge beruht auf 
dem mit Zustimmung des Bundesrates beschlossenen 
Initiativgesetz zur Förderung der deutschen Eier- 
wirtschaft vom 31. März 1956. Die Bundesregierung 
bemüht sich seit längerer Zeit, die Förderung auf 
eine neue gesetzliche Grundlage zu stellen. 


Tit. 970 — Maßnahmen zur Milderung von Ernte-, Hochwasser- und Witterungsschäden in den Jahren 
1954, 1956 und 1957 sowie Trockenheitsschäden 1959 — 


Der Bundesrat weist darauf hin, daß der große 
Umfang der Ernteschäden 1960 im ganzen Bundes- 
gebiet Hilfsmaßnahmen des Bundes und der Länder 
für die betroffenen Betriebe erforderlich machen 
wird. Eine große Zahl von landwirtschaftlichen Be- 
trieben wird Kredite in Anspruch nehmen müssen, 
um den Anschluß an die neue Ernte 1961 zu finden. 
Die vollen Lasten aus diesen Krediten sind aber für 
diese Betriebe nicht tragbar. Sie müssen durch Bund 
und Länder auf eine zumutbare Höhe vermindert 
werden. Da die Höhe der Schäden und somit der 
Mittelbedarf zur Zeit noch nicht angegeben werden 
können, bittet der Bundesrat die Bundesregierung 
und den Deutschen Bundestag, daß bei den weiteren 
Beratungen des Haushaltsplans 1961 die insoweit 
erforderlichen Mittel vorgesehen werden. 

Sollten zur Vermeidung der Existenzgefährdung der 
betroffenen Gebiete weitergehende Hilfsmaßnah- 
men, z. B. Darlehen aus öffentlichen Mitteln, ver- 
lorene Zuschüsse oder Erleichterungen bei der 
Abwicklung von Verbindlichkeiten früherer Hilfs- 
aktionen notwendig werden, bittet der Bundesrat, 
auch hierfür die erforderlichen Mittel im Bundes- 
haushalt 1961 vorzusehen. 


Eine Bundeshilfe anläßlich von Witterungsschäden 
kommt nach dem Beschluß des Deutschen Bundes- 
tages vom 1. Februar 1957 zu Drucksache 2965 der 
2, Wahlperiode nur subsidiär im Falle einer Exi- 
stenzgefährdung und nur dann in Frage, wenn dem 
zuständigen Land eine ausreichende Hilfe nicht zu- 
zumuten ist und eine Versicherungsfähigkeit im 
Schadensfälle nicht vorliegt. 

Inwieweit diese Voraussetzungen in Verbindung 
mit den Schäden an der Getreideernte des Jahres 
1960 gegeben sind, wird nach Abschluß der zur Zeit 
in den betroffenen Ländern laufenden Schadens- 
ermittlungen noch zu prüfen sein. 
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Einzelplan 11 — Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung — 

Kap. 11 01 — Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung — 

Tit. 300 — Herausgabe von Veröffentlichungen — 


Der Haushaltsansatz in Tit. 300 ist von 590 000 DM 
auf 364 000 DM und entsprechend der Ansatz in 
den Erläuterungen Buchstabe g von 250 000 DM auf 
24 000 DM herabzusetzen. Am Kopf der Erläuterun- 
gen zu Tit. 300 sind die Worte „Veranschlagt sind'' 
durch die Worte „Es entfallen auf" ersetzt, um nach 
§ 34 RHO in Verbindung mit § 6 (13) RWB sicher- 
zustellen, daß die Position g) nicht aus den Posi- 
tionen a) bis f) und h) bis k) verstärkt werden kann. 

Eine hinreichende Unterrichtung der Öffentlichkeit 
durch die Presse über Gesetzentwürfe ist bereits 
jetzt gewährleistet, wie die überaus lebhafte Dis- 
kussion z. B. über die Entwürfe zur Kriegsopfer- 
versorgung, zum Recht der Krankenversicherimg 
oder zu den Verordnungen zum Lebensmittelrecht 
beweist. Es hat sich stets ergeben, daß die Mini- 
sterialauffassung zu den einzelnen Problemen der 
Ausgangspunkt für die Diskussion war und nicht 
etwa unterdrückt wurde. 

Die Unterrichtung der gesetzgebenden Körper- 
schaften erfolgt auf dem durch Grundgesetz und 
Geschäftsordnungen vorgeschriebenen Wege. Jeder 
Minister hat jederzeit die Möglichkeit, seine Aui- 
fassung zu vertreten. Für eine „informationspoli- 
tische Vorbereitung der Gesetzentwürfe" (s. S. 7 
des Einzelplans 11) ist deshalb kein Raum. 

Die so frei werdenden 226 000 DM sollten zur Erhö- 
hung des Tit. 302 im Kap. 11 10 (Einmalige Unter- 
stützung für Kriegsbeschädigte und Kriegshinter- 
bliebene) verwandt werden Der Ansatz für diesen 
Titel wurde von 10 auf 8 Mio DM herabgesetzt, 
obwohl die Istausgaben 1959 9,086 Mio DM be- 
trugen. 


An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Dem Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung, in dessen Einzelplan Mittel in Höhe von mehr 
als einem Viertel der gesamten Bundesausgaben 
etatisiert sind, können die für eine angemessene 
Öffentlichkeitsarbeit dringend erforderlichen Haus- 
haltsmittel nicht versagt werden. 


Kap. 11 02 — Allgemeine Bewilligungen — 

Xit. 570 — Berufliches Förderungsprogramm für die unselbständige Mittelschicht — 


Im letzten Satz der Erläuterungen zu Tit. 570 ist das 
Wort „festgelegte" in „festzulegende" zu ändern. 

Folgender Satz ist anzufügen: 

„Die Richtlinien sind im Benehmen mit den Ländern 
zu erlassen." 

Die derzeitigen, ohne Einschaltung der Länder er- 
stellten Richtlinien sollen nur ein Provisorium sein. 

Die Länder haben ein Interesse daran, bei der Aus- 
wahl der Einrichtungen, der Festsetzung des Förde- 
rungsbetrages im Einzelfall und bei der Streuung 
der Mittel beteiligt zu werden. Es bedarf daher einer 
Verfahrensregelung in den Richtlinien, durch die 
eine sachgerechte Einschaltung der Länder sicher- 
gestellt wird. 


An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Die Richtlinien für die bis jetzt zugelassenen Förde- 
rungsmaßnahmen sind bereits erlassen und stellen 
kein Provisorium dar. Für die Zukunft in Aussicht 
genommene Maßnahmen (z. B. individuelle Förde- 
rung) können im Bundeshaushaltsplan für das Rech- 
nungsjahr 1961 noch keine Berücksichtigung finden. 
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Tit. 952 — Darlehen und Zuschüsse zur Errichtung von überregionalen Rehabilitationszentren für die 
Spezialbehandlung bestimmter Verletzten- und Krankheitsgruppen — 


Im Schlußabsatz der Erläuterungen sind in Zeile 2 
nach dem Wort „Sozialordnung" die Worte „im Be- 
nehmen mit den Ländern und" einzufügen. 

Eine Reihe von Ländern hat bereits Maßnahmen zur 
Sicherung der Koordinierung der Rehabilitation ein- 
geleitet. Um diese Koordinierung innerhalb der Län- 
der nicht zu stören und um vermeidbarer Doppel- 
arbeit vorzubeugen, müssen die Länder bei der Pla- 
nung und beim Aufbau überregionaler Modellein- 
richtungen mindestens beratend eingeschaltet sein. 

Es kann zweifelhaft sein, ob die Länder als „Trä- 
ger" der Maßnahme nach dem BVG zu bezeichnen 
sind. Das gleiche gilt für diejenigen Länder, in de- 
nen es noch staatliche Landesfürsorgeverbände gibt, 
für den Bereich des Tuberkulosehilfegesetzes und 
des Körperbehindertengesetzes. 

Die Frage der Aufsicht über überregionale Modell- 
einrichtungen bedarf einer besonderen Prüfung. 


Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates zu. 


Kap. 11 10 — Kriegsopferversorgung und gleichartige Leistungen — 

Tit. 300 — Versorgungsbezüge — 


In den Erläuterungen zu Tit. 300 sind vor „6. Kapi- 
talabfindungen" die Worte „Es entfallen auf" zu 
streichen. 

Durch das Erste Neuordnungsgesetz sind die Grund- 
renten angehoben worden, so daß auch die Kapital - 
abfindungsbeträge wesentlich höher sein werden. 
Da außerdem jetzt auch Leichtbeschädigte Kapital- 
abfindungen erhalten können, muß mit einer erheb- 
lichen Zahl von Anträgen auch dieses Personen- 
kreisGs gerechnet werden. 

Ferner ist davon auszugehen, daß wieder eine große 
Amzahl von Anträgen auf Nachkapitalisierung für 
Schwerbeschädigte und Kriegerwitwen gestellt wer- 
den. Während der Durchschnittsbetrag für Kapital- 
abfindungen bisher rd. 7000 DM betrug, wird sich 
diese Summe nunmehr auf rd. 11 000 DM erhöhen, 

Ein ausreichender Ansatz für Kapitalabfindungs- 
mittel ist auch deshalb erforderlich, weil die Be- 
willigung von Kapitalabfindungen eine wichtige 
Voraussetzung für die reibungslose Durchführung 
des mit Mitteln aus dem sozialen Wohnungsbau 
zu finanzierenden Schwerkriegsbeschädigten-Woh- 
nungsbauprogramms darstellt. 

Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
ist zu prüfen, ob in den Nr. 1 bis 5 etwa ausreichende 
Reserven stecken, die bei gegenseitiger Deckungs- 
fähigkeit eine eventuelle Erhöhung des Ansatzes der 
Kapitalabfindung möglich machen oder ob der An- 
satz für Kapitalabfindungen erhöht werden muß. 


An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Auf die Bindung des Ansatzes für Kapitalabfindun- 
gen durch die Worte „Es entfallen auf" kann nicht 
verzichtet werden, weil es sich hierbei um Kann- 
leistungen handelt, deren Abgrenzung von den auf 
gesetzlichen Verpflichtungen beruhenden Leistungen 
nach den Nr. 1 bis 5 der Erläuterungen erforderlich 
ist. 

Die Bundesregierung hält im übrigen den Ansatz 
für Kapitalabfindungen, der unter Berücksichtigung 
der generellen Kürzung der Ansätze im Bundes- 
haushaltsplan 1960 um 10 V. H. gegenüber dem Vor- 
jahr um 37,8 Millionen DM erhöht worden ist, für 
ausreichend. 
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Tit. 302 — Einmalige Unterstützungen — 


Der Ansatz ist von 8 Mio DM auf 10 Mio DM zu 
erhöhen. 

Gegen die in den letzten Jahren festzustellende 
Tendenz einer Kürzung der Mittel für einmalige 
Unterstützungen unter Hinweis auf die verbesser- 
ten Lebensverhältnisse bestehen erhebliche Beden- 
ken. Die älteren Kriegsbeschädigten sowie die Krie- 
gerwitwen benötigen einmalige Unterstützungen im 
Hinblick auf Kosten für besondere Ausgaben (Feue- 
rung, Kleidung, Wintervorräte usw.). Derartige An- 
schaffungen sind zur Erhaltung der Gesundheit not- 
wendig. Die Zahl der begründeten Anträge auf 
Zuschüsse bei langandauernder Krankheit und für 
Kuraufenthalte nimmt zu, ebenso die Kosten für 
Beihilfen bei Zahnersatz, für die Beschaffung und 
Miete von Unterstellmöglichkeiten für Fahrzeuge, 
die ebenfalls aus diesem Titel zu tragen sind. Bei 
den Waisen ergeben sich jeweils zu Anfang des Ka- 
lenderjahres durch Anschaffungskosten für Kleidung 
usw., bei Schulentlassung, Konfirmation, Eintritt in 
das Berufsleben usw. erhebliche Verpflichtungen. 
Im Rechnungsjahr 1960 fallen diese Kosten nur zu 
einem geringen Teil an, weil das Rechnungsjahr be- 
reits am 31. Dezember 1960 endet. Die aus Anlaß 
der Konfirmation usw. entstehenden Kosten müssen 
deshalb voll aus den Mitteln für 1961 gedeckt wer- 
den. Die Istausgaben betrugen 1959 9,086 Mio DM. 

Deckungsvorschlag 
226 000 DM durch Kürzung des Kap. 11 01 Tit. 300; 
1 774 000 DM durch Kürzung des Kap. 1111 Tit. 300. 


An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Für eine Erhöhung des Ansatzes besteht nach Auf- 
fassung der Bundesregierung kein sachliches Be- 
dürfnis, da sowohl die beträchtliche Erhöhung der 
Versorgungsleistungen durch das Erste Neuord- 
nungsgesetz als auch der natürliche Rückgang der 
Zahl der Versorgungsberechtigten zu einem weite- 
ren Rückgang der Unterstützungsleistungen führen 
müssen, die bereits in den vergangenen Jahren eine 
ständig sinkende Tendenz gezeigt haben. 


Tit. 652 — Zuschüsse zur fachlichen Fortbildung der Beamten und Angestellten 

einschließlich Reisekosten — 

Tit. 653 — Zuschüsse zur fachlichen Fortbildung der im Versorgungswesen tätigen Ärzte, Zahnärzte, 
Apotheker und des ärztlichen Hilfspersonals einschließlich Reisekosten — 


Die Ansätze von 100 000 DM bzw. 75 000 DM sind 
auf 200 000 DM bzw. 150 000 DM zu erhöhen. 

Durch das Inkrafttreten des Ersten Neuordnungs- 
gesetzes ist es erforderlich geworden, die Fortbil- 
dung der Beamten und Angestellten und der im 
Versorgungswesen tätigen Ärzte mindestens in glei- 
chem Umfange fortzuführen. Insbesondere die Fest- 
stellung der Ausgleichsrente in Durchführung des 
§ 60 a BVG sowie auf dem ärztlichen Sektor die Än- 
derung der Bestimmungen über die Heilbehandlung 
sowie die Prüfung des ursächlichen Zusammenhangs 
(vor allem im Hinblick auf § 89 BVG) wirft eine 
Fülle neuer Zweifelsfragen auf, so daß Fortbildung 
und Erfahrungsaustausch zumindest in demselben 
Umfange wie bisher erforderlich sind, und zwar so- 
wohl im Interesse einer einwandfreien Versorgung 
der Opfer des Krieges als auch im Interesse des Bun- 
deshaushalts. 

Deckungsvorschlag 

Zur Deckung des Mehraufwandes von 175 000 DM 
wird Kap. 1111 Tit. 300 entsprechend gekürzt. 


An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Die Ausgaben für die fachliche Fortbildung der Be- 
amten, Angestellten und des ärztlichen Personals 
der Versorgungsverwaltung gehören nach § 84 GG 
in Verbindung mit dem 1. Überleitungsgesetz zu 
den von den Ländern zu tragenden Verwaltungs- 
kosten. Für die Fortzahlung der als Ubergangsmaß- 
nahme gedachten Bundeszuschüsse in der bisheri- 
gen Höhe besteht nach Auffassung der Bundesregie- 
rung keine Berechtigung mehr. 
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Kap. 1111 — Arbeitslosenhilfe — 

Tit. 300 — Unterstützung aus der Arbeitslosenhilfe — 


Der Ansatz ist von 194 000 000 DM auf 192 051 000 
DM zu kürzen. 

Folge der Anträge zu Kap. 11 10 Tit. 302, 652 und 
653. 


An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Auf die Stellungnahme zu Kap. 11 10 Tit. 302, 652 
und 653 wird verwiesen. 


Einzelplan 12 — Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr — 

Kap. 12 03 — Bundeswasser- und Schiffahrtsverwaltung, Bundeswasserstraßen — 


Tit. 101 — Dienstbezüge, Zulagen und Zuwendungen für planmäßige Beamte (einschließlich der in 

Planstellen angestellten Beamten auf Probe) — 


In Besoldungsgruppe A 16 ist die Zahl 7 durch die 
Zahl 8 und in Besoldungsgruppe A 15 die Zahl 21 
durch die Zahl 20 zu ersetzen. 

Die Bedeutung der Stelle des Leiters der Wasser- 
und Schiffahrtsdirektion Freiburg (Breisgau) recht- 
fertigt eine Umstufung von Besoldungsgruppe A 15 
nach Besoldungsgruppe A 16 (siehe auch Begrün- 
dung in BR-Drucksache 73/58 [Beschluß] S. 23 — 
BT-Drucksacbe 300 Anlage 2 S. 127). 


An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Die Bundesaufgaben der WSD Freiburg rechtfertigen 
es nach Auffassung der Bundesregierung zur Zeit 
allein nicht, die Planstelle des Leiters der WSD 
Freiburg von Bes. -Gr. A 15 nach Bes. -Gr. A 16 zu 
heben. Ob dies zu einem späteren Zeitpunkt in 
Betracht kommt, kann erst geprüft werden, wenn 
eine Vereinbarung des Bundes mit dem Land Baden- 
Württemberg über die Wahrpehmung von Landes- 
aufgaben im Bereich der WSD Freiburg zustande 
gekommen ist. 


Kap. 12 10 — Bundesfernstraßen — 

Tit. 310 — Aufwendungen für den Straßenbauplan — 


a) Die Zuschüsse des Bundes an die Länder für 
Entwurfsbearbeitung (einschließlich Planung) und 
Bauaufsicht (U, A. III) sind auf 5 v. H. zu erhöhen 
und 

b) dementsprechend sind die Haushaltsansätze für 
das Rechnungsjahr 1961 bei den Kennzahlen 1261 
und 1262 sowie 1600 bis 1602 abzuändern. 

Der Bundesrat hatte bereits in seiner 216. Sit- 
zung am 18. März 1960 eine Entschließung gefaßt, 
mit der die Bundesregierung gebeten wurde, die 
Beteiligung des Bundes an den Kosten für Ent- 
wurfsbearbeitung (einschließlich Planung) und 
Bauaufsicht (U. A. III) von 3 auf 5 v. H. zu er- 
höhen. 

Dieser Entschließung des Bundesrates trägt der 
Bundeshaushai tsplan 1961 keine Rechnung. 


Zu a) und b) 

An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Es handelt sich um freiwillige Leistungen des 
Bundes, die sich auf jährlich über 40 Mio DM be- 
laufen. Damit leistet der Bund einen erheblichen 
Beitrag zu den an sich von den Ländern zu tragen- 
den Kosten. Die Beteiligung des Bundes dürfte bei 
dem einen oder anderen Land sogar die Hälfte der 
anfallenden Kosten erreichen. 
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Die Beteiligung des Bundes in Höhe von 3 v. H. 
der Bausumme steht nicht mehr in einem ange- 
messenen Verhältnis zu den durch die Planung 
und Bauaufsicht entstehenden Kosten, die durch 
die ständige Weiterentwicklung der Straßen- und 
Brückenbautechnik erheblich gestiegen sind. Die 
Länder sind daher nicht mehr in der Lage, diese 
erhöhten Kosten allein zu tragen. 

c) Die Erläuterungen zu den Kennzahlen 1084 bis 
1086 sind wie folgt zu fassen: 

„Darlehensmittel zur Ersatzraumbeschaffung 
bei Beseitigung von Gebäuden aus Anlaß der 
Durchführung von Baumaßnahmen im Zuge 
von Bundesstraßen." 

Nach der bisherigen Fassung der Erläuterungen 
können die bei den Kennzahlen 1084 bis 1086 in 
Ansatz gebrachten Haushaltsmittel nur für sol- 
che Maßnahmen bereitgestellt werden, die im 
Zusammenhang mit Straßenbaumaßnahmen des 
Bundes notwendig werden, soweit der Bund 
Baulastträger ist. Aus dieser Einschränkung 
haben sich in der Praxis unüberwindliche 
Schwierigkeiten ergeben, insbesondere soweit 
die Finanzierung von Ersatzraumbauten in Orts- 
durchfahrten eine Rolle spielt, die sich in der 
Baulast Dritter befinden. 

d) In der Anlage zu Kap. 12 10 — Bundesfern- 
straßen/Zuschüsse an fremde Baulastträger — ist 
eine neue Kennzahl mit folgender Fassung ein- 
zufügen: 

„Spalte 1 1512 

Spalte 2 Zuschüsse an kommunale Baulast- 
träger in Durchführung des Stra- 
ßenbaufinanzierungsgesetzes vom 
31. März 1960 zum Um- und Aus- 
bau von Gemeinde- und Kreis- 
straßen, die mit dem Bundesfern- 
straßennetz in Beziehung stehen." 

Der Haushaltsansatz in den Spalten 5 und 7 ist 
entsprechend zu dem zu erwartenden Auf- 
kommen zu veranschlagen. 

Dementsprechend ändert sich der bisherige Haus- 
haltsansatz bei den Kennzahlen 1510 und 1511. 
Satz 2 der Erläuterungen zu den Kennzahlen 
1510 und 1511 entfällt. 

Die durch das Straßenbaufinanzierungsgesetz be- 
schlossenen zusätzlichen Mittel des sogenannten 
„Gemeindepfennigs" sind im Interesse der Haus- 
haltsklarheit von den sonstigen Zuschüssen für 
fremde Baulastträger zu trennen. 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Zu c) 

An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Der Bau von Ersatzwohnraum aus dem genannten 
Anlaß ist aus den für den allgemeinen Wohnungs- 
bau zur Verfügung stehenden Mitteln zu finanzie- 
ren. Es kann deshalb erwartet werden, daß die Län- 
der die für den Wohnungsbau zur Verfügung ste- 
henden beträchtlichen Bundesmittel und ihre eige- 
nen Mittel so einsetzen, daß der in den Gemein- 
den bei dem Ausbau der in ihrer Baulast stehenden 
Ortsdurchfahrten anfallende Bedarf an Ersatzwohn- 
raum rechtzeitig gedeckt werden kann. Die Inan- 
spruchnahme von Straßenbaumitteln des Bundes 
für Ersatzwohnraum ist nur insoweit gerechtfertigt, 
als der Bund Träger der Straßenbaulast ist, es sich 
also um eine Bundesaufgabe handelt. 

Zu d) 

An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Nach § 7 des Gesetzes über die vermögensrecht- 
lichen Verhältnisse der Bundesautobahnen und son- 
stigen Bundesstraßen des Fernverkehrs gewährt der 
Bund seine Zuwendungen an kommunale Baulast- 
träger nur dann, wenn sich gleichzeitig auch das 
Land beteiligt. Es liegt im Sinne der durch das Stra- 
ßenbaufinanzierungsgesetz angestrebten Entlastung 
der Gemeinden, daß sich die Länder im Hinblick auf 
die ihnen aus dem Straßenbaufinanzierungsgesetz 
zufließenden Mehreinnahmen auch an den kommu- 
nalen Straßenbaumaßnahmen beteiligen, die der 
Bund aus dem sogenannten Gemeindepfennig för- 
dert. Es ist daher nicht notwendig, die Zuschüsse 
getrennt zu veranschlagen. 
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Kap. A 12 03 — Bundeswasser- und Schiffahrtsverwaltung — 

Die Erfahrungen bei der Durchführung des Außer- Der Anregung kann nicht gefolgt werden, da für 
ordentlichen Haushalts 1960 haben gezeigt, daß die eine Veranschlagung im Ordentlichen Haushalt die 
sachgerechte und wirtschaftliche Abwicklung der notv/endige Deckung fehlt. 

Wasserbauvorhaben entscheidend davon abhängig 
ist, daß bereits zu Beginn des Rechnungsjahres dis- 
poniert werden kann. Wegen der Anleiheabhängig- 
keit des Außerordentlichen Haushalts haben sich er- 
hebliche Schwierigkeiten ergeben. 

Der Bundesrat regt daher an, einen wesentlichen 
Teil der im Außerordentlichen Haushalt bei 
Kap. 12 03 ausgebrachten Ausgabeansätze in den 
Ordentlichen Haushalt zu überführen. 


Tit. 735 — Außergewähnliche Fahrwasserbaggerungen in der Unter- und Außenelbe, 3. Teilbetrag — 

Den Erläuterungen zu a) ist am Ende von Absatz 2 Die vom Bundesrat empfohlene Ergänzung erübrigt 
folgender Satz anzufügen: sich. Die Absicht der Bundesregierung auf eine Ver- 

„Nach Fertigstellung dieser Arbeiten ist beab- tiefung der Elbe auf 12 m unter mittlerem Tidenied- 
sichtigt, die Vertiefung auf 12 m rmter Niedrig- ^ rigwasser ergibt sich bereits aus den Erläuterungen 
Wasser durchzuführen." ^)’ 

Notwendige Ergänzung. 


Einzelplan 24 — Geschäftsbereich des Bundesministers für wirtschaftlichen Besitz des Bundes — 

Kap. 24 03 — Bundesvermögens- und Bauverwaltung — 

Tit. 70 — Erlöse aus der Veräußerung unbeweglichen Vermögens — 

Der Ansatz ist von 42,5 Mio auf 42,9 Mio DM zu Der Ansatz bei Tit. 70 ist bereits bei den Haushalts- 
erhöhen. Verhandlungen gegenüber dem Voranschlag des 

Die Ansätze für diesen Titel sind bisher stets sehr BMBes um 1 Mio DM erhöht worden. Eine weitere 
niedrig gehalten worden. Das Ist-Ergebnis lag meist Erhöhung erscheint nicht gerechtfei tigt. 
bedeutend höher. So stand z. B. im Jahre 1959 
einem Soll-Ertrag von 25 Mio DM eine Ist-Einnahme 
von 57,2 Mio DM gegenüber, 1958 einem Soll von 
21,5 Mio DM ein Ist von 41,6 Mio DM. 


Tit. 960 — Beseitigung von militärischen Anlagen des Westwalls und Zahlung von Entschädigungen — 

Der Ansatz ist von 3,6 Mio DM auf 4 Mio DM zu Der Ansatz von 3,6 Mio DM entspricht dem Ansatz 
erhöhen. im laufenden Rechnungsjahr, der der 10 v. H.-Sperre 

Die Maßnahmen zur Beseitigung des Westwalls unterliegt. Dieser Betrag wird auch iur 1961 als 
sind noch keineswegs abgeschlossen. In einzelnen ausreichend erachtet. 

Ländern sind noch umfangreiche Beseitigungsarbei- 
ten durchzuführen. Durch Hinzukommen des Saar- 
landes sind auch auf diesem bisher nicht einge- 
planten Gebiet Maßnahmen der gleichen Art 
erforderlich geworden, so daß, um einen zügigen 
Fortgang der Arbeiten zu gewährleisten, der Ansatz 
von 3,6 Mio DM als zu gering angesehen werden 
muß. 

Deckungsvorschlag 
Siehe Antrag zu Kap. 24 03 Tit. 70. 
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Einzelplan 25 — Geschäftsbereich des Bundesministers für Wohnungsbau — 

Kap. 25 02 — Allgemeine Bewilligungen — 


Im Eingangsvermerk zu Kap. 25 02 — 11. Ausgabe — 
ist der letzte Satz 

„Soweit die Mehreinnahmen den Betrag von 
3 000 000 DM übersteigen, ist ihre Verwendung 
an die Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen gebunden," 
zu streichen. 

Das gesamte Mehraufkomnien muß für den Woh- 
nungsbau bereitstehen und die Entscheidung über 
den Verwendungszweck allein dem Bundesminister 
für Wohnungsbau Vorbehalten bleiben. 


An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Entsprechend der Bestimmung des § 20 des Zweiten 
Wohnungsbaugesetzes sind die gesamten Mehr- 
einnahmen ohnehin zur Förderung von Maßnahmen 
zugunsten des sozialen Wohnungsbaues zu verwen- 
den. Der Bundesminister der Finanzen hat ein 
berechtigtes Interesse daran, bei der Verwendung 
von größeren Mehreinnahmen zur Deckung von 
Ausgaben für dringende Maßnahmen der Woh- 
nungsbauförderung mitzuwirken. 


Tit. 540 — Darlehen an die Deutsche Bau- und Bodenbank AG für Zwecke der Vor- und Zwischen- 
finanzierung des Baues von Familienheimen im sozialen Wohnungsbau — 


Der Ansatz in Höhe von 6 Mio DM ist zu streichen. 

Die Degression der allgemeinen Wohnungsbaumittel 
aus § 18 Abs. 1 II. WobauG, die übrigens durch den 
steigenden Bedarf für Wohnüngsbauprämien fast 
völlig aufgezehrt werden, führt dazu, daß die Be- 
teiligung des Bundes am allgemeinen Wohnungsbau 
im Jahre 1962 so gering ist, daß das Ziel des 
II. WoBauG, jährlich möglichst 300 000 Wohnungen 
mit öffentlichen Mitteln zu fördern, nicht erreicht 
werden kann. Damit ist auch die reibungslose Durch- 
führung des Gesetzes über den Abbau der Woh- 
nungszwangswirtschaft und über ein soziales Miet- 
und Wohnrecht gefährdet. Daher müssen alle An- 
sätze entfallen, die z. Z. weniger wichtig sind und 
nicht unmittelbar der Dauerfinanzierung dienen. 
Der hier frei werdende Betrag dient der Verstärkung 
des Tit. 588 a). 


An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Der Ansatz dient im wesentlichen der Bauland- 
beschaffung und entspricht damit einem allgemeinen 
wohnungspolitischen Interesse. Der Zeitpunkt für 
eine Unterbrechung dieser Förderungsmaßnahme 
ist besonders ungünstig. 


Tit. 570 — Zur Förderung der Bauausführungen von Versuchs- und Vergleidisbauten sowie von Demon- 
strativbauten und zur Entwicklung neuer Baustoffe (insbesondere neuer Kunststoffe), Bauart, Bauver- 
fahren und Baugeräte für den Wohnungsbau einschließlich der an Bauten und an Baustoffen durchzu- 
führenden Untersuchungen und deren Auswertung — 


Der Ansatz im Unterteil a) ist von 5 Mio DM auf 

6.5 Mio DM zu erhöhen. 

Unterteil b) ist einschließlich des Ansatzes von 

1.5 Mio DM zu streichen. Unterteil c) wird Unter- 
teil b). 

Versuchs- und Vergleichsbauten sowie Demonstra- 
tivbauvorhaben eignen sich nicht zur Förderung 
durch den Bund nach § 42 Abs. 6 II. WoBauG, da 
in einem solchen Fall die Aufwendungszuschüsse 
von Bund und Land kumulieren und nach ihrem 
Wegfall die Mieten und Lasten zu hoch werden. 
Durch Aufwendungszuschüsse und sonstige Zu- 
schüsse werden Mehrkosten und erhöhtes Risiko 
der Demonstrativbauvorhaben nicht dem Sinn dieser 
Sondermaßnahmen entsprechend auf die Dauer auf- 
gefangen. 


An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Die Bundesregierung teilt die Bedenken des Bundes- 
rates nicht. Der Einsatz von Zinszuschüssen wird 
jeweils mit den Ländern vereinbart. Die Möglichkeit, 
zur Ersparnis von höheren Kapitalsubventionen 
öffentliche Mittel in Form von Zinszuschüssen ein- 
zusetzen, sollte nicht nur den Ländern Vorbehalten 
bleiben, sondern muß auch dem Bund eröffnet 
werden. 
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Tit. 580 — Förderung des sozialen Wohnungsbaues mit öffentlichen Mitteln in den Ländern 

— ohne Saarland — 

Der Bundesrat hält es für notwendig, das Zweite Die Bundesregierung nimmt von der Auffassung des 
Wohnungsbaugesetz in § 18 Abs. 1 zu ändern, damit Bundesrates Kenntnis, 
in Zukunft die Degression der Wohnungsbaumittel 
vermieden werden kann. 


Tit. 582 — Förderung des Wohnungsbaues zugunsten von Flüchtlingen aus der sowjetisch besetzten 
Zone und dem sowjetisch besetzten Sektor Berlins sowie der ihnen gleichgestellten Personen — 


Der Bundesrat stellt fest, daß bei dem in den Er- 
läuterungen zu Kap. 25 02 Tit. 582 genannten Zins- 
satz von 6 V. H. bei der heutigen Kapitalmarktlage 
die Kanzlerlösung nicht mehr zu einer 50 ^/oigen 
Beteiligung des Bundes führt. Wenn dieser Inhalt 
der Kanzlerlösung voll aufrechterhalten werden soll, 
muß der Zinssatz von 6 v. H. entsprechend der je- 
weiligen Kapitalmarktlage erhöht werden. 


Der Bundesbeitrag zur Förderung des Wohnungs- 
baues zugunsten von Flüchtlingen hat nur den 
Charakter einer Pauschalhilfe an die Länder. Der 
Zinsverbilligungssatz stellt deshalb nur einen Be- 
rechnungsfaktor hierfür dar. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
Schwankungen am Kapitalmarkt bis zum letzten 
Darlehnsnehmer durchschlagen und Erhöhungen des 
Zinsniveaus nicht durch eine entsprechende Erhö- 
hung der Zinszuschüsse aufgefangen werden sollten. 


Tit. 588 Sonstige Förderung von Maßnahmen zugunsten des sozialen Wohnungsbaues — 


Der Ansatz im Unterteil a) Darlehen von 13 111 100 
DM ist um die Einsparungen bei Tit. 540, 619 und 
890 in Höhe von insgesamt 36 Mio DM sowie die 
bei Unterteil b) vorzunehmende Einsparung von 
2,5 Mio DM auf insgesamt 51611 100 DM zu er- 
höhen. 

Der Ansatz im Unterteil b) — Zinszuschüsse und 
Zuschüsse zur Deckung der laufenden Aufwendun- 
gen gemäß § 42 Abs. 6 des Zweiten Wohnungsbau- 
gesetzes vom 27. Juni 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 523) 
ist um 2,5 Mio DM auf nunmehr 2,5 Mio DM zu 
ermäßigen. 

Die Erläuterungen zu Kap. 25 02 — Tit. 588 — sind 
durch folgenden neuen Absatz zu ergänzen: 

„Es entfallen auf eine schlüsselmäßige Verteilung 
an die Länder 40 Mio DM." 

Die Erhöhung ergibt sich aus den Änderungen zu 
Kap. 25 02 Tit. 540, 619 und 890 sowie aus der Über- 
legung, daß zwischen den Ansätzen der Unterteile 
a) und b) dieses Titels kein anderes Verhältnis be- 
stehen sollte als zwischen den entsprechenden An- 
sätzen für das Rechnungsjahr 1961 zu Tit. 580. 


An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Den Änderungsvorschlägen bei Kap. 25 02 Tit. 540, 
588 b, 619 und 890 wird nicht zugestimmt. Auf die 
Stellungnahme bei diesen Titeln wird verwiesen. 

Durch die Herabsetzung des Ansatzes würde das 
mögliche Förderungsvolumen erheblich einge- 
schränkt werden. Deshalb empfiehlt es sich nicht, 
die Ansätze bei den Unterteilen a) und b) im glei- 
chen Verhältnis zu halten wie bei Tit. 580. 

Eine schlüsselmäßige Verteilung der Mittel würde 
die Förderung gezielter Maßnahmen, an denen ein 
besonderes Bundesinteresse besteht, erheblich er- 
schweren; im übrigen ist sie gesetzlich nicht vor- 
gesehen. 
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Tit. 619 — Miet- und Lastenbeihilfen nach Artikel VIII des Gesetzes über den Abbau der Wohnungs- 
zwangswirtschaft und über ein soziales Miet- und Wohnrecht vom 23. Juni 1960 (BGBL I S. 389) — 


Im allgemeinen Haushaltsvermerk hinter „II. Aus- 
gabe" (S. 17) ist in der dritten Zeile die Zahl „619" 
zu streichen. Der aus „I. Einnahme" (S. 13 ff.) so 
frei werdende Betrag ist zur Verstärkung dem 
Tit. 588 a) zuzuführen. 

Nach § 15 des Gesetzes über Gewährung von Miet- 
und Lastenbeihilfen ist die Bundesregierung zwar 
ermächtigt, den für die Beihilfen erforderlichen 
Bundesanteil den Rückflüssen des § 20 11. WoBauG 
zu entnehmen. Aus den bei Tit. 540 angeführten 
Gründen sollten diese Mittel jedoch nicht zu Lasten 
der allgemeinen Wohnungsbauförderung gehen, 
sondern zusätzlich aufgebracht werden, zumal da 
die Beihilfen nicht der Schaffung neuen Wohnraums 
dienen. 

Deckungsvorschlag 

Siehe Änderungsvorschläge zu Einzelplan 32 Kap. 
32 03 Tit. 301 und Kap. 32 05 Tit. 680. 


An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Die Heranziehung von Rückflußmitteln zur Deckung 
der erforderlichen Bundesbeteiligung entspricht dem 
Gesetz. 

Deckungsmittel für die vorgeschlagene Änderung 
stehen nicht zur Verfügung. Auf die Stellungnahme 
bei Kap. 32 03 Tit. 301 und Kap. 32 05 Tit. 680 wird 
verwiesen. 


Tit, 620 — Prämien nach dem Wohnungsbau-Prämiengesetz — 


a) Der Bundesrat ist der Ansicht, eine Änderung 
des Zweiten Wohnungsbaugesetzes müsse mit 
dem Ziel erfolgen, daß die Wohnungsbauprä- 
mien in voller Höhe vom Bund getragen werden. 

b) Der Ansatz b) — Beitrag des Bundes im Sinne 
des § 88 Abs. 1 des Zweiten Wohnungsbaugeset- 
zes vom 27. Juni 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 523) 
für das Saarland — ist von 2 000 000 DM auf 
3 000 000 DM zu erhöhen. 

Da der Haushalt des Saarlandes für IV2 Jahre 
gilt, ist der Ansatz entsprechend zu erhöhen. 

Deckungsvorschlag 

Siehe Änderungsvorschlag zu Einzelplan 32 
Kap. 32 07 Tit. 301. 

c) Der Ansatz c) — Zuschuß an die Länder, ... — 
ist von 52 500 000 DM auf 105 000 000 DM zu er- 
höhen. 

In den Erläuterungen zu Unterteil c) Abs. 1 
letzter Satz sind die Worte „von 50 v. H." zu 
streichen. 

Das Wohnungsbau-Prämiengesetz ist ein Bun- 
desgesetz. Die Ausgaben dafür sind vom Bund 
in voller Höhe zu tragen. Den Ländern könnten 
die Ausgaben nur dann angelastet werden, wenn 
dies im Bundesgesetz ausdrücklich bestimmt 
wäre. Das aber ist nicht der Fall. Die Erhöhung 
des Betrages entspricht der Schätzung des Bun- 
des. 


Zu a) 

Die Bundesregierung nimmt von der Ansicht des 
Bundesrates Kenntnis. 

Zu b) 

Die Bundesregierung stimmt der vom Bundesrat 
vorgeschlagenen Erhöhung um 1 000 000 DM unter 
entsprechender Herabsetzung des Ansatzes bei Kap. 
32 03 Tit. 301 zu. 

Die vom Bundesrat vorgeschlagenen Deckungsmittel 
stehen nicht zur Verfügung. Auf die Stellungnahme 
bei Kap. 32 07 Tit. 301 wird verwiesen. 


Zu c) 

An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Die veranschlagten Mittel übersteigen bereits die 
dem Bund nach der derzeitigen Rechtslage obliegen- 
den Leistungen. Deckungsmittel für die vorgeschla- 
gene Erhöhung stehen nicht zur Verfügung. 
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Tit. 890 — Erwerb von Beteiligungen an wohnungswirtschaftlichen Unternehmen in der Form von 

juristischen Personen des öffentlichen Rechts — 


Im allgemeinen Haushaltsvermerk hinter „II. Aus- 
gabe'' (S. 17) ist in der dritten Zeile die Zahl „890" 
zu streichen und der unter „1. Einnahme (S. 13 ff.) 
so frei werdende Betrag von 10 Mio DM dem 
Tit. 588 a zur Verstärkung zuzuführen. 

Ergibt sich aus den Begründungen zu Tit. 540 und 
619. 

Deckungsvorschlag 

Siehe Änderungsvorschlag zu Einzelplan 32 Kap. 
32 07 Tit. 301. 


An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Die Heranziehung von Rückflüssen zum Erwerb von 
Beteiligungen entspricht dem Sinne des § 20 des 
Zweiten Wohnungsbaugesetzes, weil auch die Er- 
träge, Rückzahlungen und Erlöse aus Kapitalbeteili- 
gungen an Unternehmen, die satzungsgemäß den 
Wohnungsbau fördern, laufend zur Förderung von 
Maßnahmen zugunsten des sozialen Wohnungsbaues 
zu verwenden sind. 

Deckungsmittel für den Änderungsvorschlag stehen 
nicht zur Verfügung. Auf die Stellungnahme bei 
Kap. 32 07 Tit. 301 wird verwiesen. 


Anlage 1 zu Kap. 25 02 Tit. 36r 37 und 45 


Buchstabe B — Verwendungsplan — ist wie folgt 
zu ändern; 

a) die Buchstaben b, h und i entfallen, 

b) der Buchstabe d ist wie folgt zu ändern: 

aa) Der Ansatz in Buchstabe d ist von 

18 111 100 DM auf 54 111 100 DM zu erhö- 
hen. 

bb) Die Aufteilung lautet wie folgt: 

„Davon sind vorgesehen zur Förderung 

1. von Wohnungsbaumaßnahmen für Fach- 

arbeiter und Schlüsselkräfte im Zonen- 
randgebiet 5 000 000 DM 

2. sonstiger Wohnungsbaumaßnahmen 
(insbesondere mit raumordnerischer Ziel- 
setzung, Wiederaufbau der Insel Helgo- 
land, Ersatzwohnungsbau für Bewohner 
von Bunkern, Notwohnungen u. a.) 

5 611 000 DM 

3. des Baues von Studenten- und Schwe- 
sternwohnheimen 1 000 000 DM 


Nach den Stellungnahmen zu Kap. 25 02 Tit. 540, 
588 b), 619 und 890 bleibt der Verwendungsplan 
unverändert. 


und 

4. zur schlüsselmäßigen Verteilung auf die 
Länder insbesondere für Eigentumsmaß- 
nahmen 40 000 000 DM." 

Die Änderung des Verwendungsplans ergibt 
sich aus den Beschlüssen zu Kap. 25 02 
Tit. 540, Tit. 619 und Tit. 890. 
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Einzelplan 26. — Geschäftsbereich des Bundesministers für Vertriebene, 

Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte — 

Kap. 26 02 — Allgemeine Bewilligungen — 

Tit, 303 — Unterstützung von Deutschen, die sich im Zusammenhang mit den Kriegsereignissen in 
ausländischem Gewahrsam befinden oder auf Grund der in einzelnen Ländern bestehenden besonderen 

Verhältnisse dort zurüdtgehalten werden — 

Der Betrag für 1961 in Höhe von 7 200 000 DM ist An der Regierungsvorlage wird festgehalten, 
zu ändern in 6 400 000 DM. 

Der in diesem Titel in den vergangenen Jahren aus- 
geworfene Betrag wurde nicht voll ausgeschöpft 
und kann daher als Deckung für eine Mehrausgabe 
bei Kap. 26 02 Tit. 601 in Anspruch genommen wer- 
den. 


Tit. 308 — Entschädigungen und zusätzliche Eingliederungshilfen an ehemalige politische Häftlinge — 

Die Zweckbestimmung ist wie folgt zu fassen: Die Bundesregierung ist mit der Änderung der 

„Eingliederungshilfen und zusätzliche Eingliede- Zweckbestimmung einverstanden, 
rungshilfen an ehemalige politische Häftlinge." 

Klarstellung. 


Tit. 601 — Zuschüsse zur Erhaltung und Auswertung des kulturellen Heimaterbes der Heimatvertrie- 
benen und zur Förderung der kulturellen Bestrebungen der Flüchtlinge — 

Der Betrag für 1961 in Höhe von 1 000 000 DM ist An der Regierungsvorlage wird festgehalten, 
zu ändern in 1 800 000 DM. 

Gemäß § 96 BVFG sind Bund und Länder gemeinsam 
zur Erhaltung und Entwicklung der Kulturwerte der 
Vertriebenen und Flüchtlinge verpflichtet. Ein Teil 
der vom Bund wahrzunehmenden Aufgaben mußte 
bisher — wegen der nicht ausreichenden Mittel des 
Bundes — von den Ländern wahrgenommen werden 
oder konnte überhaupt nicht durchgeführt werden. 

Dies gilt insbesondere für Aufgaben, die zwar ihren 
Schwerpunkt in einem Land haben, aber in ihrer 
Bedeutung über dieses Land hinausreichen. Ange- 
sichts der Tatsache, daß der kulturellen Eingliede- 
rung wadrsende Bedeutung zukommt, erscheint es 
erforderlich, daß sich der Bund in Zukunft an diesen 
Aufgaben stärker beteiligen kann. 

Deckungsvorschlag 

Deckung wird aus Kap. 26 02 Tit. 303 angeboten. 

Der Ansatz bei diesem Titel konnte in den vergan- 
genen Jahren nicht voll ausgeschöpft werden. 
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Kap. 26 03 — Dienststellen des Bundesnotaufnahnieverfahrens in Berlin, Gießen und Uelzen — 


Tit. 104 — Bezüge der nichlbeamlelen Kräfte — 

In den Erläuterungen (linke Spalte vorletzter Ah- Die Bundesregierung ist mit der vorgeschlagenen 
satz) sind die Worte „infolge eines geringeren Änderung der Erläuterungen einverstanden. 
Fiüditlingsanlaufs" zu streichen. 

Seit dem Zeitpunkt der Abfassung des Einzelplans 
bis zum heutigen Zeitpunkt haben sich die Verhält- 
nisse geändert. Seitdem hat der Flüchtlingsstrom 
erheblich zugenommen. 


Einzelplan 27 — Geschäftsbereich des Bundesministers für gesamtdeutsche Fragen — 

Kap. 27 01 — Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen — 

Tit. 600 — Zuschüsse an Forschungsinstitute für kultur- und volkspolitische Zwecke und ähnliche Ein- 
richtungen sowie für allgemeine kulturelle Zwecke — 

Der Ansatz ist um 2 650 000 DM zu kürzen. An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Die Kürzung des Ansatzes dient zur Deckung der Eine Kürzung des Tit. 600 ist aus politischen Grün- 
Anträge zu Tit. 602. den nicht möglich. 


Tit. 602 — Kulturelle Maßnahmen in Grenzgebieten und im Zonenrandgebiet — 
a) Zuschüsse zur Förderung von Schulbauten 


Der Ansatz ist um 2 250 000 DM auf 15 000 000 DM 
zu erhöhen. 

Die Aufnahme neuer Gebiete in das Schulbauförde- 
rungsprogramm für Grenzgebiete und im Zonen- 
randgebiet läßt insbesondere auch im Hinblick auf 
die Steigerung der Baukosten die vorgeschlagene 
Erhöhung des Ansatzes angezeigt erscheinen. 

Deckungsvorschlag 
Siehe Antrag zu Tit. 600, 


An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Die Aufnahme neuer Gebiete in das Schulbauförde- 
rungsprogramm wurde bei der Bemessung des An- 
satzes berücksichtigt. Emsland und Saarland sind 
im übrigen schon 1960 in die Förderung einbezogen 
worden. Bezüglich des Deckungsvorschlages wird 
im übrigen auf die Ausführungen zu Tit. 600 ver- 
wiesen. 


b) Förderung von kulturellen Maßnahmen gesamtdeutschen Charakters im Zonenrandgebiet 


Der Ansatz ist um 400 000 DM zu erhöhen. 

Die Wiederherstellung des Vorjahresansatzes recht- 
fertigt sich mit Rücksicht auf den unverändert fort- 
bestehenden Bedarf. Im Hinblick darauf ist auch der 
lOVoige Sperrvermerk für den Vorjahresansatz auf- 
gehoben worden. 

Deckungsvorschlag 
Siehe Antrag zu Tit. 600. 


An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Während von dem Ansatz im Haushalt 1960 mit 
4 Mio DM gemäß Haushaltsgesetz 10 v. H. zu kür- 
zen waren, ist diese Einsparung für 1961 bereits im 
Ansatz berücksichtigt. Eine Kürzung des verfüg- 
baren Betrages gegenüber dem Vorjahr ist deshalb 
nicht eingetreten. Bezüglich des Deckungsvorschla- 
ges wird im übrigen auf die Ausführungen zu 
Tit. 600 verwiesen. 
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Einzelplan 29 — Geschäftsbereich des Bundesministers für Familien- und Jugendfragen — 

Kap. 29 01 — Bundesministerium für Familien- und Jugendfragen — 

Tit. 571 — Bundes] ugendplan — 
a) Allgemeiner Bundesjugendplan 


Satz 2 der Erläuterungen ist zu streichen. 

An den Kosten für die Erziehungskräfte in Wohn- 
heimen der Jugendhilfe (pädagogische Hilfe) haben 
sich die Länder nicht beteiligt. Eine Beteiligung ist 
in Übereinstimmung mit den Finanzministern der 
Länder auch im neuen Haushalt abzulehnen. 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, das Ver- 
fahren zur Förderung von Studentenwohnheimen 
zu vereinfachen und zu koordinieren. Er weist darauf 
hin, daß eine Erhöhung der Bundeszuwendungen 
(echte Zuschüsse und Darlehen) gegenüber den Sät- 
zen des bisherigen Verfahrens erforderlich sein 
werde, da erfahrungsgemäß der auf die Unterhalts- 
träger von Studentenwohnheimen entfallende An- 
teil als zu hoch veranschlagt wird. 


An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Der zur Streichung vorgesehene Satz stellt keine 
Dotationsauflage dar. Es gibt lediglich informativ die 
in den mit den Ländern abgestimmten Richtlinien 
vom 16. Dezember 1958 bei einzelnen Programmen 
enthaltene Bestimmung wieder, wonach sich das zu- 
ständige Land an der Finanzierung auf Grund ent- 
sprechender Vereinbarungen angemessen beteiligt. 
Solche Vereinbarungen sind auch bereits getroffen 
worden. 

Die Bundesregierung kann bei der bestehenden 
Verteilung des Steueraufkommens, der Aufgaben 
und der Lasten zwischen Bund und Ländern einer 
Erhöhung des jetzigen Bundesanteils (33V3 v. H.) an 
den Kosten des Studentenwohnheimbaues nicht zu- 
stimmen. 


c) Beihilfen (Überbrückungsvorschüsse und Zuschüsse) an jugendliche Zuwanderer für ihre Schul- und 
Berufsausbildung (einschließlich Umschulung und Fortbildung) 


Absatz 4 der Erläuterungen ist zu streichen. 

Da die Gewährung der betreffenden Beihilfen nicht 
eine Gemeinschaftsaufgabe von Bund und Ländern, 
sondern allein eine Aufgabe des Bundes ist, kann 
bei der Gewährung der Bundesmittel eine ange- 
messene Selbstbeteiligung der Länder nicht zur Auf- 
lage gemacht werden. 


An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Die Gewährung von Ausbildungsbeihilfen gehört 
nicht zu den gesetzlich genau bestimmten Kriegs- 
folgelasten. Sie stellt daher eine Gemeinschaftsauf- 
gabe von Bund und Ländern dar. Der Bund kann 
aber auch, wie das Bundesverfassungsgericht aus- 
drücklich festgestellt hat, für die Durchführung von 
Bundesaufgaben eine Kostenbeteiligung der Länder 
fordern. Da die Gewährung der Ausbildungsbeihil- 
fen auf Ermessensentscheidungen beruht, die nicht 
von Bundesdienststellen getroffen werden, ist im 
Interesse einer sparsamen Verwaltung der Bundes- 
mittel die Beteiligung der Länder an den Aufwen- 
dungen unbedingt geboten. 


Tit. 661 — Zuwendungen für Familien-Ferienstätten — 


Absatz 2 der Erläuterungen ist zu streichen. 

Eine Ausweitung der Dotationsauflagen über das 
bisher bestehende Maß hinaus sollte grundsätzlich 
vermieden werden, solange nicht eine grundsätz- 
liche Regelung zwischen Bund und Ländern in die- 
ser Frage herbeigeführt worden ist. 


An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Die Bereitstellung von Bundesmitteln verfolgt u. a. 
den Zweck, Ländern und auch Trägern zur Durch- 
führung solcher Maßnahmen einen Anreiz zu bieten, 
nicht aber die Länder von ihren Aufgaben zu ent- 
lasten. 

Der Einsatz von Bundesmitteln kann daher nur in 
Betracht kommen, wenn neben den Trägern der Fa- 
milienferienerholung auch die Länder angemessene 
Mittel zur Verfügung stellen. 
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Einzelplan 32 — Bundesschuld — 

Kap. 32 03 — Bundesschuldenverwaltung in Bad Homburg v. d. H. und Berlin — 

Tit 301 — Ausgaben aus Anlaß der Beschaffung von Mitteln im Wege des Kredits — 

Der vom Bundesrat vorgeschlagenen Kürzung zu- 
gunsten von Kap. 25 02 Tit. 619 in Höhe von 10 Mil- 
lionen DM kann nicht entsprochen werden, da die 
bed der Begehung von Anleihen hestehenden Un- 
kosten hei einem Anledhehedarf von 2,1 Milliarden 
DM außerordentlich knapp berechnet worden sind. 
Dagegen wird zur Deckung des erhöhten Ansatzes 
bei Kap. 25 02 Tit. 620 h einer Herabsetzung dieses 
Ansatzes — zu Lasten der „sonstigen Ausgaben" — 
um 1 Million DM zugestimmt. 


Der Ansatz ist um 10 000 000 DM zu kürzen. 

Der Ansatz erscheint überhöht. Der eingesparte Be- 
trag dient zur Deckung der Mehrausgaben bei Ein- 
zelplan 25 Kap. 25 02 Tit. 619. 


Kap. 32 05 — Verzinsung und Tilgung — 

Tit. 680 — Verzinsung der Anleihen des Bundes (einschließlich der laufenden jährlichen Tilgung) — 


Der Ansatz ist um 10 000 000 DM zu kürzen. 

Der Ansatz erscheint überhöht. Der eingesparte Be- 
trag dient zur Deckung der Mehrausgaben bei Ein- 
zelplan 25 Kap. 25 02 Tit. 619. 


Die Ansätze sind bis auf die Beträge zu p) und q) 
der Erläuterung genau berechnet. Diese Beträge sind 
entsprechend den mutmaßlichen Kreiditaufnahmen 
geschätzt. Dabei sind lals Zinsen für die 1961 be- 
gebenen Bundesanleihen und Kassenobligationen 
nur Halbjahrsbeträge berücksichtigt worden, so daß 
eine Kürzung des Ansatzes nicht gerechtfertigt ist. 


Kap. 32 07 — Zum Ankauf von Schuldurkunden des Bundes — 

Tit. 301 — Zum Ankauf von Schuldurkunden des Bundes und vom Bund verbürgter Schuldurkunden — 


Der Ansatz ist um 11 000 000 DM zu kürzen. 

Der Ansatz erscheint überhöht. Der eingesparte Be- 
trag dient zur Deckung der Mehrausgaben bei Ein- 
zelplan 25 Kap. 25 02 Tit. 620 b) und Tit. 890. 


Aus diesem Titel sind die Kursstützungskäufe für 
die Bundesanleihen 1959 und 1960 sowie für Kas- 
senobligationen, Auslandsbonds, Anleiheablösungs- 
schuld auf Grund des Allgemeinen Kriegsfolgen- 
gesetzes und Entschädigungsschulden auf Grund des 
Altsparergesetzes zu bestreiten. Außerdem kommen 
hinzu Kursstützungskäufe für weitere 1960 und 1961 
aufzulegende Anleihen und Kassenoibligationen so- 
wie für vom Bund verbürgte Anleihen. Die Deutsche 
Bundesbank verlangt als Führerin des Bundes- 
anleihekonsortiums, daß etwa 10 v. H. des Emissions- 
betrages der zu stützenden Anleihen für eine Kurs- 
stützung bereitgestellt werden. Danach ist der An- 
satz eher zu niedrig als zu hoch bemessen. 
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Kap. 32 09 — Schulden des Bundes, die nicht der Verwaltung 
der Bundesschuldenverwaltung unterliegen — 


Im Kap. 32 09 ist folgender Leertitel auszubringen: 

„Tit. 687 — Erstattung her Zinsleistungen für die 
Ausgleichsforderungen, deren Schuld- 
ner die Länder sind — 

Die Mittel sind üibertrag^bar. 

Erläuterungen 

Zu Tit. 687 

Nach den Entscheidungsgründen ides Beschtusseis des 
Bundesverfassungsgerichts vom 16. Juni 1959 ist 
der Bund dem Grunde nach als verpflichtet anzu- 
sehen, die Zinsen für Ausgleichsforderungen den 
Ländern zu erstatten. Da die Höhe dieser Verpflich- 
tung noch nicht feststeht, wird ein Leertitel aus- 
g ehr acht." 


Für die Ausbringung eines Leertitels 687 fehlt die 
Rechtsgrundlage. Der Beschluß des Dundesverfas- 
sungsgerichts vom 16. Juni 1959 bewirkt die Nichtig- 
keit des Bundesgesetzes über die Tilgung der Aus- 
gleichsforderungen. Die gesetzliche Verpflichtung 
der Länder zur Verzinsung äst durch den Beschluß 
des Bundiesverfassungsgerichts nicht 'aufgehoben 
worden. Eine Verpflichtung des Bundes zur Er- 
stattung von Zinsleistungen kann nach Artikel 120 
GG nur durch ein Bundesgesetz begründet werden. 
Da die Verhandlungen über ein entsprechenldes Ge- 
setz noch nicht abgeschlossen sind, kann nach den 
Allgemeinen Grundsätzeh für die Aufstellung des 
Bundeshaushaltsplans ein besonderer Haushaltstitel 
für derartige Erstattungen im Haushaltsplan 1961 — 
auch als Leertitel — noch nicht ausgebracht werden. 


Einzelplan 36 — Zivile Notstandsplanung — 


Der bisherige Einzelplan 36 des Bundeshaushalts ist 
unter Schaffung eines neuen Einzelplans 37 und 
ohne Inanspruchnahme zusätzlicher Mittel derart 
aufzuspalten, daß 

a) unter Einzelplan 36 die reinen Notstandsmaß- 
nahmen verbleiben, 

b) unter dem neu zu schaffenden Einzelplan 37 die 
Sofortmaßnahmen der Notstandsplanung erfaßt 
werden, die zugleich einer nutzbaren Verwen- 
dung zugeführt werden können. 

Es ist erforderlich, daß die zum Zwecke einer Not- 
standsgasversorgung zu bauenden Ferngasleitungen 
möglichst bald und möglichst weitgehend einer wirt- 
schaftlichen Nutzung zugeführt werden. Da die Be- 
reitstellung von Mitteln aus Einzelplan 36 des Bun- 
deshaushalts für Vorhaben, die eine unmittelbare 
wirtschaftliche Nutzung ermöglichen, bisher (s. Vor- 
wort zum Einzelplan 36 — Zivile Notstandsplanung 
— Haushalt 1959) ausgeschlossen war, erscheint es 
erforderlich, einen neuen Einzelplan 37 in den Bun- 
deshaushalt 1961 einzustellen, damit alsbald auch 
mit der Erstellung von Leitungen des Notstands- 
programms Gaswirtschaft begonnen werden kann, 
die früher oder später einer wirtschaftlichen Nut- 
zung zugeführt werden können. 


An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Die Ausführungen im Absatz 1 des Vorworts im 
Entwurf des Einzelplans 36 sollen klarstellen, daß 
Maßnahmen, die einer Forderung für Friedens- und 
Normalzeiten entsprechen, nicht aus Haushaltsmit- 
teln des Einzelplans 36 finanziert werden können. 
Das gilt auch dann, wenn die Maßnahmen gleichzei- 
tig dem Notstandsfall zugute kommen. Nur wenn 
zusätzlich zu diesem Bedarf etwas geschaffen wer- 
den soll, können Mittel des Einzelplans 36 — ggf. 
anteilig — bereitgestellt werden. Das schließt nicht 
aus, daß die zusätzlichen Anlagen, Einrichtungen 
usw. schon in Friedens- und Normalzeiten wirt- 
schaftlich genutzt werden. Eine andere Regelung ist 
bei der Haushaltslage des Bundes nicht vertretbar. 
Der Bund kann deshalb nicht als Kostenträger für 
den Ausbau eines westdeutschen Ferngasleitungs- 
netzes herangezogen werden, wenn die Maßnahmen 
in ein Wirtschaftsprogramm der Gasversorgungsbe- 
triebe gehören. 
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Einzelplan 40 — Soziale Kriegsfolgeleistungen — 

Kap. 40 03 — Kriegsfolgenhilfe — 

Tit. 531 — Darlehen im Rahmen der Berufsfürsorge für Kriegsbeschädigter Kriegshinterbliebener 


Beschädigte der Bundeswehr und 

Absatz 2 der Erläuterungen ist zu streichen. 

Nach § 1 Abs. 1 Nr. 8 des Ersten Überleitungsgeset- 
zes sind die Ausgaben für Kriegsfolgehilfen lOOVoig 
vom Bund zu tragen. Es besteht daher für die nach 
Absatz 2 der Erläuterungen vorgesehene Ermächti- 
gung der Bundesbehörden, den Ländern eine ange- 
messene Selbstbeteiligung zur Auflage zu machen, 
keine Rechtsgrundlage. 


ehemalige politische Häftlinge • — 

An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Die Gewährung der Darlehen ist weitgehend in das 
Ermessen der Bewilligungsbehörden gestellt. Der 
Bund stellt bereits seit 1955 die Mittel für die Dar- 
lehen unter der Bedingung bereit, daß die Länder 
ein Drittel des Darlehensbetrages selbst aufbringen. 
Diese Bedingung baut auf dem auch von den Län- 
dern undvomBundesverfassungsgericht anerkannten 
Grundsatz auf, daß der Bund die Länder dort, wo 
diese Ermessensentscheidungen zu Lasten des Bundes- 
haushalts zu treffen haben, im Interesse einer spar- 
samen Verwaltung der Bundesmittel in Form von 
Interessenquoten an den Aufwendungen beteiligen 
kann. 


Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 

Kap. 60 02 — Allgemeine Bewilligungen — 

Tit. 68 — Aus der Prägung der Bundesmünzen sowie sonstige Einnahmen aus dem Münzwesen — 


Die Zahl „60 000 000" ist durch die Zahl „81 200 000" 
zu ersetzen. 

Es muß, wie in den Vorjiahren, mit höheren Einnah- 
men gerechnet werden. 


Tit. 571 — Regionale Hilfsmaßnahmen 

Der Ansatz in Tit. 571 a) (Darlehen) ist um 16200 000 
DM auf 90 000 000 DM, der Ansatz in Tit. 571b) 
(Zuschüsse) ist um 5 000 000 DM auf 50 000 000 DM 
zu erhöhen. 

Bereits die Ausweitung der Sanierungsgebiete in 
den Jahren 1958/1959 hatten eine Reduzierung der 
für idle (einzelnen Förde rgehiete verfügbaren Mittel 


Der Umfang der Münzprägung hängt von dem Ver- 
kehrsbedarf an Münzen ab. Für das Rechnungsjahr 
1961 wird der Bedarf in Übereinstimmung mit der 
Deutschen BundefSbank auf 60 Millionen DM ge- 
schätzt. Es liegen keine Anhaltspunkte dafür vor, 
daß im Rechnungsjahr 1961 mit einer Ausprägung 
von Münzen in größerem Umfange zu rechnen wäre. 
Wenn das Aufkammen aus der Münzprägung in frü- 
heren Jahren einen hölheren Betrag ergeben hat, so 
lagen Sonderverhältnisise vor, wie z. B. 1958 die Be- 
vorzugung höherer Werte und 1959 die infolge der 
Wiedereingliederung des Saarlandes notwendig ge- 
wordene Ausprägung von Münzen. 


zur Steigerung der Wirtschaftskraft — 

Der Erhöhung des Ansatzes um 21,2 Millionen DM 
kann nicht zugestimmt werden. Der Fonds für regio- 
nale Hilifsmaßnahmen zur Steigerung ider Wirt- 
schaftskraft ist seit seiner Gründung im Rechnungs- 
jahr 1951 von 27 Millionen DM auf 118,8 Millionen 
DM im Rechnungsjiahr 1961 gesteigert worden, er 
erfährt durch das Anwachsen der revolvierenden 
Rückflüsse jährlich automatisch weitere Steigerun- 
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zur Folge. Ebeirso bewirkte das 1959 angelaufenc 
„Entwicklungsprogramm für zentrale Orte in länd- 
lichen schwach struktAirierten Gebieten" eine wei- 
tere Kürzung der Mittel, weil die 16 zentralen Orte 
überwiegend außerhalb der anerkannten Sanierungs- 
gebiete liegen. Im Zonenrandgebiet liegen leidiglich 
2 Orte. 

Auch die 1960 für 30 Landkreise angelaufene „Nach- 
holerschließung" hat zu neuen Einengungen der 
Mittel, insbesondere bei der Zuschußgewährung, ge- 
führt. 

Der Beschluß der Bundesregierung, alle nicht auf 
Rechts Verpflichtung beruhenden Titel um 10 v. H. 
zu kürzen, kann im Hinblick auf die wirtschaftlichen, 
aber auch 'staatspoli tischen Auswirkungen einer sol- 
chen Kürzung für idie Zonenrand- und Sanierungs- 
gebiete keane Anwendung finden. Auch in 'den ver- 
gangenen Jahren iist diesen Gesichtspunkten da- 
durch Rechnung getragen worden, daß die nach den 
jeweiligen Hausihaltsgeisetzen gesperrten Mittel ge- 
gen Ende des Haushaltsjahres stets frei ge geben 
worden sind. 


Stellungnahme der Bundesregierung 

gen. Im übrigen sind auch im Rechnungsjahr 1961 
neben den hier veranschlagten Bunde sihausihalts- 
mitteln für den gleichen Zweck beträchtliche andere 
öffentliche Mittel zu erwarten, und zwar voraussicht- 
lich wesentliche Beträge aus den ERP-Sonderver- 
mögen und zinsgünstige Darlehen der Bundesanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslasen Versiche- 
rung. Eine weitere Aufstockung des Fonds ist sach- 
lich nicht gerechtfertigt und nicht erforderlich. Seine 
Mittel reichen für die dringenden Fälle einer Förde- 
rung des Industrieiansatzeis aus. Die Finanziierung 
kommunaler Maßnahmen (Grundausstattung aiuf den 
Gebieten des Verkehrs und der Versorgung) kann 
im Hinblick auf die Besserung der Hauishaltslage der 
Länder und Gemeinden in größerem Umfange als 
bisher von diesen übernommen werden. 


Deckung s vor schlag 

Siehe Empfehlung zu Kap. 60 02 Tit. 68 
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